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Zusammenfassung 
Preise für Benzin und Diesel stehen regelmäßig im Mittelpunkt wirtschafts- und verbrau-
cherpolitischer Debatten. Besonders deutlich wurde dies während der Energiekrise 2022 
und erneut im Jahr 2026. Die starken Anstiege der internationalen Rohöl- und Kraftstoff-
preise führten zu erheblichen Belastungen für Verbraucherinnen und Verbraucher und 
lösten Forderungen nach staatlichen Eingriffen in die Preisbildung aus. Die vorliegende 
Kurzstudie untersucht daher die Wirkungen und ökonomischen Grenzen verschiedener 
Instrumente der Kraftstoffmarktregulierung. Im Mittelpunkt stehen Markttransparenz, zeit-
liche Beschränkungen der Preisanpassung, staatliche Höchstpreise sowie fiskalische 
Maßnahmen. Betrachtet werden insbesondere die deutsche Markttransparenzstelle für 
Kraftstoffe (MTS-K), das seit April 2026 geltende Kraftstoffpreisanpassungsgesetz 
(KPAnG), formelbasierte Preisobergrenzen wie in Belgien und Luxemburg sowie Steu-
erentlastungen und Subventionen. Bewertet werden die Instrumente anhand der Kriterien 
Verbraucherwohlfahrt, Wettbewerb, Transparenz, Effizienz und Versorgungssicherheit. 

Ein zentraler Befund unserer Auswertung der umfangreichen Literatur ist, dass hohe 
Kraftstoffpreise nicht ohne Weiteres mit einem unzureichenden Wettbewerb an Tankstel-
len gleichgesetzt werden können. Die Preise werden wesentlich durch internationale 
Rohöl- und Produktnotierungen, Wechselkurse, Steuern und Abgaben sowie die Bedin-
gungen auf den Raffinerie- und Großhandelsmärkten bestimmt. Gleichzeitig bestehen auf 
den Tankstellenmärkten jedoch erhebliche Preisunterschiede und ausgeprägte zeitliche 
Preismuster. Die ökonomische Bewertung staatlicher Eingriffe muss daher danach unter-
scheiden, in welchem Ausmaß tatsächlich ein Wettbewerbs- oder Informationsproblem 
vorliegt und wie sehr lediglich internationale Kosten- bzw. Preisschocks an die Verbrau-
cher weitergegeben werden. 

Markttransparenz kann die Suchkosten der Verbraucher senken und den Preiswettbe-
werb zwischen Tankstellen intensivieren. Voraussetzung hierfür ist allerdings, dass Ver-
braucher die verfügbaren Informationen tatsächlich nutzen und zwischen mehreren Tank-
stellen wählen können. Die empirische Evidenz zeigt zugleich, dass eine nahezu vollstän-
dige Transparenz auch die Anbieter besser über die Preise ihrer Wettbewerber informiert 
und damit strategische Reaktionen erleichtern kann. Mehr Transparenz ist deshalb nicht 
automatisch gleichbedeutend mit mehr Wettbewerb oder niedrigeren Preisen. Für 
Deutschland spricht dies dafür, die vorhandene MTS-K grundsätzlich beizubehalten, die 
konkrete Ausgestaltung der Preisinformationen aber stärker unter wettbewerblichen Ge-
sichtspunkten zu betrachten. 

Ein interessanter Ansatz findet sich dazu in Österreich. Dort werden an einem Standort 
zwar die zehn nächstgelegenen Tankstellen erfasst, in der Verbraucherinformation aber 
nur die Preise der fünf günstigsten Anbieter angezeigt. Die ökonomische Logik besteht 
darin, dass eine Tankstelle einen zusätzlichen Anreiz erhält, einen hinreichend niedrigen 
Preis zu setzen, um in den Kreis der angezeigten günstigsten Anbieter zu gelangen. Für 
Deutschland sollte daher geprüft werden, ob die Preisvergleichsinformationen der 
MTS-K bzw. der darauf aufbauenden Dienste künftig ebenfalls stärker auf die günstigsten 
Anbieter konzentriert werden könnten – beispielsweise durch die prominente Anzeige der 
günstigsten 50 Prozent der Tankstellen in einem definierten regionalen Umkreis. 
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Zeitliche Beschränkungen der Preisanpassung greifen dagegen unmittelbar in den Ablauf 
der Preissetzung ein. Das seit dem 1. April 2026 geltende KPAnG erlaubt grundsätzlich 
nur eine Preiserhöhung je Kalendertag um 12 Uhr, während Preissenkungen jederzeit 
möglich bleiben. Die erste empirische Evidenz zeigt eine deutliche Veränderung des Ta-
gesverlaufs der Preise: Die Zahl der täglichen Preisänderungen ist erheblich zurückge-
gangen und die Preiserhöhungen konzentrieren sich auf den Zeitpunkt um 12 Uhr. Damit 
wurde das mit der Regel unmittelbar verfolgte Ziel einer stärkeren zeitlichen Verlässlich-
keit der Preise erreicht. Daraus folgt jedoch noch nicht, dass Verbraucher im Durchschnitt 
einen niedrigeren Preis bezahlen. Entscheidend ist, zu welchen Zeitpunkten und zu wel-
chen Preisen tatsächlich getankt wird. 

Die Ersteinschätzung des KPAnG fällt deshalb ambivalent aus. Positiv ist die größere 
Vorhersehbarkeit der Preisentwicklung: Nach einer Preiserhöhung um 12 Uhr ist eine wei-
tere Erhöhung bis zum nächsten Tag ausgeschlossen. Gleichzeitig konzentriert die Regel 
die Preiserhöhungen aller Anbieter auf einen gemeinsamen Zeitpunkt. In Verbindung mit 
der nahezu vollständigen Markttransparenz kann dies Preisanpassungen stärker synchro-
nisieren und die Beobachtung der Wettbewerber erleichtern. Diese Nachteile sind theo-
retisch und experimentell gut begründet, während sie empirisch für Deutschland bislang 
weder belegt noch widerlegt sind. Die ersten Studien erfassen nur wenige Wochen und 
kommen zu unterschiedlichen Ergebnissen. Die gesetzlich vorgesehene Evaluation sollte 
deshalb deutlich über die Frage hinausgehen, ob die Zahl der Preisänderungen gesunken 
ist. Zu untersuchen sind insbesondere der mengengewichtete tatsächlich gezahlte Ver-
braucherpreis, die Margen auf den verschiedenen Marktstufen, die räumliche und zeitli-
che Preisstreuung, die Entwicklung der Preiszyklen sowie die Reaktionen der Absatzmen-
gen. Auch mögliche Veränderungen der Öffnungszeiten und der Versorgung in struktur-
schwächeren Regionen sollten berücksichtigt werden. 

Dabei sollte auch die Wahl des Zeitpunkts 12 Uhr ergebnisoffen überprüft werden. Bereits 
in der Stellungnahme zur Bundestagsanhörung wurde angeregt, einen Zeitpunkt in den 
Abendstunden, beispielsweise 20 Uhr, in Betracht zu ziehen. Dahinter stehen insbeson-
dere die unterschiedliche zeitliche Verfügbarkeit der Verbraucher und mögliche Auswir-
kungen auf die Öffnungszeiten von Tankstellen. Die Evaluation sollte daher prüfen, ob 
alternative Zeitpunkte andere Auswirkungen auf Preisniveau, Margen, Absatzmengen 
und Verbraucherwohlfahrt haben. Denkbar wären hierfür auch regionale Modellversuche. 

Staatliche Preisobergrenzen stellen einen wesentlich tieferen Eingriff in die Preisbildung 
dar. Feste nominale Preisdeckel können Verbraucher kurzfristig entlasten, bergen bei 
steigenden Beschaffungskosten aber erhebliche Risiken für die Versorgung. Die Erfah-
rungen insbesondere mit dem ungarischen Preisdeckel 2021/22 zeigen, dass bei einer 
Bindung unterhalb der Kosten Versorgungsengpässe entstehen können. Formelbasierte 
Höchstpreise, wie sie insbesondere in Belgien und Luxemburg eingesetzt werden, redu-
zieren dieses Risiko, weil sie sich an internationalen Produktnotierungen, Logistik- und 
weiteren Kosten orientieren. Sie greifen jedoch weiterhin unmittelbar in die Preisbildung 
ein und erfordern insbesondere eine staatliche Festlegung der zulässigen Vertriebsmarge. 
Zudem können regulierte Höchstpreise als Preisanker wirken und koordinierte Preiserhö-
hungen bis zur maximal zulässigen Grenze erleichtern. 
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Eine Übertragung des belgischen oder luxemburgischen Modells auf Deutschland wäre 
deshalb nicht mit der einfachen Übernahme einer bestehenden Preisformel gleichzuset-
zen. Es müssten für den deutschen Markt geeignete Referenznotierungen, Logistik- und 
Bevorratungskosten sowie insbesondere eine angemessene Vertriebsmarge bestimmt 
werden. Zudem ist Deutschland in vielerlei Hinsicht regional heterogener als Belgien, 
etwa in Bezug auf Nachfrage, Transportkosten und auch Marktstruktur. Der Staat wird so 
dauerhaft in eine Aufgabe einbezogen, die erhebliche Informationen über teils recht        
heterogene Kostenstrukturen und Marktbedingungen erfordert. Vor diesem Hintergrund 
sollte von einer allgemeinen Preisobergrenze in Deutschland nur dann Gebrauch ge-
macht werden, wenn ein konkretes Marktversagen nachgewiesen ist und die erwarteten 
Nebenwirkungen beherrschbar erscheinen. 

Die fiskalischen Maßnahmen weisen ein anderes Wirkungsprofil auf. Steuer- und Sub-
ventionsmaßnahmen können einen erheblichen Teil der Entlastung an die Verbraucher 
weitergeben, ohne unmittelbar in die Preissetzung der Tankstellen einzugreifen. Die em-
pirische Evidenz zeigt allerdings, dass die Weitergabe nicht sofort und nicht immer voll-
ständig erfolgt und vom Wettbewerb sowie vom Verbraucherverhalten abhängt. Zudem 
sind verbrauchsabhängige Maßnahmen fiskalisch teuer und entlasten Haushalte umso 
stärker, je mehr Kraftstoff sie verbrauchen. Ein allgemeiner Tankrabatt ist daher ein ver-
gleichsweise grobes Instrument. Die internationale Evidenz spricht eher für gezielte, pau-
schale Transfers, wenn kurzfristig besonders belastete Haushalte unterstützt werden sol-
len. 

Aus dieser Perspektive sollte die Politik nicht allein auf eine kurzfristige Verbilligung fos-
siler Kraftstoffe abzielen. Der ADAC hat vorgeschlagen, die Stromsteuer auf das europä-
ische Mindestniveau von 0,5 Cent je kWh abzusenken und dies mit dem Hochlauf der 
Elektromobilität zu verbinden. Eine solche Maßnahme würde nicht unmittelbar in die 
Preisbildung auf dem Kraftstoffmarkt eingreifen, sondern die relativen Betriebskosten von 
Elektrofahrzeugen verändern. Bei einer entsprechenden Reform sollten neben der tat-
sächlichen Weitergabe an die Verbraucher insbesondere die fiskalischen Kosten, die Ver-
teilungswirkungen und die Auswirkungen auf die Wahl zwischen verschiedenen Antriebs-
formen berücksichtigt werden. 

Für Deutschland ergibt sich damit insgesamt ein differenziertes Bild. Die verfügbaren Er-
kenntnisse sprechen zunächst für marktnahe Instrumente, insbesondere für funktionie-
renden Wettbewerb, verbraucherorientierte Transparenz und eine wirksame kartellrecht-
liche Kontrolle. Weitergehende Eingriffe in die Preisbildung sollten dagegen an ein konkret 
nachgewiesenes Marktversagen geknüpft und regelmäßig evaluiert werden. Das gilt ins-
besondere für das KPAnG. Dessen bisher klar erkennbare Wirkung betrifft vor allem die 
zeitliche Struktur der Preise; ob sich daraus auch eine nachhaltige Senkung der tatsäch-
lich gezahlten Preise oder eine Verbesserung der Verbraucherwohlfahrt ergibt, ist noch 
nicht abschließend belegt. 

Für die weitere Regulierung lassen sich daraus vier zentrale Empfehlungen ableiten: 

1. Die gesetzliche Evaluation des KPAnG sollte umfassend und ergebnisoffen 
erfolgen. Neben der Zahl der Preisänderungen müssen insbesondere tatsächlich 
gezahlte, mengengewichtete Preise, Margen, Preisstreuung, Absatzmengen, 
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Preiszyklen, Wettbewerbsdynamik und mögliche Auswirkungen auf die Versor-
gung untersucht werden. 

2. Die Ausgestaltung der Markttransparenz sollte stärker auf den Wettbe-
werbsanreiz ausgerichtet werden. Insbesondere sollte geprüft werden, ob – 
nach österreichischem Vorbild – nur die günstigeren Anbieter bzw. die günstigs-
ten 50 Prozent der Tankstellen in einem relevanten regionalen Umkreis promi-
nent angezeigt werden sollten. Auch diese Änderung sollte wissenschaftlich eva-
luiert werden. 

3. Allgemeine Preisobergrenzen sollten nicht als Standardinstrument einge-
setzt werden. Insbesondere die Festlegung einer regulierten Marge wirft erhebli-
che Informations-, Kalibrierungs- und Wettbewerbsfragen auf. Sollte eine solche 
Regulierung dennoch eingeführt werden, sollte sie von Beginn an mit klaren Eva-
luationskriterien und einer unabhängigen Überprüfung etwa durch die Monopol-
kommission verbunden werden. 

4. Bei fiskalischen Entlastungen sollte die steuerliche Behandlung verschie-
dener Mobilitätsformen gemeinsam betrachtet werden. Statt allgemeine 
Tankrabatte dauerhaft zu institutionalisieren, sollte insbesondere geprüft werden, 
ob eine Absenkung der Stromsteuer auf das EU-Mindestniveau einen Beitrag zu 
günstigeren Ladekosten und zum Hochlauf der Elektromobilität leisten kann. 

Insgesamt legt die Evidenz einen evidenzbasierten und lernenden Regulierungsan-
satz nahe: Regulierungsmaßnahmen sollten dort ansetzen, wo ein konkretes Markt- oder 
Informationsproblem besteht, ihre Nebenwirkungen berücksichtigen und mit klaren Prüf-
kriterien versehen werden. Gerade weil die empirische Evidenz für einzelne Instrumente 
unterschiedlich belastbar ist, sollte die Regulierung nicht nur an kurzfristig beobachtbaren 
Preisverläufen, sondern an den tatsächlich relevanten Ergebnissen für Verbraucher, 
Wettbewerb und Versorgungssicherheit gemessen werden. 

 

 

 

 

 

Hinweis zum Einsatz von KI. Bei der Erstellung dieser Studie wurden KI-gestützte Werk-
zeuge eingesetzt, um Literatur und Quellen zu recherchieren, fremdsprachige Dokumente 
zu übersetzen und Textpassagen sprachlich zu korrigieren. Alle Quellen, Zahlen und Fak-
ten wurden von den Autoren geprüft. Die Verantwortung für den Inhalt liegt allein bei ihnen. 

  



7 
 

1 Einleitung 
Preise für Benzin und Diesel stehen regelmäßig im Zentrum öffentlicher und politischer 
Debatten. Besonders deutlich wurde dies während der Energiekrise 2022 und erneut im 
Jahr 2026, als starke Anstiege der internationalen Rohöl- und Kraftstoffpreise zu erhebli-
chen Belastungen für Verbraucherinnen und Verbraucher führten. In beiden Phasen wur-
den Forderungen nach staatlichen Eingriffen in die Preisbildung laut und in Deutschland 
wie auch international unterschiedliche Maßnahmen ergriffen. Das Spektrum reicht von 
mehr Markttransparenz und Beschränkungen des Zeitpunkts von Preisanpassungen über 
staatliche Preisobergrenzen bis hin zu Steuersenkungen und direkten Subventionen. 

Hohe Kraftstoffpreise sind allerdings nicht per se Ausdruck eines unzureichenden Wett-
bewerbs. Sie können auch die Folge gestiegener Rohöl- und Großhandelspreise, höherer 
Beschaffungs- und Transportkosten oder staatlicher Steuern und Abgaben sein. Umge-
kehrt können auf Kraftstoffmärkten aufgrund von Marktstruktur, Suchkosten und der ho-
hen Preistransparenz besondere Wettbewerbsdynamiken entstehen. Die ökonomische 
Beurteilung staatlicher Eingriffe erfordert daher eine Unterscheidung zwischen den ver-
schiedenen Ursachen hoher Preise und eine sorgfältige Betrachtung möglicher Neben-
wirkungen regulatorischer Maßnahmen. 

Vor diesem Hintergrund untersucht die vorliegende Kurzstudie im Auftrag des ADAC die 
Wirkungen und ökonomischen Grenzen unterschiedlicher Formen der Kraftstoffmarktre-
gulierung. Im Mittelpunkt stehen vier Instrumentengruppen: Markttransparenzregulierun-
gen, zeitliche Beschränkungen der Preisanpassung, staatliche Höchstpreise sowie fiska-
lische Maßnahmen. Betrachtet werden insbesondere die deutsche Markttransparenz-
stelle für Kraftstoffe (MTS-K), die seit April 2026 geltende 12-Uhr-Regel des Kraftstoff-
preisanpassungsgesetzes (KPAnG), formelbasierte Preisobergrenzen wie in Belgien und 
Luxemburg sowie verschiedene Formen von Steuersenkungen und Subventionen. Der 
Untersuchungsgegenstand sind dabei insbesondere die Preise für Benzin und Diesel im 
Straßenverkehr. 

Die zentrale Frage lautet, unter welchen Bedingungen diese Instrumente tatsächlich zu 
niedrigeren Preisen und einer höheren Verbraucherwohlfahrt beitragen und welche Aus-
wirkungen sie auf Wettbewerb, Transparenz, Effizienz und Versorgungssicherheit haben. 
Dabei wird sowohl die theoretische Literatur als auch die verfügbare empirische Evidenz 
aus Deutschland und anderen Ländern ausgewertet. Ein besonderes Augenmerk gilt der 
Frage, inwieweit Erfahrungen aus anderen Ländern auf Deutschland übertragbar sind und 
welche regulatorischen Nebenwirkungen – etwa eine erleichterte Koordination von Anbie-
tern, eine höhere Risikoprämie oder Versorgungsengpässe – berücksichtigt werden müs-
sen. 

Die Studie geht dabei zunächst auf die ökonomischen Grundlagen der Preisbildung auf 
Kraftstoffmärkten und den rechtlichen Rahmen in Deutschland ein. Anschließend werden 
die verschiedenen Regulierungsinstrumente beschrieben und anhand der verfügbaren 
Evidenz untersucht. Darauf folgen eine vergleichende Bewertung der Instrumente anhand 
der Kriterien Verbraucherwohlfahrt, Wettbewerb, Transparenz, Effizienz und Versor-
gungssicherheit sowie eine Einordnung der Ergebnisse für Deutschland. Abschließend 



8 
 

werden daraus Handlungsempfehlungen und konkrete Prüffragen für die weitere Evalua-
tion der deutschen Regulierung abgeleitet. 

Die zentralen Ergebnisse der vorliegenden Studie lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

Erstens kann mehr Markttransparenz den Preisvergleich erleichtern und den Wettbewerb 
zwischen Tankstellen intensivieren. Ihre Wirkung hängt jedoch wesentlich davon ab, ob 
Verbraucher die Informationen tatsächlich nutzen und auf lokaler Ebene hinreichend 
Wettbewerb besteht. Allerdings kann eine nahezu vollständige Preistransparenz auch 
strategische Reaktionen der Anbieter erleichtern. 

Zweitens verändern zeitliche Beschränkungen wie die deutsche 12-Uhr-Regel vor allem 
die Struktur der Preissetzung. Ob sie auch das durchschnittliche Preisniveau und die Ver-
braucherwohlfahrt verbessern, ist dagegen empirisch nicht eindeutig; insbesondere führt 
sie zu einer stärkeren Synchronisierung der Preisanpassungen und erleichtert die Be-
obachtung der Wettbewerber. 

Drittens mögen staatliche Preisobergrenzen Verbraucher zwar kurzfristig entlasten, ber-
gen bei zu niedriger Festsetzung aber erhebliche Risiken für Wettbewerb und Versor-
gungssicherheit. Formelbasierte Modelle wie in Belgien und Luxemburg reduzieren die-
ses Risiko, verlagern jedoch wesentliche Entscheidungen über Kostenansätze und Mar-
gen in die staatliche Regulierung. Zugleich bergen sie das Risiko, koordinierte Preiserhö-
hungen bis zur maximal möglichen Grenze zu erleichtern. 

Viertens können Steuersenkungen und andere fiskalische Maßnahmen einen erheblichen 
Teil der Entlastung an Verbraucher weitergeben, sind jedoch mit hohen fiskalischen Kos-
ten verbunden und wirken verbrauchsabhängig. 

Insgesamt spricht die Evidenz daher dafür, bei der Regulierung von Kraftstoffmärkten zu-
nächst auf Wettbewerb, Transparenz und wirksame kartellrechtliche Kontrolle zu setzen 
und weitergehende Eingriffe in die Preisbildung vorerst zu unterlassen. Erwägenswert 
wäre jedoch die Übernahme der österreichischen Regel, nach der nur die Preise der güns-
tigeren Hälfte der Tankstellen in einer Gegend angezeigt werden. 
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2 Ökonomische und rechtliche Grundlagen von 
Marktinterventionen 
Dieses Kapitel beschreibt, wie Kraftstoffpreise zustande kommen, wo es im Markt zu 
Wettbewerbsproblemen kommt und welchen rechtlichen Rahmen ein Eingriff in Deutsch-
land vorfindet. Eine Bewertung der Instrumente erfolgt in Kapitel 8, nachdem in den Ka-
piteln 4 bis 7 die verfügbare Evidenz zur Wirkung der Instrumente ausgewertet wird. 

2.1 Das Produkt und die Zusammensetzung des Preises 

Benzin und Diesel sind rechtlich genormte Produkte und dürfen daher in Deutschland wie 
in anderen Staaten nur in dieser genormten Form in den Verkehr gebracht werden. Kraft-
stoffe sind ein sehr homogenes Gut, und zwischen verschiedenen Anbietern gibt es so 
gut wie keine Produktdifferenzierung. Zu unterscheiden sind nur Otto- und Dieselkraftstoff 
(im Folgenden Benzin und Diesel), wobei Benzin zudem als E5, E10 und als Premium-
kraftstoff mit höherer Oktanzahl angeboten wird. Premiumkraftstoffe spielen ökonomisch 
jedoch eine untergeordnete Rolle. Benzin und Diesel sind kurzfristig nicht substituierbar, 
da sich ein Verbraucher mit dem Fahrzeugkauf auf einen der beiden Kraftstoffe festlegt. 
Beide bilden daher sachlich getrennte Märkte (Bundeskartellamt 2011; Bundeskartellamt 
2025). 

Diese Homogenität der Produkte spiegelt sich auch in den Marktgegebenheiten wider. 
Raffinerien, Tanklager und Transportinfrastruktur wie Pipelines und Binnenschiffe werden 
von den Anbietern gemeinsam genutzt. Um Transportkosten zu sparen, beliefern Raffi-
nerien auch die Tankstellen ihrer Wettbewerber (Bundeskartellamt 2011). Markenspezifi-
sche Produktdifferenzierung entsteht in Teilen bei der Tankwagenbefüllung über Additive, 
die dem Grundprodukt zugegeben werden. Daraus entstehen Premiumsorten, die sich 
voneinander unterscheiden, im Absatz aber ein Nischenprodukt sind. Der Wettbewerb 
findet deshalb nicht über Produktdifferenzierung statt, sondern im Wesentlichen über den 
Preis. Zugleich ist es gerade diese Produkthomogenität, die eine Koordination zwischen 
den Anbietern prinzipiell erleichtert (Bundeskartellamt 2025). Allerdings findet auf dem 
Endkundenmarkt eine gewisse Differenzierung über Zusatzangebote der Tankstellen 
(Shop, Waschanlage, Service), Marke, Öffnungszeiten und vor allem den Standort statt, 
sodass nicht alle Tankstellen aus Sicht der Nachfrager perfekte Substitute sind (vgl. 
Haucap, Heimeshoff und Siekmann 2017; Fischer 2024). 

Dem Tankstellenmarkt sind der Großhandel mit Kraftstoffen, der Raffineriemarkt und der 
Rohölmarkt vorgeschaltet. Der Rohölpreis ist mit rund 75 Prozent der bedeutendste Kos-
tenfaktor bei der Produktherstellung. Für Rohöl ist die Notierung der Sorte Brent maßgeb-
lich, für Kraftstoffe sind es die Notierungen für den Raum Amsterdam–Rotterdam–Ant-
werpen (ARA), die für den deutschen Markt wichtigsten Referenzpreise (Gregor und 
Haucap 2026). Tankstellen beschaffen ihre Mengen im Wesentlichen über längerfristige 
Lieferverträge (Termverträge), die sich auf diese Notierungen stützen, sowie auf regiona-
len Spotmärkten; die Beschaffung ist dabei räumlich begrenzt (Abschnitt 2.3) (Bundes-
kartellamt 2025). 

Zu diesem Beschaffungspreis kommen Steuern und Abgaben hinzu, die in Deutschland 
den größten Teil des Endkundenpreises ausmachen. In Deutschland sind das je Liter 
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Benzin (Diesel) 65,45 (47,04) Cent Energiesteuer, 14 (16) Cent CO₂-Abgabe, 0,27 (0,3) 
Cent Beitrag zum Erdölbevorratungsverband und schließlich 19 Prozent Mehrwertsteuer, 
die auf den Nettopreis inklusive aller vorgelagerten Steuern erhoben wird (Jung et al. 
2026). Die Margen der einzelnen Wertschöpfungsstufen lassen sich nicht ohne Weiteres 
bestimmen. Gregor und Haucap (2026) schätzen die Tankstellenmarge auf 10 bis 14 Cent 
je Liter und die Raffineriemarge vor dem russischen Angriff auf die Ukraine auf 9 Cent je 
Liter Benzin und 12 Cent je Liter Diesel. In der Spitze danach stiegen sie auf 34 bezie-
hungsweise 47 Cent. Das sind Bruttospannen zwischen Beschaffungs- und Verkaufspreis, 
die Betriebskosten sind darin noch nicht abgezogen. 

2.2 Preisbildung auf lokalen Märkten 

Da die Bereitschaft der Nachfrager zwischen Tankstellen zu substituieren (aufgrund von 
Fahrtzeiten) regional begrenzt ist, ist der Kraftstoffeinzelhandel kein bundesweiter Markt. 
Er besteht vielmehr aus einer Vielzahl lokaler oder regionaler Märkte. Die nächstgelegene 
Tankstelle ist in aller Regel jeweils der stärkste Wettbewerber für jede einzelne Tankstelle, 
weil Anfahrts- und Opportunitätskosten der Zeit gegen lange Umwege sprechen (Bundes-
kartellamt 2011). Zusätzlich ist die produktspezifische Preiselastizität der Nachfrage 
grundsätzlich gering, da Mobilität ein Grundbedürfnis ist und Verbraucher häufig auf ihr 
Auto angewiesen sind. Das bedeutet, dass die insgesamt nachgefragte Menge der Ver-
braucher auch bei stark steigenden oder fallenden Preisen zumindest kurzfristig relativ 
stabil bleibt. Ist eine Tankstelle allerdings teurer als eine andere, wird ihre spezifische 
Nachfrage deutlich zurückgehen (Bundeskartellamt 2011). Martin (2024) schätzt, dass 
Konsumenten für ihre bevorzugte Tankstellenmarke höchstens gut zwei Cent je Liter 
mehr zu zahlen bereit sind. Für die spätere Bewertung heißt das, dass wenige Cent ent-
scheiden darüber, an welcher Station getankt wird, während die insgesamt getankte 
Menge im Markt kurzfristig kaum reagiert. 

Allerdings sind die Konsumenten heterogen. Ein Teil der Verbraucher vergleicht die 
Preise zwischen Tankstellen und ist entsprechend preissensibel, ein anderer Teil ver-
gleicht deutlich weniger (Dewenter et al. 2012). Martin (2024) schätzt den Anteil der infor-
mierten Benzinkäufer in Deutschland auf rund ein Fünftel. 

Preise an Tankstellen werden durch zwei Preismuster geprägt, nicht nur in Deutschland, 
sondern fast weltweit. Edgeworth-Zyklen ergeben sich bei abwechselnder Preissetzung 
und kurzfristiger Bindung. Es stellt sich ein Sägezahnmuster als nicht-kooperatives 
Gleichgewicht ein. Dabei unterbieten sich die Anbieter schrittweise bis an die Grenzkos-
ten, bis einer die Preise wieder erhöht, die anderen nachziehen und das Unterbieten von 
vorn beginnt. Am unteren Ende entsteht ein Abnutzungskampf, da die Anbieter darauf 
warten, dass ein anderer zuerst erhöht. Dieses Muster entsteht auch bei konstanten Kos-
ten und konstanter Nachfrage (Maskin und Tirole 1988). In Deutschland ist dieses Muster 
ein Intraday-Zyklus und praktisch flächendeckend vorhanden. Vor Einführung der 12-Uhr-
Regel gab es im bundesweiten Durchschnitt sieben deutliche Preisanhebungen am Tag, 
nach der Einführung ist es eine (Bundeskartellamt 2026b). Ob diese Zyklen ein Zeichen 
funktionierenden Wettbewerbs sind oder auch Resultat kollusiven Verhaltens, ist aus the-
oretischer Sicht nicht klar. Empirisch gibt es Belege, dass Preise in Märkten mit stärkeren 
Zyklen, geringer sind als in Märkten ohne oder mit schwachen Zyklen. Noel (2015) zeigt, 
dass der Preiseffekt von Edgeworth-Zyklen von deren Stärke abhängt, die sich aus 
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Amplitude und Zyklenlänge ergibt. Schwächere Zyklen gehen dabei mit höheren Preisen 
einher. Da die 12-Uhr-Regel die Zahl der Zyklen auf einen pro Tag begrenzt und die Zyk-
len damit verlängert, ist demnach mit höheren Preisen zu rechnen. Zudem werden Input-
preisschocks in zyklischen Märkten zwei- bis dreimal schneller weitergegeben als in Märk-
ten ohne Zyklen (Lewis und Noel 2011). Umgekehrt sind Zyklen aber auch kein eindeuti-
ger Beweis für Wettbewerb. In Australien etwa gab es ein Tankstellenkartell, das genau 
diese Zyklen telefonisch koordinierte (Wang 2008). In Deutschland stieg mit der Verbrei-
tung von Preisalgorithmen die Zahl der Preisänderungen, und in Märkten mit mehreren 
Anbietern stiegen auch die Tankstellenmargen (Assad et al. 2024). 

Das zweite Muster ist die asymmetrische Weitergabe von Inputkosten. Dieses Phänomen 
ist als „Rockets and Feathers“ bekannt. Den Begriff prägte Bacon (1991) für den britischen 
Markt. Für die USA zeigen Borenstein et al. (1997), dass eine Rohölverteuerung nach vier 
Wochen fast vollständig an der Tankstelle angekommen war, während eine gleich große 
Verbilligung acht Wochen brauchte. Diese Asymmetrie entstand nicht im Großhandel, 
sondern an der Tankstelle. Asymmetrische Preisweitergabe ist auf sehr vielen Kraftstoff-
märkten beschrieben, aber auch über viele andere Güter hinweg (Peltzman 2000). Sie ist 
kein Beleg für Kollusion, denn sie lässt sich bereits durch Suchkosten und teilweise infor-
mierte Verbraucher erklären (Tappata 2009; Lewis 2011). Frondel et al. (2020) dokumen-
tieren das Muster auch für Deutschland in der Zeit vor der Meldepflicht. 

Der Tankstellenmarkt in Deutschland ist geprägt durch sehr hohe Markttransparenz, da 
die Markttransparenzstelle für Kraftstoffe (MTS-K) alle Preisänderungen in Echtzeit an die 
Verbraucher-Informationsdienste weitergibt. Zusätzlich sind Tankstellen verpflichtet, ihre 
Kraftstoffpreise so auszuzeichnen, dass sie für Kraftfahrer lesbar sind, die „auf der Straße 
heranfahren“. Dieses Schild zeigt aber nur den eigenen Preis. Auf der Anbieterseite war 
die Transparenz dagegen schon vor der Einführung der MTS-K hoch. Tankstellenpächter 
fuhren mehrmals am Tag die Wettbewerbstankstellen im Umfeld ab und meldeten deren 
Preise an die Mineralölkonzerne, sodass vor allem die Oligopolmitglieder über einen flä-
chendeckenden und ständig aktualisierten Überblick verfügten. Die Meldepflicht sollte 
also vor allem die Informationsasymmetrie zwischen den marktbeherrschenden Unter-
nehmen einerseits und unabhängigen Anbietern und Konsumenten andererseits reduzie-
ren (Bundeskartellamt 2011; Bundeskartellamt 2025). Transparenz nützt allerdings nur, 
wenn die Preisinformation für die Konsumenten auch verwertbar ist. Vor Einführung der 
12-Uhr-Regel war das zu bezweifeln, da eine durchschnittliche Tankstelle ihren Preis 
knapp 22-mal am Tag änderte (Bundeskartellamt 2026b). Das Bundeskartellamt zog den 
Schluss, „dass die immer häufiger werdenden Preisänderungen zu einer zunehmenden 
Preisintransparenz führen“ (Bundeskartellamt 2025). Nach Einführung der 12-Uhr-Regel 
fiel dieser Wert auf knapp acht Preisänderungen am Tag (Bundeskartellamt 2026b). 

2.3 Marktversagen als Rechtfertigung von Eingriffen? 

Grundsätzlich sind hohe Preise allein noch kein Marktversagen. Über 50 Prozent des 
Bruttokraftstoffpreises werden durch eine hohe Steuer- und Abgabenlast verursacht, und 
rund 75 Prozent der Herstellungskosten der Kraftstoffe entfallen auf das Rohöl, dessen 
Preis sich am Weltmarkt bildet (Bundeskartellamt 2025; Jung et al. 2026). Dieser wird 
wiederum von einem Kartell, der OPEC, bestimmt. Das führt zu Marktversagen auf dem 
Rohölmarkt, allerdings liegt die Verfolgung dieses Kartells nicht in der Jurisdiktion 
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Deutschlands und damit auch außerhalb des Rahmens dieser Studie. Es verbleiben 
Marktversagenstatbestände auf den nachgelagerten Raffinerie-, Großhandels- und Tank-
stellenmärkten, die wir im Folgenden prüfen. 

Wie oben beschrieben ist der Tankstellenmarkt in Deutschland lokal oder regional abzu-
grenzen, da die Nachfrager hohe Anfahrtskosten für kleine Preisvorteile meiden. Markt-
beherrschung im Einzelhandel ist daher ein lokales und kein flächendeckendes Problem. 
Das Bundeskartellamt hat eine gemeinsame marktbeherrschende Stellung auf Tankstel-
lenebene zuletzt in einzelnen Regionalmärkten festgestellt, beispielsweise in München, 
Stuttgart und im Raum Trier, und prüft das jeweils im Einzelfall (Bundeskartellamt 2025). 
Autobahntankstellen bilden einen Sonderfall und gelten als eigener Markt mit grundsätz-
lich anderen Wettbewerbsbedingungen (Bundeskartellamt 2011; Bundeskartellamt 2025). 
Problematisch war in der Vergangenheit hingegen, dass fünf Konzerne, namentlich Aral 
(BP), Shell, Esso (ExxonMobil), Jet (ConocoPhillips) und Total, als Einzige über Raffine-
riekapazitäten in Deutschland und ein bundesweites Tankstellennetz verfügten und damit 
ein bundesweites Oligopol bildeten. Auf diese fünf Anbieter entfielen 2009 etwas mehr als 
die Hälfte der Straßentankstellen und knapp zwei Drittel des Kraftstoffabsatzes (Bundes-
kartellamt 2011). Seither hat die vertikale Integration allerdings deutlich abgenommen. 
2018 verkaufte ExxonMobil sein Esso-Netz, 2024 verkaufte TotalEnergies seine deut-
schen Tankstellen (Bundeskartellamt 2025), und 2025 gab Phillips 66, zu dem Jet seit 
2012 gehört, 65 Prozent seines Tankstellengeschäfts ab (Phillips 66 2025). Von den fünf 
Konzernen sind damit nur noch BP und Shell über die gesamte Wertschöpfungskette in-
tegriert. Eni ist auch voll vertikal integriert, gehörte aber nicht zu den fünf Oligopolisten. 
Ein bundesweites Oligopol im Einzelhandel gibt es so nicht mehr, während lokale Markt-
beherrschung möglich bleibt und im Einzelfall zu prüfen ist. 

Auf den vorgelagerten Stufen ist die Konzentration dagegen unverändert hoch. In 
Deutschland werden elf Raffinerien betrieben, drei davon gemeinschaftlich. Bundeskar-
tellamt (2025) zeigt, dass 2022 mindestens 65 Prozent des erzeugten Diesels und min-
destens 60 Prozent des erzeugten Benzins auf die fünf größten Erzeuger entfielen.1 Ent-
scheidender als der bundesweite Anteil ist allerdings der räumliche Zuschnitt der Groß-
handelsmärkte. Der Absatz ab Raffinerie oder Tanklager ist aufgrund der Transportkosten 
regional begrenzt. Nach Bundeskartellamt (2025) gelten Anbieter in einem Umkreis von 
bis zu 200 Kilometern weitgehend als Bezugsalternative. Weiter entfernte Anbieter wer-
den nur bei deutlichen Preisunterschieden und vorhandener Logistik in Betracht gezogen. 
Innerhalb dieser Radien gibt es nur wenige Raffinerien, die jeweils fast alle Tankstellen in 
ihrem Umkreis beliefern. Auch wer sich von einem Großhändler beliefern lässt, erhält 
meist Produkt aus derselben regionalen Raffinerie. Bundeskartellamt (2025) hält es des-
halb für wahrscheinlich, dass in Regionen mit nur einem relevanten Erzeuger die Vermu-
tungsschwelle für die Einzelmarktbeherrschung und in Regionen mit Gemeinschaftsraffi-
nerien die Schwelle für gemeinsame Marktbeherrschung erreicht wird. Allerdings setzen 
Importe dieser Marktmacht eine Obergrenze. Verlangen Anbieter mehr als den 

 
1 Das Bundeskartellamt weist ausdrücklich darauf hin, dass dies keine Marktanteile im Sinne des 
§ 18 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) sind, weil Erzeugung und Import 
zusammenzufassen wären und der räumliche Markt wahrscheinlich nicht ganz Deutschland um-
fasst. 
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Importpreis, weichen die Abnehmer auf Importe aus. Gregor und Haucap (2026) zeigen, 
dass die deutschen Raffineriemargen nach dem russischen Angriff um fünf bis sechs Cent 
je Liter stärker stiegen als am ARA-Spotmarkt, und führen das neben der Abhängigkeit 
von russischem Rohöl auf genau diese regionale Marktmacht der Raffinerien zurück. 
Auch eine Ex-post-Auswertung des Zusammenschlusses von EG Group und OMV der 
Monopolkommission, findet Preiseffekte an den Tankstellen, wo sich die belieferende Raf-
finerie ändert, und nicht dort, wo sich der lokale Wettbewerb zwischen Tankstellen ändert 
(Monopolkommission 2026). 

Verstärkt werden diese Beschränkungen durch die vertikalen Verflechtungen. Zwar sind 
über die gesamte Wertschöpfungskette nur noch BP, Shell und Eni integriert, doch nur 
drei von zwölf Erzeugern sind nicht zugleich auf einer vorgelagerten oder der nachgela-
gerten Stufe tätig (Bundeskartellamt 2025). Verbindend wirkt zudem die gegenseitige Be-
lieferung. Die integrierten Erzeuger kaufen erhebliche Mengen bei anderen Raffinerien zu, 
um ihre eigenen Netze zu versorgen, wodurch wechselseitige Abhängigkeiten entstehen. 
Bereits 2011 waren rund 25 Prozent der in Deutschland abgesetzten Mengen über 
Tauschverträge kontrahiert, in denen das Bundeskartellamt einen glaubwürdigen Sankti-
onsmechanismus im Binnenverhältnis des Oligopols sah, und die unabhängigen Tank-
stellenbetreiber sind „in ihrer großen Mehrheit … auf Vorlieferungen durch die integrierten 
Mineralölgesellschaften angewiesen“ (Bundeskartellamt 2011). Wer den Einzelhandel be-
trachtet, betrachtet deshalb eine Stufe, deren Einstandspreis zu einem erheblichen Teil 
von den eigenen Wettbewerbern gesetzt wird. 

Auch der Preismechanismus auf der Großhandelsstufe kann stillschweigende Kollusion 
befördern. Der überwiegende Teil der Großhandelsmenge wird über Jahresverträge kon-
trahiert. Diese folgen den Referenznotierungen von Preisinformationsdiensten wie Argus 
und Platts, auf die Zu- und Abschläge vereinbart werden (Gregor und Haucap 2026; Bun-
deskartellamt 2025). Diese Notierungen sind dabei kein Kurs an einer Börse, sondern 
eine Einschätzung dieser Dienste auf der Basis gemeldeter Geschäfte, Gebote und An-
gebote eines Tages. Bundeskartellamt (2025) bemängelt die Qualität dieser Notierungen, 
da sie teilweise auf sehr wenigen Transaktionen beruhen und weit überwiegend von der 
Verkäuferseite gemeldet werden. Das führt zu zwei Problemen. Erstens haben Anbieter 
einen Anreiz, selektiv hohe Preise zu melden, weil das die Notierung und damit die Ab-
satzpreise ihrer langfristigen Verträge hebt. Nachfrager haben dagegen kaum einen An-
reiz, günstige Einkäufe zu melden, weil eine niedrigere Notierung auch die Einkaufspreise 
ihrer Wettbewerber senkt und ihnen selbst somit keinen relativen Vorteil verschafft. Zwei-
tens können die Referenznotierungen als Fokalpunkt dienen und kollusive Gleichgewichte 
im Großhandelsmarkt unterstützen. Anbieter können damit das Verhalten ihrer Wettbe-
werber zeitnah beobachten und Abweichungen erkennen, was das Bundeskartellamt als 
mittelbaren Informationsaustausch über wesentliche Wettbewerbsparameter wertet (Bun-
deskartellamt 2025). Dass das kein theoretisches Risiko ist, zeigen andere Märkte. Beim 
LIBOR und EURIBOR stimmten Händler konkurrierender Banken die Meldungen ab, aus 
denen der Referenzzins berechnet wurde, und die Kommission ahndete das 2013 als 
Kartell (Europäische Kommission 2013). Auch im Fall der Ethanol-Benchmarks koordi-
nierten Hersteller ihre Geschäfte und verknappten das Angebot, um die Notierung künst-
lich zu erhöhen (Europäische Kommission 2021; Europäische Kommission 2023). Für 
Kraftstoffe sieht das Bundeskartellamt dieselben Risiken und prüft sie im Verfahren nach 
§ 32f GWB (Abschnitt 2.4) (Bundeskartellamt 2025). 
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Das Bundeskartellamt (2025) folgert, dass die Marktstruktur in ihrer Gesamtheit den Wett-
bewerb einschränkt und ein erhöhter Anreiz für Kollusion besteht. Zusätzlich ist die Nach-
fragemacht auf Großhandels- und Endkundenebene zersplittert und kann diese Verhal-
tensspielräume nicht einschränken. Auch die Monopolkommission (2026) weist auf „struk-
turelle Wettbewerbsprobleme auf den Vorleistungsmärkten (Raffinerien und Kraftstoff-
großhandel)“ hin, auf die der im europäischen Vergleich überdurchschnittlich schnelle An-
stieg der Tankstellenpreise nach dem Ölpreisschock 2026 zurückzuführen sein dürfte. Wo 
Wettbewerbsprobleme in Deutschland dokumentiert sind, liegen sie auf der Raffinerie- 
und Großhandelsstufe sowie in einzelnen lokalen Märkten, nicht aber im flächendecken-
den Preisniveau an den Tankstellen. Die Mineralölwirtschaft bestreitet zudem schon die 
Prämisse: Nach Auffassung des Branchenverbands en2x zeigt ein Vergleich der Kraft-
stoffpreise mit anderen europäischen Ländern „klar, dass sich das unterstellte Wettbe-
werbsproblem im deutschen Kraftstoffmarkt nicht belegen lässt“ (en2x – Wirtschaftsver-
band Fuels und Energie 2026). Ein Vergleich von Preisniveaus zwischen Ländern erlaubt 
allerdings für sich genommen allein noch keine Aussage über die vorhandene oder man-
gelnde Funktionsfähigkeit eines einzelnen Marktes. 

2.4 Institutioneller (rechtlicher) Rahmen in Deutschland 

Das deutsche Recht regelt für Kraftstoffe Information, Zeitpunkt und Missbrauch, nicht 
aber die Preishöhe im Normalbetrieb. Die Transparenz beruht auf § 47k GWB: Die Markt-
transparenzstelle soll „die Wertschöpfungsstufen des Handels mit und – seit 2022 – der 
Herstellung von Kraftstoffen“ beobachten, um den Kartellbehörden die Aufdeckung von 
Verstößen zu erleichtern. Die Meldepflicht trifft jedoch nur die Betreiber öffentlicher Tank-
stellen und, wenn diesen die Verkaufspreise vorgegeben werden, das preissetzende Un-
ternehmen, während sie die vorgelagerten Stufen gerade nicht erfasst (Monopolkommis-
sion 2026). Die Preisauszeichnung an der Straße folgt aus § 15 Abs. 1 PAngV. Seit dem 
1. April 2026 begrenzt das Kraftstoffpreisanpassungsgesetz zusätzlich den Zeitpunkt. 
Preise für Otto- und Dieselkraftstoffe dürfen nur einmal je Kalendertag um 12 Uhr erhöht 
werden. 

An der Preishöhe setzt das Recht nur über die Missbrauchsaufsicht an, seit 2026 gezielt 
auf der vorgelagerten Stufe. § 20 Abs. 3 GWB verbietet Unternehmen mit gegenüber klei-
nen und mittleren Wettbewerbern überlegener Marktmacht, diese unbillig zu behindern, 
und nennt als Regelbeispiele das nicht nur gelegentliche Angebot unter Einstandspreis 
sowie die Preis-Kosten-Schere, also einen höheren Lieferpreis an den belieferten Wett-
bewerber als den eigenen Endkundenpreis. Der mit dem Kraftstoffmaßnahmenpaket ein-
gefügte § 29a GWB verbietet es einem Kraftstoffanbieter darüber hinaus, auf einem der 
Abgabe an Letztverbraucher vorgelagerten Markt eine marktbeherrschende Stellung oder 
relative Marktmacht auszunutzen, „indem er Kraftstoffpreise fordert, die die Kosten in un-
angemessener Weise überschreiten“, und legt ihm die Darlegungs- und Beweislast für 
Zuordnung und Höhe der Kosten auf. Strukturell erlaubt § 32f GWB nach einer Sektorun-
tersuchung Abhilfemaßnahmen bis hin zum „Verbot der einseitigen Offenlegung von In-
formationen, die ein Parallelverhalten von Unternehmen begünstigen“, und als letztes Mit-
tel zur Entflechtung (Bundesrepublik Deutschland 2026a). Wie belastbar dieses Instru-
ment ist, ist offen. Das Bundeskartellamt eröffnete im März 2025 ein Verfahren nach § 32f 
Abs. 3 GWB. 
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Eine Befugnis, Höchstpreise oder Margenobergrenzen für Kraftstoffe festzusetzen, kennt 
das deutsche Recht dagegen noch nicht.2 § 29a GWB kommt dem am nächsten, ist aber 
Missbrauchsaufsicht im Einzelfall mit einem Kostenmaßstab und keine Preissetzung. Die 
Monopolkommission geht davon aus, dass die Vorschrift „nicht … zu allgemeinen Eingrif-
fen in die freie Preisbildung ähnlich einer Preisregulierung führen“ wird (Monopolkommis-
sion 2026). Auch die fiskalische Seite ist nach unten begrenzt: Die Energiesteuer lässt 
sich nur bis zu den EU-Mindestbeträgen absenken, die 2022 mit 0,359 Euro je Benzin 
und 0,33 Euro Liter Diesel ausgeschöpft wurden. Unionsrechtlich ausgeschlossen ist ein 
nationaler Höchstpreis allerdings offenbar nicht, wie die belgischen und luxemburgischen 
Regime zeigen (Kapitel 6). 

  

 
2 Das könnte sich ändern: Bund und Länder haben vereinbart zum 1. Januar 2027 ein Spritpreis-
deckel nach dem Vorbild Luxemburgs oder Belgiens einzuführen“ (Bundesregierung 2026). Kon-
krete Eckpunkte oder gar ein Gesetzentwurf lagen bei Abschluss dieser Studie noch nicht vor. 
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3 Staatliche Eingriffe in die Preisbildung auf den 
Kraftstoffmärkten im Überblick 
Im Zuge der Energiekrisen 2022 und 2026 haben viele Staaten weltweit ganz unterschied-
liche Maßnahmen ergriffen, um den Anstieg der Kraftstoffpreise zu dämpfen (Amaglobeli 
et al. 2023; OECD 2026a). Im Folgenden unterscheiden wir vier Gruppen von Instrumen-
ten staatlicher Eingriffe in die Preisbildung auf den Kraftstoffmärkten: (1) Markttranspa-
renzregulierungen wie die Meldepflicht an die Markttransparenzstelle für Kraftstoffe (MTS-
K), (2) zeitliche Beschränkungen von Preisanpassungen wie die 12-Uhr-Regel, (3) staat-
liche Höchstpreise, wie sie in Belgien oder Luxemburg praktiziert werden, sowie (4) fiska-
lische Maßnahmen wie der Tankrabatt. Viele dieser Instrumente werden dabei nicht aus-
schließlich als Krisenmaßnahme genutzt, sondern sind lang in Kraft. Auch schließen sich 
die Instrumente nicht gegenseitig aus und werden häufig miteinander kombiniert, wie etwa 
die Kombination aus Markttransparenzstelle und 12-Uhr-Regel aktuell in Deutschland. 

In den folgenden Abschnitten 3.1 bis 3.4 beschreiben wir für jede Gruppe, wie das Instru-
ment funktioniert, wo es eingesetzt wird und wie es abgewandelt werden kann. Theoreti-
sche, experimentelle und empirische Evidenz folgt dann in den Kapiteln 4 bis 7. Tabelle 
1 im Anhang bietet eine Übersicht über die Instrumente. Angesichts eines sich laufend 
verändernden Regulierungsumfelds erhebt diese Zuordnung allerdings keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit und spiegelt nur unser Rechercheergebnis wider. 

3.1 Markttransparenzregulierung 

Das Ziel von Markttransparenzregulierungen ist es, den Verbrauchern die Suche nach der 
günstigsten Tankstelle zu vereinfachen. Sinken die Suchkosten, sollte die Nachfrage an 
den einzelnen Tankstellen preisempfindlicher werden und so den Preiswettbewerb ver-
schärfen. In Deutschland wie in Südkorea kam ausdrücklich das Ziel hinzu, das Informa-
tionsgefälle zwischen Mineralölunternehmen und Verbrauchern abzubauen (Choi und 
Kim 2024; Deutscher Bundestag 2012). Bereits das Bundeskartellamt (2011) stellte in 
seiner Sektoruntersuchung fest, „dass Tankstellenpächter oder Angestellte mehrfach täg-
lich bei den festgelegten Wettbewerbstankstellen vorbeifahren und die Preise notieren“. 
Die vertikal integrierten Mineralölunternehmen verfügten damit schon vor Einführung der 
MTS-K über nahezu vollständige Informationen über die Preise ihrer Wettbewerber (Bun-
deskartellamt 2011). 

Seit 2001 müssen Tankstellen in Westaustralien bis 14 Uhr ihre Preise für den Folgetag 
an die Meldestelle FuelWatch melden. Die Preise gelten ab 6 Uhr morgens des Folgeta-
ges für 24 Stunden verbindlich (Department of Mines, Industry Regulation and Safety (WA) 
2017; Wang 2009).3 Der gemeldete Preis darf in dieser Zeit weder über- noch unterschrit-
ten werden. Markttransparenz und zeitliche Beschränkung der Preisanpassung sind dort 
also in einem Instrument verbunden (Abschnitt 3.2). In den Folgejahren entstanden 

 
3 Bis April 2026 galt die Meldepflicht nur für den Großraum Perth und namentlich gelistete Regio-
nalorte, auf die rund 80 Prozent der Tankstellen im übrigen Westaustralien entfielen. Seit dem 1. 
Mai 2026 erfasst FuelWatch alle Tankstellen des Bundesstaats (Department of Mines, Industry 
Regulation and Safety (WA) 2017; Government of Western Australia 2026). 
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weltweit zentrale Meldestellen ohne zeitliche Bindung der Preise, unter anderem in Frank-
reich (2007), Südkorea (2008), Österreich (2011) und Chile (2012) (Montag et al. 2026; 
Choi und Kim 2024; Luco 2019; Bernhardt et al. 2025). In Deutschland müssen Tankstel-
len ihre Preise seit September 2013 an die beim Bundeskartellamt angesiedelte MTS-K 
melden (Bernhardt et al. 2025). 

Das Grundprinzip dieser Systeme ist ähnlich. Nahezu alle Tankstellen melden Preisän-
derungen zeitnah an eine zentrale Meldestelle (Bundesrepublik Deutschland 2013; Luco 
2019; Republik Österreich 2011).4 Unterschiede bestehen vor allem darin, wie die Daten 
zu den Verbrauchern gelangen. Die MTS-K gibt die Daten an zugelassene private Ver-
braucher-Informationsdienste weiter, die sie den Konsumenten auf Websites oder in Apps 
zur Verfügung stellen (§ 47k Abs. 5 GWB). Dänemark führte 2026 eine Transparenzregel 
ein, die allerdings nicht über eine zentrale Meldestelle läuft. Kraftstoffanbieter müssen ihre 
Säulenpreise selbst auf der eigenen Website und über eine öffentlich zugängliche Pro-
grammierschnittstelle (API) veröffentlichen, die Vergleichsdienste auslesen können (Kö-
nigreich Dänemark 2025). 

In Österreich veröffentlicht die Regulierungsbehörde E-Control die Preise über die Web-
site spritpreisrechner.at. Dabei werden für einen gegebenen Standort zwar die zehn 
nächstgelegenen Tankstellen angezeigt, Preise aber nur für die fünf günstigsten (Repub-
lik Österreich 2011; Energie-Control Austria (E-Control) 2026a; Bernhardt et al. 2025). 
Das soll den Preiswettbewerb fördern, indem es für die Tankstellen zusätzlichen Wettbe-
werbsdruck aufbaut, bei einer Standortsuche auch mit dem Preis gelistet zu werden (Bun-
desministerium für Wirtschaft, Energie und Tourismus 2025). 

3.2 Zeitliche Beschränkungen der Preisanpassung 

Zeitliche Beschränkungen der Preisanpassung, im Folgenden kurz Zeitregeln, sind von 
der Markttransparenzregulierung grundsätzlich verschieden, treten aber oft gemeinsam 
mit ihr auf, weil eine Meldestelle die Einhaltung automatisiert überwachen kann. In West-
australien entstand die Meldestelle FuelWatch 2001 zusammen mit der Zeitregel, in 
Deutschland überwacht die bereits bestehende MTS-K seit 2026 die 12-Uhr-Regel (Bun-
desrepublik Deutschland 2026b; Bundeskartellamt 2026b), New Jersey und Wisconsin 
kommen dagegen ohne Meldestelle aus. Im Gegensatz zu staatlich verordneten Höchst-
preisen und fiskalischen Maßnahmen verändern Zeitregeln nicht unmittelbar das Preisni-
veau, sondern den Zeitpunkt einer Preisänderung. Zeitregeln legen fest, wann eine Tank-
stelle den weiterhin selbst gesetzten Preis ändern darf. 

Das Instrument der zeitlichen Beschränkung von Preisänderungen wird relativ selten ver-
wendet. Nach unserer Durchsicht nutzen es dauerhaft New Jersey, Wisconsin, West-
australien, Österreich und Deutschland sowie seit 2026 der australische Bundesstaat Vic-
toria und das Northern Territory. Hinzu kamen 2026 befristete Krisenregeln in Italien und 
Rumänien (Repubblica Italiana 2026; Rumänien, Parlament 2026). Die Regeln folgen 

 
4 Beispielsweise müssen Preisänderungen in Deutschland nach § 4 Abs. 2 der Verordnung zur 
Markttransparenzstelle für Kraftstoffe innerhalb von fünf Minuten an die Meldestelle übermittelt 
werden. Tankstellen mit einem Jahresabsatz von höchstens 750 m³ können nach § 3 auf Antrag 
von der Meldepflicht befreit werden (Bundesrepublik Deutschland 2013). 
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dabei drei Konstruktionen. Uhrzeitregeln erlauben höchstens eine Preiserhöhung am Tag, 
in Österreich und Deutschland nur um 12 Uhr, in Rumänien bis 12 Uhr und in Italien ohne 
feste Uhrzeit. Mindestgeltungsdauern verlangen, dass jeder ausgezeichnete Preis min-
destens 24 Stunden unverändert bleibt (New Jersey, Wisconsin). Vortagsregeln verlan-
gen, den Preis am Vortag zu melden. Dieser ist dann ab 6 Uhr für 24 Stunden verbindlich 
(Westaustralien) oder bildet eine Obergrenze (Victoria, Northern Territory). Unabhängig 
davon unterscheiden sich die Regeln in der Richtung der Bindung: Manche binden Erhö-
hungen und Senkungen, andere nur Erhöhungen. 

In Deutschland gilt seit dem 1. April 2026 das Kraftstoffpreisanpassungsgesetz (KPAnG) 
(Bundesrepublik Deutschland 2026b), dessen Kern als „österreichisches Modell“ (Deut-
scher Bundestag 2026a) oder „12-Uhr-Regel“ (Bundeskartellamt 2026b) bekannt gewor-
den ist. Österreich beschränkt Preiserhöhungen auf diese Weise seit 2011 (Republik Ös-
terreich 2010).5 In beiden Ländern dürfen Tankstellen ihre Preise für Benzin und Diesel 
nur einmal täglich um 12 Uhr erhöhen, während Senkungen jederzeit zulässig sind. Das 
deutsche Gesetz bindet neben den Tankstellenbetreibern auch die Unternehmen, die de-
ren Verkaufspreise vorgeben. Verstöße erfasst die MTS-K; sie gibt Verdachtsfälle an die 
zuständigen Landesbehörden ab, die sie als Ordnungswidrigkeit mit bis zu 100.000 Euro 
ahnden können. Die Bundesregierung kann das Nähere, einschließlich einer Aussetzung 
der Pflicht, durch Rechtsverordnung regeln (Bundesrepublik Deutschland 2026b). 

Der australische Bundesstaat Victoria (seit 10. März 2026) und das Northern Territory 
(seit April 2026) haben die westaustralische Vortagsregel in asymmetrischer Form über-
nommen. Tankstellen melden bis 14 Uhr den Preis des Folgetags, der ab 6 Uhr für 24 
Stunden nicht überschritten werden darf. Senkungen sind jederzeit möglich, lassen sich 
aber bis zum nächsten 6-Uhr-Termin nicht wieder rückgängig machen (Consumer Affairs 
Victoria 2026; Service Victoria 2026a; Northern Territory of Australia 2026). 

3.3 Staatliche Höchstpreise 

Staatliche Höchstpreise gehören zu den schwerwiegendsten Eingriffen in die Preisset-
zungsfreiheit der Kraftstoffanbieter. Sie begrenzen Preise oder Preisbestandteile, also 
den Endpreis, die Handelsspanne oder den Großhandelspreis, direkt oder mittelbar nach 
oben. In manchen Fällen wird ein ähnliches Ergebnis ohne Rechtsakt über Zusagen der 
Unternehmen erreicht. Verschiedene Ausprägungen staatlicher Höchstpreise unterschei-
den sich nach ihrem Bezugspunkt (fester Betrag, Formel oder Marge), nach der vertikalen 
Handelsstufe (Tankstelle oder Großhandel) und danach, ob sie mit einer fiskalischen 
Maßnahme kombiniert werden. Der Staat kann Betreiber für Verluste entschädigen. Au-
ßerdem stellt sich die Frage der rechtlichen Durchsetzung.  

Eine der Kernfragen staatlicher Höchstpreise ist die Frage, woran der Höchstpreis gekop-
pelt ist. Sowohl die rechtliche Ausgestaltung als auch die ökonomische Wirkung hängen 
ganz entscheidend an dieser Frage. In der Folge unterscheiden wir feste nominale 

 
5 Bereits seit Juli 2009 durften Tankstellen in Österreich ihre Preise nur einmal täglich erhöhen, 
zunächst zu einem vom Tankstellentyp abhängigen Zeitpunkt (Republik Österreich 2009). Vom 
16. März bis 12. April 2026 waren Erhöhungen dort vorübergehend nur montags, mittwochs und 
freitags um 12 Uhr zulässig (Republik Österreich 2026a). 
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Höchstpreise, Preisdeckel mit fiskalischer Kompensation, formelbasierte Höchstpreise, 
Margendeckel, Preisvereinbarungen und Großhandelsdeckel. Diese Unterscheidung soll 
helfen, die sehr verschiedenen Wirkungen der unterschiedlichen Modelle besser heraus-
zustellen. 

Feste nominale Höchstpreise. Die einfachste Form eines staatlichen Höchstpreises ist ein 
fester nominaler Höchstpreis an der Tankstelle. Dabei legt der Staat einen absoluten Be-
trag je Liter fest, der nicht über-, aber unterschritten werden darf. Die Höhe dieses Betrags 
wird politisch bestimmt und kann sich beispielsweise am Preisniveau eines Stichtags ori-
entieren oder eine politisch opportune runde Zahl sein. Steigen die Beschaffungskosten 
allerdings deutlich über diesen Höchstpreis, wird der Verkauf für den Anbieter verlustbrin-
gend, und dieser kann den Verkauf einstellen. Daher geht mit dieser Regulierung ein er-
hebliches Risiko von Versorgungsengpässen einher. Innerhalb Europas wird diese Form 
fast ausschließlich als befristete Krisenreaktion eingesetzt. Außerhalb Europas bestehen 
solche Höchstpreise teils unbefristet. 

Während der Energiekrisen setzten vor allem mittel- und südosteuropäische Länder feste 
Höchstpreise ein, etwa Kroatien und Ungarn ab Herbst 2021, Slowenien 2022 und erneut 
Ungarn 2026. Besonders gut dokumentiert ist der ungarische Höchstpreis von 2021/22. 
Zwischen dem 15. November 2021 und dem 6. Dezember 2022 war der Einzelhandels-
preis für Eurosuper 95 und Diesel auf 480 Forint je Liter (rund 1,31 Euro) gedeckelt, ohne 
allgemeinen Ausgleich für die Tankstellen. Später wurde der Höchstpreis auf die Groß-
handelsstufe ausgedehnt und der Berechtigtenkreis schrittweise verengt (International 
Monetary Fund 2023; Berezvai und Helfrich 2024). Am 10. März 2026 führte Ungarn er-
neut einen festen Höchstpreis in Höhe von 595 Forint je Liter Benzin und 615 Forint je 
Liter Diesel ein (rund 1,54 beziehungsweise 1,59 Euro), diesmal von Beginn an nur für 
Fahrzeuge mit ungarischem Kennzeichen. Flankiert wurde er von einem Großhandels-
Höchstpreis in gleicher Höhe, einer Verbrauchsteuersenkung und der Freigabe der Si-
cherheitsreserve. Zum 27. Juni 2026 wurde der Höchstpreis aufgehoben, als die Markt-
preise bereits darunter lagen (Regierung Ungarns 2026). Slowenien setzte 2022 zweimal 
einen festen Höchstpreis fest, vom 15. März bis zum 30. April 2022 (1,503 Euro je Liter 
Benzin, 1,541 Euro je Liter Diesel) und erneut vom 11. Mai bis zum 20. Juni 2022 (1,560 
beziehungsweise 1,668 Euro je Liter) (Regierung der Republik Slowenien 2022). Kurzzei-
tige feste Höchstpreise gab es 2021/22 auch in Kroatien (Oktober bis Dezember 2021 
und Februar bis März 2022), das anschließend zu einem formelbasierten Höchstpreis 
überging (Vlada Republike Hrvatske 2021; Regierung der Republik Kroatien 2022). 

Preisdeckel mit fiskalischer Kompensation. Liegt ein staatlich gesetzter Preis unter den 
Beschaffungskosten, drohen die Anbieter Importe und Lieferungen einzuschränken. Da-
her gehen eingefrorene Preise häufig mit Versorgungsengpässen einher (Akcura 2025). 
Manche Staaten kombinieren feste oder Höchstpreise deshalb mit Zahlungen an die An-
bieter. Das geschieht teilweise über staatliche Anbieter wie in Malta. Die staatliche Ene-
med organisiert Import und Großhandel von Kraftstoffen für den Inlandsmarkt, die Preise 
an der Zapfsäule sind landesweit einheitlich und seit Juni 2020 unverändert. Der Staats-
haushalt gleicht die Mehrkosten über direkte Zuschüsse an die Staatsunternehmen aus. 
Allerdings bleiben die Preise auch bei fallenden Weltmarktpreisen unverändert. Die Fest-
setzung wirkt daher in beide Richtungen (Rapa 2025). Staatlich administrierte Preise, de-
ren Kosten über staatliche Öl- oder Vertriebsgesellschaften getragen werden, gibt es in 
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vielen Ländern (Kojima 2016). Libyen verfügt über einen vertikal integrierten Staatskon-
zern (ElShazly 2025), in Kuwait und für die subventionierten Sorten in Indonesien setzt 
der Staat die Preise fest, während der Einzelhandel teilweise privat ist (Shehabi 2017; 
Dartanto 2013). 

Preisdeckel mit fiskalischer Kompensation gibt es aber auch in Märkten mit privaten An-
bietern. Südkorea verbindet seinen Großhandelsdeckel seit März 2026 mit einem Verlust-
ausgleich für die Raffinerien. Panama setzte direkt an der Zapfsäule an. Von Juli 2022 bis 
Anfang Januar 2024 galt für registrierte Fahrzeuge ein stabilisierter Preis von 3,25 US-
Dollar je Gallone (rund 0,86 US-Dollar oder 0,81 Euro je Liter), für Benzin 95 lief die Maß-
nahme bereits im April 2023 aus. Berechtigte zahlten 3,25 US-Dollar und die Tankstellen 
rechneten weiter den amtlichen Höchstpreis ab. Die Differenz wurde vom Staat erstattet 
(República de Panamá, Ministerio de Gobierno 2022). Vergleichbare Kombinationen gab 
es in Pakistan und Kirgisistan. In den wettbewerblich organisierten Kraftstoffmärkten der 
EU wurden Preisdeckel dagegen in der Regel ohne Ausgleich für die Anbieter umgesetzt, 
etwa in Slowenien 2022 und Kroatien 2021/22 (Regierung der Republik Slowenien 2022; 
Vlada Republike Hrvatske 2021). Malta ist wegen seines staatlichen Großhändlers ein 
Sonderfall. Eine Ausnahme bildete zudem die begrenzte ungarische Hilfe für kleinere 
Tankstellenbetreiber 2022 (Abschnitt 3.4) (IFKA Iparfejlesztési Közhasznú Nonprofit Kft. 
2022). 

Formelbasierte Höchstpreise. Als dauerhafte Form ist in Europa der formelbasierte 
Höchstpreis am weitesten verbreitet. Dabei wird kein runder Betrag festgesetzt, sondern 
regelmäßig nach einer vorab festgelegten Formel ein Höchstbetrag berechnet. Typischer-
weise werden diese Formeln an internationale Produktnotierungen, Wechselkurse, Logis-
tik- und Bevorratungskosten sowie Steuern und Abgaben gekoppelt. In manchen Ländern 
sind zusätzlich die Handelsmargen indexiert, in anderen sind diese politisch beschränkt 
oder mit der Branche verhandelt. Da der Höchstpreis mit den Beschaffungskosten fluktu-
iert, ist das Risiko für Versorgungsengpässe deutlich geringer als bei einem festen 
Höchstpreis. Allerdings hängt bei einem formelbasierten Höchstpreis das Preisniveau 
vom Weltmarkt ab. Daher begrenzt ein formelbasierter Höchstpreis eigentlich die Spanne 
über den normierten Kosten, nicht das Preisniveau selbst. 

In Europa ist vor allem das belgische Modell bekannt. Seit 1974 gilt dort ein Programm-
vertrag (contrat de programme) zwischen dem belgischen Staat und dem Branchenver-
band der Mineralölwirtschaft, der eine Preisformel festlegt. Diese basiert auf einer tägli-
chen Argus-Notierung für raffinierte Kraftstoffe für Binnenschiffspartien ab Rotterdam, um-
gerechnet in Euro, Transport- und Versicherungskosten, Pflichtbeiträgen, Verbrauchs- 
und Mehrwertsteuern und einer regulierten Bruttovertriebsmarge. Diese Vertriebsmarge 
wird wiederum selbst nach einer vertraglich festgelegten Indexformel jeweils zum 1. April 
und 1. Oktober angepasst. Die Höchstpreise werden zwar täglich neu berechnet, aber nur 
geändert, wenn die Abweichung einen festgelegten Schwellenwert überschreitet, um viele 
kleine Preisänderungen zu verhindern (SPF Économie 2025). In ruhigen Marktphasen 
bleibt der Höchstpreis dadurch rund 10 Tage unverändert (zur Wirkung Abschnitt 6.3). 

Demselben Grundprinzip folgt auch Luxemburg. Auch dort beruhen die staatlichen 
Höchstpreise auf einer Vereinbarung zwischen dem Energieministerium und der Mineral-
ölbranche, allerdings gibt es dort dafür eine gesetzliche Grundlage. In Luxemburg fließen 
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in den Höchstpreis ein: eine Platts-Notierung CIF Antwerpen, pauschale Logistikkosten, 
Pflichtbeiträge, Steuern und eine normierte Vertriebsmarge (OECD 2020; Banque cent-
rale du Luxembourg 2022). Im Gegensatz zu Belgien ist die Vertriebsmarge allerdings 
nicht indexiert, sondern wird bei Bedarf neu verhandelt, etwa 2022, nachdem der Min-
destlohn in Luxemburg gestiegen war (Chambre des Députés du Grand-Duché de Lu-
xembourg 2022). Auch in Luxemburg wird der Höchstpreis täglich neu berechnet, aber 
nur angepasst, sobald die Abweichung eine vorab definierte Schwelle überschreitet 
(Banque centrale du Luxembourg 2022). 

Formelbasierte Höchstpreise nutzen seit 2022 auch Slowenien und Kroatien. Slowenien 
deckelt seit 2022 dauerhaft die Händlermarge, bis Juni 2026 auf 9,83 Cent je Liter Benzin 
und 9,94 Cent je Liter Diesel, seit dem 16. Juni 2026 einheitlich auf 11,5 Cent; zugleich 
nahm das Preismodell für Diesel eine Komponente für hydrierte Pflanzenöle (HVO) auf, 
und die Verbrauchsteuer wurde gesenkt (Petrol d.d., Ljubljana 2026). Kroatien setzte von 
2022 bis Juli 2025 und erneut seit März 2026 einen Höchstpreis aus den Großhandels-
notierungen der Vorwoche zuzüglich einer per Verordnung festgelegten Händlermarge, 
zunächst 17,35 Cent je Liter, zuletzt 12,35 Cent je Liter Benzin und 9,45 Cent je Liter 
Diesel, ebenfalls flankiert von einer Verbrauchsteuersenkung (Vlada Republike Hrvatske 
2026). 

Zwar folgen die meisten formelbasierten Systeme dem oben beschriebenen Grundprinzip, 
allerdings unterscheiden sie sich in den Details, die für Bindungswirkung und Weiterga-
begeschwindigkeit erheblich sind. Erstens in der institutionellen Verankerung: In Belgien 
und Luxemburg beruhen die Höchstpreise auf Vereinbarungen zwischen Staat und Mine-
ralölwirtschaft (SPF Économie 2025; OECD 2020), in Kroatien erlässt die Regierung für 
jede Periode eine Verordnung mit den Höchstpreisen (Regierung der Republik Kroatien 
2022), in den kanadischen Atlantikprovinzen setzen unabhängige Regulierungsbehörden 
die Preise fest (Canada Energy Regulator 2017). Zweitens im Index: Verwendet werden 
Notierungen von Preisagenturen wie Argus (Belgien) oder Platts (Luxemburg) für regio-
nale Referenzmärkte, Börsennotierungen oder inländische Großhandelspreise. Dient ein 
inländischer Großhandelspreis als Index, begrenzt die Regel vor allem die Einzelhandels-
spanne. Drittens im Anpassungsrhythmus: In Belgien und Luxemburg wird der Höchst-
preis an jedem Werktag neu berechnet, aber nur angepasst, wenn er um eine festgelegte 
Schwelle abweicht, in Atlantik-Kanada gilt regulär ein Wochenrhythmus mit Klauseln für 
außerplanmäßige Anpassungen bei starken Notierungsbewegungen (Canada Energy 
Regulator 2017; Gardner Pinfold Consultants Inc. 2023), in Kroatien galten 2022 bis 2025 
vierzehntägige, 2026 wöchentliche Perioden (Regierung der Republik Kroatien 2022), und 
in Südafrika wird der Benzinpreis monatlich neu festgesetzt (Crompton et al. 2020). Vier-
tens in der Festlegung der Marge: Sie wird halbjährlich indexiert (Belgien), bei Bedarf neu 
verhandelt (Luxemburg) oder periodisch per Regierungsverordnung festgesetzt (Kroa-
tien). Fünftens im Geltungsbereich: Einige Systeme erfassen neben Superbenzin und 
Diesel auch Premiumsorten und Heizöl, etwa Belgien und Luxemburg. Südafrika reguliert 
im Einzelhandel dagegen nur Benzin, der Dieselpreis ist dort frei (Crompton et al. 2020). 

Margendeckel. Ökonomisch betrachtet stellen formelbasierte Höchstpreise bereits eine 
Form der Margenregulierung dar. Der Höchstpreis ist die Summe aus normierten Be-
schaffungskosten, Abgaben und einer regulierten Marge. Das heißt, reguliert wird eigent-
lich der zulässige Abstand des Endpreises zu einer Referenznotierung und eben nicht ein 
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fixes Preisniveau. Im Umkehrschluss bedeutet das aber auch, dass die tatsächliche indi-
viduelle Marge unterhalb der Obergrenze frei bleibt. Hat ein Unternehmen geringere Be-
schaffungskosten, beispielsweise weil es langfristige Hedging-Geschäfte betrieben hat, 
steigt dessen Marge entsprechend. Hier liegt der Unterschied zum Margendeckel. Der 
Kern ist im Prinzip gleich, da auch hier die Handelsspanne einer oder mehrerer Wert-
schöpfungsstufen begrenzt wird, allerdings ist die Kostenbasis eine andere. Beim Mar-
gendeckel wird die Marge an den individuellen Kosten oder der eigenen historischen 
Marge des Anbieters gemessen. In der Regel geschieht das, ohne dass die Beschaf-
fungskosten normiert werden oder ein Endpreis veröffentlicht wird. Die zulässigen End-
preise unter einem Margendeckel ergeben sich rechnerisch aus den individuellen Be-
schaffungskosten, der gedeckelten Marge, Steuern und Abgaben. Für die Verbraucher 
heißt das, dass kein allgemein gültiger Preisdeckel, der für alle Unternehmen gilt, veröf-
fentlicht wird. Es ergeben sich nämlich unternehmensindividuelle Preisobergrenzen, die 
von außen nicht ablesbar sind. 

Im Folgenden unterscheiden wir drei Formen von Margendeckeln danach, worauf sich die 
Obergrenze bezieht. Erstens die Einstandsreferenz: Die Marge, also der Verkaufspreis 
abzüglich der eigenen Beschaffungskosten, wird je Wertschöpfungsstufe für alle Anbieter 
auf einen festen Betrag je Liter gedeckelt. In Griechenland etwa durften von Mitte März 
bis 30. Juni 2026 Mineralölhandelsgesellschaften auf Benzin 95 und Diesel höchstens 5 
Cent je Liter auf den Raffinerie-Bezugspreis und Tankstellen höchstens 12 Cent je Liter 
auf ihren Einkaufspreis aufschlagen, auf den Inseln zuzüglich eines Vertriebskostenzu-
schlags (Republik Griechenland 2026). 

Zweitens die Periodenreferenz: Gedeckelt wird die Marge eines Unternehmens auf die 
Durchschnittsmarge desselben Unternehmens in einer Referenzperiode, etwa dem Vor-
jahr; gemessen wird der durchschnittliche Aufschlag über einen längeren Zeitraum, nicht 
jeder einzelne Verkauf. Ein Beispiel ist Rumänien: Vom 1. April bis 30. Juni 2026 und 
erneut seit dem 7. August 2026, vorerst bis 31. Oktober, darf der durchschnittliche Han-
delsaufschlag auf Benzin und Diesel auf Raffinerie-, Großhandels- und Einzelhandels-
stufe den unternehmenseigenen Durchschnitt des Jahres 2025 nicht übersteigen (Rumä-
nien, Regierung 2026; Rumänien, Parlament 2026). 

Drittens die Stichtagsreferenz: Gedeckelt wird der Abstand zwischen dem Verkaufspreis 
eines Unternehmens und der maßgeblichen Großhandelsnotierung. Maßstab ist dieser 
Abstand unmittelbar vor dem Eingriff, gegebenenfalls abzüglich eines festen Betrags. So 
mussten in Österreich Hersteller, Steuerlagerinhaber und vertikal integrierte Tankstellen-
betreiber ihren Netto-Verkaufspreis für Diesel und Benzin am 2. April 2026 um 12 Uhr um 
5 Cent je Liter senken. Kleinere unabhängige Anbieter und Autobahntankstellen waren 
ausgenommen. Maßstab war ihre eigene Ausgangsmarge gegenüber den Großhandels-
notierungen vom 27. März bis 1. April 2026. Danach durften die Preise nur im Gleichschritt 
mit den Notierungen steigen. Zusammen mit der gleichzeitigen Senkung der Mineralöl-
steuer um 5 Cent je Liter sollte der Preis an der Säule um rund 10 Cent sinken (Republik 
Österreich 2026b; Budgetdienst 2026). 

Kontrolle und Vollzug setzen bei Margendeckeln unternehmensindividuelle Melde- und 
Kalkulationsdaten voraus, weil die zulässige Obergrenze je Anbieter verschieden ist. In 
Griechenland überwachte die Ende 2025 errichtete unabhängige Marktaufsichtsbehörde 
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die Einhaltung und verhängte Bußgelder (Republik Griechenland 2026). In Rumänien 
melden die Unternehmen ihre Preise und Margen monatlich an Wettbewerbsrat, Finanz-
verwaltung, Verbraucherschutzbehörde und Energieministerium (Rumänien, Parlament 
2026). In Österreich melden integrierte Unternehmen der E-Control täglich ihre Verkaufs-
preise und Kalkulationsgrundlagen; bei Tankstellen wertet die E-Control die Preismeldun-
gen an den Spritpreisrechner aus (Energie-Control Austria (E-Control) 2026b). 

Preisvereinbarungen. Preisvereinbarungen entstehen vor allem in Reaktion auf ange-
drohte weitergehende staatliche Eingriffe. Sie basieren nicht auf staatlichen Gesetzen, 
Verordnungen oder Normen, sondern auf einer freiwilligen Selbstverpflichtung oder auf 
Absprachen einzelner Mineralölunternehmen mit der Regierung. Das hat für den Staat 
den Vorzug, ohne Gesetzgebungsverfahren und mit geringem Verwaltungsaufwand aus-
zukommen. Die Vereinbarung kann jederzeit einseitig aufgehoben werden, etwa aufgrund 
zu hoher Verluste auf der Unternehmensseite. 

In Frankreich gibt es eine einseitige unter politischem Druck abgegebene Preiszusage 
von TotalEnergies: Seit 2023 deckelte das Unternehmen seine Preise in Frankreich zeit-
weise bei 1,99 Euro je Liter. Im März 2026 legte TotalEnergies angesichts der Nahost-
Krise Obergrenzen von 1,99 Euro je Liter Benzin und zunächst 2,09 Euro je Liter Diesel 
fest. Seit dem 8. April 2026 liegt die Diesel-Obergrenze bei 2,25 Euro je Liter. Reichweite 
und Bedingungen wurden mehrfach geändert, im Juli galt die Obergrenze zeitweise nur 
an rund 1.200 ländlichen Stationen (TotalEnergies SE 2026a; TotalEnergies SE 2026b; 
L’EnerGeek 2026). Unabhängige Tankstellen kündigten im Juli 2026 an, die französische 
Wettbewerbsbehörde gegen die Preisobergrenze anzurufen (L’EnerGeek 2026). 

Verwandt damit, aber keine Preisvereinbarung im engeren Sinn, ist die Steuerung der 
Preise über staatliche Beteiligungen. Kontrolliert ein Staat einen Anbieter mittelbar oder 
unmittelbar als Anteilseigner, kann er über dieses Unternehmen niedrigere Preise am 
Markt durchsetzen. Private Wettbewerber müssen dann entweder mitziehen oder sie ver-
lieren Nachfrage. Allerdings kann dies auch dazu führen, dass Unternehmen den Markt 
verlassen und dadurch mindestens Wettbewerb verloren geht und schlimmstenfalls sogar 
die Versorgungssicherheit gefährdet ist. Die Kosten dafür trägt zunächst das Unterneh-
men selbst. Mittelbar gleicht der Staat die Verluste als Anteilseigner aus. Diesen Fall gibt 
es beispielsweise in Indien und Brasilien. Die mehrheitlich staatlichen indischen Mineral-
ölgesellschaften verkauften bei weitgehend festgesetzten Endpreisen zeitweise unter Be-
schaffungskosten, und Petrobras gab Weltmarktpreise nur verzögert weiter (Anand et al. 
2013; Kojima 2016; Di Bella et al. 2015). Ähnlich wirkt in Jamaika eine Glättungsregel der 
staatlichen Raffinerie Petrojam: Ihre Abgabepreise dürfen sich je Woche nur um einen 
festen Betrag ändern, nach oben wie nach unten (The Gleaner 2026). 

Großhandelsdeckel. Großhandelsdeckel setzen in der Regulierung eine Stufe höher an. 
Gedeckelt wird der Preis, zu dem die vorgelagerten Stufen, beispielsweise Raffinerien, 
Importeure oder Großhändler, Kraftstoff an Tankstellen und Zwischenhändler abgeben, 
während der Tankstellenpreis nicht gedeckelt wird. Ökonomisch lässt sich das Instrument 
vor allem dort begründen, wo die Marktmacht auf der vorgelagerten Stufe liegt. In Hawaii 
gab es 2005 nur zwei Raffinerien und wenige große Anbieter im Großhandel (ICF Inter-
national 2008), in Südkorea gehören rund 88 Prozent der Tankstellen zu den Marken der 
vier Raffineriekonzerne (Chang 2025). Ob die Entlastung an der Zapfsäule ankommt, 
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hängt allerdings davon ab, ob der Deckel bindet und wie intensiv der Wettbewerb im Ein-
zelhandel ist (Weyl und Fabinger 2013). Administrativ ist die Einhaltung der Preisgrenze 
leicht zu überwachen, da weniger Adressaten betroffen sind als bei einer Regulierung der 
Tankstellen. Der Aufwand verlagert sich aber auf die Festsetzung und, wenn Verluste 
erstattet werden, auf die kostenbasierte Nachabrechnung. Wie bei einem festen Höchst-
preis können allerdings Versorgungsengpässe entstehen, wenn der Deckel unter den Be-
schaffungskosten liegt. 

Umgesetzt wurde das Modell in Hawaii vom 1. September 2005 bis 5. Mai 2006 als wö-
chentlich von der Regulierungsbehörde fortgeschriebener formelbasierter Höchstpreis 
(ICF International 2008). In Südkorea werden seit dem 13. März 2026 die Lieferpreise der 
Raffinerien an Tankstellen und Zwischenhändler gedeckelt, zunächst auf 1.724 Won je 
Liter Benzin und 1.713 Won je Liter Diesel (rund 1,00 beziehungsweise 0,99 Euro). Zum 
27. März wurde der Deckel auf 1.934 beziehungsweise 1.923 Won (rund 1,12 Euro) an-
gehoben, zum 27. Juni auf 1.784 beziehungsweise 1.773 Won (rund 1,01 Euro) gesenkt. 
Die Verluste der Raffinerien sollen nachträglich aus Reservemitteln erstattet werden. Be-
messungsgrundlage und Höhe sind zwischen Regierung und Raffinerien strittig 
(산업통상부 (Ministry of Trade, Industry and Resources, Korea) 2026). 

3.4 Fiskalische Maßnahmen 

Fiskalische Maßnahmen sollen wie staatliche Höchstpreise die Verbraucher von hohen 
Kraftstoffpreisen entlasten, meist über einen niedrigeren Preis, bei pauschalen Direkthil-
fen über direkte Zahlungen. Im Prinzip greifen sie dafür nicht in die Preissetzungsfreiheit 
der Unternehmen ein. Der Staat verändert seine eigenen Preisbestandteile (Steuern und 
Abgaben wie den CO₂-Preis) oder zahlt Subventionen.6 Theoretisch gibt es damit vier 
Ansatzpunkte: Steuern senken oder Subventionen zahlen, jeweils auf der Angebots- oder 
der Nachfrageseite des Marktes. Für die Frage, wer am Ende entlastet wird (Inzidenz), ist 
die Marktseite in der Standardtheorie zweitrangig. Entscheidend sind Angebots- und 
Nachfrageelastizität und der vorherrschende Wettbewerb im Markt (Weyl und Fabinger 
2013). Praktisch bedeutsam ist zudem, ob die fiskalische Entlastung verbrauchsabhängig 
ist (je getanktem Liter) oder pauschal (als fester Betrag unabhängig vom Verbrauch). 

Daraus ergeben sich acht verschiedene Kombinationen, die wir in vier eigenständige In-
strumente zusammenfassen. Steuersenkungen auf Angebots- und Nachfrageseite fassen 
wir zu einem Instrument zusammen, weil der Staat in beiden Fällen einen verbrauchsab-
hängigen Preisbestandteil über das Steuersystem senkt. Unterschiede in Vollzug, Rechts-
lage und Kreis der Entlasteten behandeln wir dabei als Umsetzungsvarianten. Zudem wir-
ken Steuern auf Kraftstoffe stets verbrauchsabhängig. Die Energiesteuer ist ein fester 
Betrag je Liter, die Mehrwertsteuer ein Prozentsatz des Literpreises. Pauschale Entlas-
tungen können über das Steuersystem deshalb nur außerhalb des Tankvorgangs stattfin-
den, etwa über eine Senkung der Kfz-Steuer oder eine Anhebung der Pendlerpauschale. 
Da solche Entlastungen wie feste Zuschüsse wirken, ordnen wir sie daher den pauscha-
len Direkthilfen zu. Pauschale Entlastungen auf der Angebotsseite wirken hingegen nicht 

 
6 In der Praxis werden fiskalische Maßnahmen oft mit Preisvorgaben oder Höchstpreisen kombi-
niert (Abschnitt 3.3). 
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unmittelbar auf den Preis, da sie die Grenzkosten je Liter nicht verändern. In der Praxis 
kommen sie vor allem als Strukturhilfe zur Versorgungssicherung oder als Ausgleichs-
zahlungen für Preisvorgaben vor. Subventionen der Anbieter und Nachfrager stellen wir 
getrennt dar, weil sie unterschiedliche Adressaten haben und sich nur der nachfragersei-
tige Säulenrabatt an der Tankstelle auf unterschiedliche Kundengruppen zuschneiden 
lässt. Übrig bleiben vier Instrumente: Steuersenkungen, der Säulenrabatt und die Groß-
handelssubvention als verbrauchsabhängige Subventionen sowie pauschale Direkthilfen, 
die unabhängig von der getankten Menge Verbraucher oder Anbieter entlasten. 

Tabelle 2: Fiskalische Ansatzpunkte auf der Angebotsseite 

Ansatzpunkt Verbrauchsabhängig (je Liter) Pauschal (fester Betrag) 

Steuer senken Energiesteuer, Mehrwertsteuer 
→ Steuersenkung 

Erlass fixer Abgaben → Pau-
schale Direkthilfe 

Subvention zah-
len 

Zuschuss an Großhändler → 
Großhandelssubvention 

Strukturhilfe für Tankstellen → 
Pauschale Direkthilfe 

 

Tabelle 3: Fiskalische Ansatzpunkte auf der Nachfrageseite 

Ansatzpunkt Verbrauchsabhängig (je Liter) Pauschal (fester Betrag) 

Steuer senken  Kfz-Steuer, Pendlerpauschale 
→ Pauschale Direkthilfe 

Subvention zah-
len 

Rabatt an der Kasse → Säulen-
rabatt 

Energiepreispauschale → Pau-
schale Direkthilfe 

Steuersenkungen. Das erste Instrument senkt entweder die Verbrauchsteuern auf Kraft-
stoffe (in Deutschland die Energiesteuer) oder die Mehrwertsteuer, die preisabhängig den 
Endverbrauch belastet. In beiden Fällen wirkt die Entlastung verbrauchsabhängig je ge-
tanktem Liter. Eine solche befristete Senkung war in Europa 2022 und in den Ländern der 
Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 2026 (Stand 
April) das am häufigsten eingesetzte fiskalische Instrument (Ari et al. 2022; Sgaravatti et 
al. 2023; OECD 2026a; McWilliams et al. 2026). Sie lässt sich über das bestehende Steu-
ersystem rasch umsetzen und soll die Verbraucher kurzfristig entlasten (OECD 2026a; 
Sgaravatti et al. 2024). Ob die Senkung allerdings an der Zapfsäule vollständig ankommt, 
hängt von der Weitergabe ab (Kapitel 7). 

In Deutschland wurden Kraftstoffsteuern bereits dreimal befristet gesenkt. Vom 1. Juli bis 
31. Dezember 2020 senkte Deutschland im Rahmen des Corona-Konjunkturpakets den 
allgemeinen Mehrwertsteuersatz von 19 auf 16 Prozent, was auch für Benzin und Diesel 
galt, allerdings nicht als kraftstoffspezifische Maßnahme (Montag et al. 2021). In den 
Energiekrisen 2022 und 2026 senkte Deutschland jeweils befristet die Energiesteuer auf 
Benzin und Diesel. Die Senkung vom 1. Juni bis 31. August 2022, der sogenannte Tankra-
batt, setzte die Steuer auf die EU-Mindeststeuerbeträge herab, um 29,55 Cent je Liter 
Benzin und 14,04 Cent je Liter Diesel netto, rund 35 beziehungsweise 17 Cent einschließ-
lich Mehrwertsteuer (Bundesrepublik Deutschland 2022; Fuest et al. 2022). Vom 1. Mai 
bis 30. Juni 2026 wurde die Energiesteuer erneut gesenkt, diesmal für Benzin und Diesel 
einheitlich um 14,04 Cent je Liter netto (rund 17 Cent einschließlich Mehrwertsteuer) 
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(Bundesrepublik Deutschland 2026c; Deutscher Bundestag 2026b). Befristete Senkun-
gen von Kraftstoffsteuern gab es 2022 und 2026 in vielen Ländern, darunter zahlreichen 
EU-Staaten (Sgaravatti et al. 2023; OECD 2026a). Einige Staaten verzichteten darauf und 
setzten auf Rabatte oder Direkthilfen, etwa Frankreich und Griechenland in beiden Krisen 
und Neuseeland 2026. Wir zählen die Länder daher nicht einzeln auf, sondern ordnen die 
Umsetzungen nach vier Dimensionen. 

Erstens unterscheidet sich die Steuerart. Meist wird die Verbrauchsteuer auf Kraftstoffe 
um einen festen Betrag je Liter gesenkt. Einige Länder senkten zusätzlich auch den Mehr-
wertsteuersatz auf Kraftstoffe, etwa Polen 2022 sowie 2026 von Ende März bis Juni und 
erneut in der zweiten Augusthälfte (jeweils von 23 auf 8 Prozent) sowie Spanien von März 
bis Juni 2026 (von 21 auf 10 Prozent) (Ministerstwo Finansów 2022; Rzeczpospolita 
Polska 2026; Reino de España 2026a).7 Bei der Mehrwertsteuer wächst die Entlastung in 
Cent je Liter automatisch mit dem Preisniveau, während eine Senkung um einen festen 
Centbetrag bei steigenden Preisen relativ an Gewicht verliert. Die Wahl zwischen Ener-
gie- und Mehrwertsteuer ist dabei mehr als eine Wahl der Marktseite: Weil Unternehmen 
die Mehrwertsteuer als Vorsteuer abziehen können, entlastet eine Mehrwertsteuersen-
kung nur Endverbraucher ohne Vorsteuerabzug, vor allem private Haushalte, eine Ener-
giesteuersenkung dagegen auch gewerbliche Nutzer (Deutscher Bundestag 2026b). 
Hinzu kommt der Vollzug: Die Energiesteuer wird bei vergleichsweise wenigen Unterneh-
men erhoben, eine Senkung des Mehrwertsteuersatzes müssen dagegen alle Unterneh-
men der Lieferkette bis zur Tankstelle umsetzen. Neben der Energiesteuer lassen sich 
auch eigenständige CO₂-Steuern senken: Schweden senkte 2026 seine CO₂-Steuer auf 
Benzin und Diesel von Juli bis November um 2,40 Kronen je Liter (rund 22 Cent) (Skatte-
verket 2026). 

Zweitens variiert die Höhe der Entlastung. In der EU dienten häufig die Mindeststeuerbe-
träge der Energiesteuerrichtlinie (Richtlinie 2003/96/EG) als Anker, auf die die Energie-
steuer abgesenkt wurde, etwa in Deutschland 2022 (2026 nur bei Diesel) und in Spanien 
2026 (Bundesrepublik Deutschland 2022; Deutscher Bundestag 2026b; Reino de España 
2026a). Außerhalb der EU wurden Kraftstoffsteuern teils vollständig ausgesetzt: in der 
kanadischen Provinz Alberta 2022 die Provinz-Kraftstoffsteuer von 13 Cent je Liter 
(Government of Alberta 2026) und in Kanada seit dem 20. April 2026 die Bundes-Kraft-
stoffverbrauchsteuer (federal fuel excise tax) von 10 Cent je Liter Benzin und 4 Cent je 
Liter Diesel (Department of Finance Canada 2026). 

Drittens unterscheidet sich der Ausstieg. Neben festen Stichtagen (Deutschland 2022 und 
2026) gab es stufenweises Abschmelzen, etwa in Italien 2022 und 2026 (Repubblica Ita-
liana 2022; Repubblica Italiana 2026), in Spanien 2026 (Reino de España 2026a; Reino 
de España 2026b) und in der Türkei, die ihre Sonderverbrauchsteuer auf Diesel vom 13. 
bis 31. August 2026 auf null setzte und seit September monatlich wieder anhebt (Diken 
2026). Belgien nahm seine Senkung 2022 über einen automatischen Mechanismus zu-
rück: Sank der amtliche Höchstpreis unter 1,70 Euro je Liter, wurde die Hälfte jeder 

 
7 Innerhalb der EU ist diese Variante unionsrechtlich nicht vorgesehen: Die Mehrwertsteuer-Sys-
temrichtlinie (Richtlinie 2006/112/EG, Anhang III) erlaubt keinen ermäßigten Satz auf Kraftstoffe. 
Zulässig ist nur eine Senkung der Energiesteuer bis zu den Mindestbeträgen der Energiesteuer-
richtlinie. 
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weiteren Senkung des Höchstpreises als Steuererhöhung einbehalten, bis die Senkung 
von 17,5 Cent je Liter wieder aufgehoben war (SPF Finances 2026). Befristete Senkun-
gen erzeugen zudem Verlängerungsdruck: Im Vereinigten Königreich wurde die im März 
2022 für zwölf Monate eingeführte Senkung der Kraftstoffverbrauchsteuer (fuel duty) um 
5 Pence je Liter (rund 6 Cent) immer wieder verlängert, zuletzt bis Ende 2026. Die Rück-
kehr zum Ausgangssatz ist in zwei Stufen für Januar und März 2027 vorgesehen, steht 
aber unter dem Vorbehalt des Haushalts 2026 (HM Revenue & Customs 2026). Japan 
ersetzte seine 2022 als Krisenmaßnahme eingeführte Großhandelssubvention für Benzin 
Ende 2025 durch eine dauerhafte Steuersenkung: Zum 31. Dezember 2025 entfiel der 
1974 befristet eingeführte Aufschlag auf die Benzinsteuer (25,1 Yen je Liter, rund 14 Cent), 
zum 1. April 2026 der Dieselaufschlag (17,1 Yen je Liter, rund 9 Cent) (OECD 2026b; 
Sato 2025). 

Viertens unterscheidet sich die Konditionierung. Spanien koppelte Fortgeltung und Höhe 
seiner Senkungen 2026 an die Preisentwicklung: Lag der Verbraucherpreisindex für Ben-
zin oder Diesel im maßgeblichen Monat um mehr als 15 Prozent über dem Vorjahresmo-
nat, galt die Senkung im Juni fort beziehungsweise fiel sie im August und September 
höher aus als im Abschmelzpfad vorgesehen (Reino de España 2026a; Reino de España 
2026b). Österreich bemaß seine Senkung der Mineralölsteuer an den Umsatzsteuer-
Mehreinnahmen aus dem Preisanstieg, um sie weitgehend budgetneutral zu halten. So 
betrug diese anfangs 5 Cent je Liter und wurde danach monatlich neu festgesetzt (Budget-
dienst 2026; Republik Österreich 2026c). 

Säulenrabatt. Das zweite Instrument bleibt verbrauchsabhängig, ist aber eine Subvention. 
Säulenrabatte verändern die Steuersätze nicht, sondern verbilligen jeden einzelnen Kauf 
durch eine Subvention. Die Verkaufsstellen ziehen einen staatlich festgelegten Betrag je 
Liter an der Kasse vom Endpreis ab und bekommen ihn ganz oder teilweise vom Staat 
erstattet. Rechtlich begünstigt ist dabei der Käufer, während die Tankstelle als Zahlstelle 
wirkt, die den Rabatt vorstreckt (Reino de España 2022a). Die Entlastung wird an der 
Kasse auf dem Bon ausgewiesen und ist für den Kunden unmittelbar sichtbar. Ob der 
Säulenrabatt vollständig beim Kunden ankommt, ist aber unklar, da der Preis vor Abzug 
weiterhin frei bleibt. Wie bei einer Steuersenkung wird die Frage der Inzidenz über die 
relative Angebots- und Nachfrageelastizität sowie den Wettbewerb auf dem Markt ent-
schieden. 

Spanien setzte diese Maßnahme in der Energiekrise 2022 um und gewährte zunächst 
von April bis Juni und nach Verlängerung bis Dezember 2022 eine „bonificación“ von 20 
Cent je Liter auf nahezu alle Kraftstoffe, und zwar für alle Käufer einschließlich Unterneh-
men (Reino de España 2022a; García Miralles 2023). Frankreich zahlte 2022 eine „re-
mise“, die zunächst 18, ab September 30 und ab Mitte November 10 Cent je Liter betrug. 
Erstattet wurde sie nicht den Tankstellen, sondern den Inverkehrbringern (metteurs à la 
consommation). Die Weitergabe bis zur Säule sicherte eine Branchenvereinbarung 
(République française 2022). Bulgarien gewährte vom 9. Juli bis 31. Dezember 2022 nur 
Privatpersonen für ihren Pkw oder ihr Motorrad einen Rabatt von 25 Stotinki (rund 13 Cent) 
je Liter, den die Steuerverwaltung den teilnehmenden Tankstellen vollständig erstattete 
(Национална агенция за приходите 2022). In Rumänien gewährten teilnehmende Händ-
ler von Juli bis Dezember 2022 einen Nachlass von 50 Bani (rund 10 Cent) je Liter Benzin 
und Diesel, von dem der Staat die Hälfte erstattete (Rumänien, Regierung 2022). 
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Der Säulenrabatt ist administrativ aufwendiger als eine Senkung der Energiesteuer. Der 
Staat muss tausenden Tankstellen den Rabatt auf die abgerechneten Mengen erstatten, 
statt einiger weniger Raffinerien oder Lager (Comisión Nacional de los Mercados y la 
Competencia 2022). In Spanien erfolgte diese Erstattung monatlich, und auf Antrag wur-
den sogar Vorschüsse gezahlt (Reino de España 2022a). Trotzdem zeigen Hidalgo-Pérez 
et al. (2025), dass die Vorfinanzierung kleinere unabhängige und händlergeführte Tank-
stellen vor Liquiditätsprobleme stellte. 

Im Gegenzug lässt sich der Säulenrabatt leichter auf einzelne Kundengruppen zuschnei-
den als eine allgemeine Steuersenkung. Eine Berechtigung kann unbürokratisch an der 
Kasse geprüft werden, beispielsweise per Ausweis, Fahrzeugschein oder Tankkarte. Spa-
nien ersetzte den allgemeinen Rabatt 2023 durch eine abschmelzende Hilfe von 20, 10 
und zuletzt 5 Cent je Liter für gewerblichen Diesel, die nicht an der Kasse abgezogen, 
sondern an die Transportunternehmen überwiesen wurde. 2026 legte Spanien den Säu-
lenrabatt mit 20 Cent je Liter erneut auf (Reino de España 2022b; Reino de España 
2026a). Malaysia gewährt dem öffentlichen Landverkehr seit Langem und dem Güterver-
kehr seit Juni 2024 subventionierten Diesel über quotierte Flottenkarten (Lee 2025). Seit 
dem 30. September 2025 verkauft es Benzin der Sorte RON95 im Programm BUDI95 nur 
noch an malaysische Staatsbürger mit Führerschein zum subventionierten Preis, geprüft 
per Personalausweis (MyKad) an der Zapfsäule oder alternativ per App und begrenzt auf 
eine persönliche Monatsquote von derzeit 300 Litern (Ministry of Finance Malaysia 2025; 
Bernama 2026). Anders als die europäischen Krisenrabatte ist das kein befristeter Ab-
schlag auf einen Marktpreis, sondern ein quotierter, personengebundener Subventions-
preis. Ein auf Gruppen beschränkter Rabatt kann damit ähnlich gezielt wirken wie die 
pauschalen Direkthilfen am Ende dieses Abschnitts, allerdings nur entlang von Merkma-
len, die an der Kasse prüfbar sind, nicht nach Einkommen. Der Unterschied bleibt die 
Verbrauchsabhängigkeit: Der Rabatt verbilligt bis zu einer etwaigen Mengenquote den 
nächsten Liter, die pauschale Direkthilfe nicht. 

Großhandelssubvention. Das dritte Instrument setzt nicht auf der Einzelhandelsebene, 
sondern beim Großhandel an. Statt der Tankstellen erhalten Raffinerien, Großhändler 
oder Importeure einen Zuschuss je Liter. Meist wird die Differenz zwischen Kosten und 
einem politischen Zielpreis erstattet, damit günstiger an die Tankstellen geliefert wird. Im 
Grundmodell ändert eigentlich auch dieser Ansatzpunkt nichts daran, wer schlussendlich 
entlastet wird. Die Inzidenz bleibt abhängig von relativer Angebots- und Nachfrageelasti-
zität und Wettbewerb. In diesem Fall hängt die Inzidenz allerdings auch vom Wettbewerb 
auf den vorgelagerten Handelsstufen ab und nicht nur vom Wettbewerb zwischen den 
Tankstellen. Eine Großhandelssubvention ist administrativ allerdings einfacher umzuset-
zen als ein Säulenrabatt, da statt tausender Tankstellen nur wenige Großhändler und 
Raffinerien erstattungsberechtigt sind. Dafür bleibt unklar, ob die Zuschüsse auch bei den 
nachgelagerten Handelsstufen ankommen. Bleibt die Subvention ungedeckelt, beispiels-
weise bei der Auszahlung einer Differenz zum Weltmarktpreis, ist der Zuschuss fiskalisch 
nach oben offen, wenn der Weltmarktpreis steigt. Festbeträge oder Deckel je Liter können 
dieses Risiko begrenzen. 

In der Praxis ist die Großhandelssubvention meist an Preisvorgaben geknüpft, etwa an 
staatliche Fest- oder Höchstpreise (Abschnitt 3.3). Ohne gesetzlichen Höchstpreis kommt 
Japan aus. Das Land zahlt Mineralölgroßhändlern und Importeuren seit Januar 2022 mit 



29 
 

wechselnder Ausgestaltung, bei Benzin mit Unterbrechung, einen wöchentlich festgesetz-
ten Zuschuss je Liter, der ausdrücklich die Großhandelspreise senken soll, und überwacht 
die Weitergabe an den Tankstellen. Seit dem 19. März 2026 übernimmt der Staat den Teil 
des erwarteten landesdurchschnittlichen Benzinpreises oberhalb von 170 Yen je Liter 
(rund 0,92 Euro) vollständig (Agency for Natural Resources and Energy (ANRE) 2026a; 
Agency for Natural Resources and Energy (ANRE) 2026b). Die OECD sieht darin eine 
faktische Deckelung des Benzinpreises bei rund 170 Yen je Liter (rund 0,92 Euro) (OECD 
2026a). Pakistan fror seine staatlich festgesetzten Benzin- und Dieselpreise ab dem 1. 
März 2022 ein und erstattete den Mineralölvertriebsgesellschaften und Raffinerien bis 
Ende Mai 2022 die von der Regulierungsbehörde OGRA berechnete Differenz zum Kos-
tenpreis (Press Information Department, Government of Pakistan 2022). Ähnlich entschä-
digte Panama 2022/23 die Importeure für einen Festpreis von 3,25 US-Dollar je Gallone 
(rund 0,81 Euro je Liter) (República de Panamá, Ministerio de Gobierno 2022), und Kirgi-
sistan erstattet Importeuren seit Ende Mai 2026 die Importkosten oberhalb fester Refe-
renzpreise je Tonne (Economist.kg 2026). Indien ließ die Unterdeckungen seiner staatli-
chen Mineralölgesellschaften vor der Freigabe der Preise teils von diesen selbst tragen 
und glich sie teils über den Haushalt, Oil Bonds und vorgelagerte Staatsunternehmen aus 
(Anand et al. 2013). 

Pauschale Direkthilfen. Einen grundsätzlich anderen Weg gehen Staaten, die nicht den 
Literpreis verbilligen, sondern feste Beträge direkt an Haushalte, Berufsgruppen oder, sel-
tener, Anbieter zahlen. Das ist insofern elegant, als der Anreiz zum Mehrverbrauch entfällt 
und sich die Weitergabefrage nicht stellt.8 Zusätzlich lässt sich die Entlastung auf beson-
ders Betroffene zuschneiden, beispielsweise nach Einkommen gestaffelt. Deutschland 
zahlte 2022 eine Energiepreispauschale von 300 Euro über die Einkommensteuer an Er-
werbstätige. Frankreich ersetzte seine allgemeine „remise“ 2023 durch eine einmalige 
„indemnité carburant“ von 100 Euro je erwerbstätiger Person mit niedrigem Einkommen, 
die ein Fahrzeug für den Arbeitsweg oder berufliche Zwecke nutzte (République française 
2023). 

Neuseeland verzichtete 2026 auf eine Steuersenkung und erhöhte stattdessen ab April 
befristet die Steuergutschrift für erwerbstätige Familien mit Kindern (In-Work Tax Credit) 
um bis zu 50 Neuseeland-Dollar je Woche (rund 25 Euro) (New Zealand Government 
2026). Griechenland zahlte bereits 2022 mit dem „Fuel Pass“ einen einmaligen Betrag je 
Fahrzeug an Haushalte unterhalb einer Einkommensgrenze, auszahlbar auf eine digitale 
Karte oder das Bankkonto (International Energy Agency 2022). Voraussetzung dieser Mo-
delle ist, dass der Staat Berechtigte über vorhandene Steuer- oder Transferdaten identi-
fizieren und die Hilfe rasch auszahlen kann. Neuseeland zahlte automatisch über die be-
stehende Steuergutschrift, Frankreich verlangte dagegen einen Antrag. 

Angebotsseitig spielen pauschale Entlastungen als Kriseninstrument kaum eine Rolle, da 
sie die Grenzkosten je Liter nicht senken und daher kurzfristig nicht auf den Preis wirken. 
Allerdings können sie Marktaustritte verhindern und so Versorgung und Wettbewerb vor 
Ort sichern. Dementsprechend werden sie vor allem als Strukturhilfe gezahlt. So bezu-
schusst Japan in Gemeinden mit höchstens drei Tankstellen die Erneuerung von 

 
8 Abgesehen von kleinen Einkommenseffekten, die vernachlässigbar sein sollten. 
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Tankanlagen sowie Ersatzinvestitionen auf Grundlage kommunaler Versorgungspläne 
mit festen Kostenanteilen. Laufende Betriebszuschüsse zahlen dagegen einzelne Ge-
meinden selbst. Anders als die übrigen Maßnahmen dieses Abschnitts ist das kein Kri-
senprogramm, sondern eine seit den 2010er-Jahren laufende Strukturförderung (Agency 
for Natural Resources and Energy (ANRE) 2025). 

In Ungarn gewährte die Regierung 2022 kleineren Tankstellenbetreibern einen Ausgleich 
für den staatlich gesetzten Höchstpreis. Von März bis September wurde eine Förderung 
von 20 Forint je Liter (rund 5 Cent) auf 80 Prozent der Absatzmenge aus dem Vorjahres-
zeitraum gewährt. Dadurch sollten Verluste aus dem staatlichen Höchstpreis (Abschnitt 
3.3) abgefedert werden. Im Gegenzug durften die Betreiber keine Stationen schließen 
und mussten ihr Personal halten. Weil die Förderung vorab feststand, wirkte sie ökono-
misch wie eine an den Weiterbetrieb gebundene Pauschale, die Marktaustritte verhindern 
sollte, aber keinen Anreiz setzte, mehr Kraftstoff zum Höchstpreis abzugeben (IFKA Ipar-
fejlesztési Közhasznú Nonprofit Kft. 2022; Berezvai und Helfrich 2024). 
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4 Markttransparenzregulierung 
Wie in Kapitel 3 beschrieben, verpflichten Markttransparenzregeln Tankstellen dazu, ihre 
Preise an eine Stelle zu melden, die sie Verbrauchern zugänglich macht. Diese Form der 
Regulierung hat das Ziel, die Informationsasymmetrie zwischen Nachfrager und Anbieter 
auszugleichen und so die Suchkosten für Verbraucher zu senken. Bestehende Ex-post-
Evaluationen von Markttransparenzregulierung besprechen vor allem zwei gegenläufige 
Effekte: Erstens ermöglicht perfekte Preistransparenz es den Nachfragern, immer zum 
besten Preis zu tanken, was den Preisdruck auf Tankstellen erhöht. Zweitens erleichtert 
perfekte Preistransparenz es aber auch den Anbietern, implizit zu kolludieren. Beispiels-
weise können Preissenkungen weniger lohnenswert sein, wenn Konkurrenten sofort 
nachziehen können und es daher nicht zu einer Mengenausweitung für den „Preisbre-
cher“ kommt. Jedoch führt die Preistransparenz aber auch dazu, dass Nachfrager eher 
auf Preisunterschiede reagieren, sodass Preissenkungen für Anbieter attraktiver werden. 
Der Gesamteffekt ist daher, aus theoretischer Sicht, ambivalent. 

Im Folgenden besprechen wir zunächst die Effekte der MTS-K auf Kraftstoffpreise in 
Deutschland und anschließend die internationale Evidenz. 

4.1 Markttransparenzstelle für Kraftstoffe in Deutschland (seit 
2013) 

Die Effekte der MTS-K sind inzwischen in zahlreichen Studien untersucht worden, ohne 
dass diese zu einem eindeutigen Schluss kommen. So finden Dewenter et al. (2017a) 
einen preissteigernden Effekt der MTS-K auf die Durchschnittspreise von 1,2 bis 3,3 Cent 
je Liter Benzin und 2 Cent je Liter Diesel. Allerdings wird in der Analyse auch angenom-
men, dass sich das Tankverhalten der Nachfrager in Reaktion auf die Preistransparenz 
nicht verändert hat. Bernhardt et al. (2025) finden einen preissenkenden Effekt von rund 
2 Cent je Liter Benzin und 3 Cent je Liter Diesel, der allerdings nicht robust ist.9 

Eine mögliche Erklärung für sinkende Preise liefern Frondel et al. (2020), die den Effekt 
der MTS-K auf die Reaktion von Tankstellenpreisen auf Inputpreisschocks analysieren. 
Grundsätzlich reagieren Tankstellenpreise schneller auf steigende als auf fallende Öl-
preise, ein Phänomen, das als „Rockets and Feathers“ bekannt geworden ist und inzwi-
schen auf vielen Kraftstoffmärkten weltweit dokumentiert wurde (unter anderem Bacon 
1991; Borenstein et al. 1997; Perdiguero-García 2013). Frondel et al. (2020) zeigen, dass 
vor Einführung der MTS-K eine Erhöhung der Raffineriepreise um 1 Euro je Liter innerhalb 
von zwei Tagen zu einer Erhöhung des Tankstellenpreises um 0,98 Euro je Liter führte. 
Eine gleich große Senkung der Raffineriepreise führte in zwei Tagen dagegen nur zu einer 
Senkung der Tankstellenpreise um 0,68 Euro je Liter. 

 
9 Bernhardt et al. (2025) untersuchen den Effekt von Markttransparenzregeln in Deutschland, 
Frankreich und Österreich und nutzen dabei variierende Kontrollgruppen und Beobachtungszeit-
räume. Für Österreich und Frankreich finden sie insignifikante Effekte. Nur in Deutschland zeigen 
sich die oben genannten Effekte, und zwar allein in einer Regression mit sehr langem Beobach-
tungshorizont. 
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Eine mögliche Erklärung für diese Asymmetrie ist die Existenz von Suchkosten. Sind 
Suchkosten ausreichend hoch und gibt es in der Folge relativ viele uninformierte Kunden, 
lassen sich Preiserhöhungen besser und schneller durchsetzen. Preissenkungen werden 
hingegen nur langsam wahrgenommen, entsprechend langsam steigt die nachgefragte 
Menge (Yang und Ye 2008; Tappata 2009). Durch die MTS-K sinken die Suchkosten ganz 
erheblich und dieses Kalkül dreht sich um. Eine Preissenkung zieht unmittelbar Kunden 
an, während eine Preiserhöhung sie unmittelbar verschreckt. Genau dieses Phänomen 
beschreiben Frondel et al. (2020) auf dem Kraftstoffmarkt nach Einführung der MTS-K. 
Dieselbe Erhöhung des Raffineriepreises um 1 Euro führte innerhalb von zwei Tagen nun 
nur noch zu einer Erhöhung des Tankstellenpreises um 0,65 Euro je Liter. Eine gleich 
große Senkung führte innerhalb von zwei Tagen zu einer Senkung des Tankstellenpreises 
um 0,83 Euro je Liter.10 

Auch Montag et al. (2026) analysieren den Effekt sinkender Suchkosten auf der Nachfra-
gerseite. Die Autoren finden im Durchschnitt einen preissenkenden Effekt von 2,7 Prozent 
für Benzin und 1,8 Prozent für Diesel. Diese Kennzahlen betreffen allerdings den Durch-
schnitts- und nicht den Minimalpreis an den Tankstellen, welcher weniger stark fiel. Ex 
ante informierte Konsumenten, also solche, die bereits vor der Einführung der MTS-K 
aktiv Preise verglichen, profitierten demnach weniger als die vormals Uninformierten. Ge-
stützt wird dieses Resultat von Haucap, Heimeshoff, Kehder et al. (2017), die mit Hilfe 
von Mengendaten von 327 Tankstellen aus vier deutschen Städten zeigen, dass nach der 
Einführung der MTS-K deutlich mehr Konsumenten in Zeiten niedriger Preise tanken. Die 
gesunkenen Suchkosten haben also tatsächlich mehr Verbraucher zum Preisvergleich 
bewegt. 

Sowohl Montag et al. (2026) als auch Haucap, Heimeshoff, Kehder, et al. (2017) merken 
an, dass eine höhere Preistransparenz die Kollusion zwischen Anbietern vereinfachen 
kann. Haucap, Heimeshoff, Kehder, et al. (2017) beschreiben allerdings, dass es seit Ein-
führung der MTS-K zu mehr Preiszyklen und zu einer größeren Spanne zwischen Tages-
niedrigst- und Tageshöchstpreisen kommt, und interpretieren das als Zeichen für eine 
Intensivierung des Wettbewerbs. Siekmann (2017) dokumentiert diese Intraday-Zyklen 
flächendeckend und zeigt, dass ihre Intensität mit der lokalen Konzentration steigt. 

Auch Montag et al. (2026) finden keine preissteigernde Wirkung der MTS-K. Die Autoren 
führen das zum einen darauf zurück, dass die Anbieter, wie oben beschrieben, schon vor 
der Einführung der MTS-K nahezu vollständige Informationen über die Preise der Kon-
kurrenz hatten. Zum anderen beschreiben sie zwei gegenläufige Effekte des Wettbewerbs 
auf die Wirkung der MTS-K. Einerseits verfügen Tankstellen mit mehr Marktmacht über 
eine höhere Marge, die sie abschmelzen können. Andererseits fällt der Effekt der MTS-K 
umso stärker aus, je mehr Tankstellen in der Umgebung liegen. Beide Effekte sind intuitiv, 
denn im vollständigen Wettbewerb liegt der Preis bereits bei den Grenzkosten, während 
im Monopol auch vollständige Transparenz den Konsumenten keine Ausweichmöglichkeit 
verschafft. 

 
10 Frondel et al. (2020) schreiben der MTS-K selbst keine kausale Rolle für diese Umkehr zu, 
halten aber fest, dass ihre Ergebnisse auf positive Auswirkungen auf die Konsumentenwohlfahrt 
hindeuten. 
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Komplementär dazu zeigen Fischer et al. (2025) für Deutschland, dass der Markteintritt 
einer neuen Tankstelle die lokale Preisverteilung dauerhaft nach unten verschiebt, vor 
allem am unteren Ende der Preisverteilung. Die höchsten Preise am Markt reagieren hin-
gegen kaum. Von mehr Wettbewerb profitieren damit vor allem die informierten Preissu-
cher, von mehr Transparenz dagegen vor allem die vormals uninformierten Nachfrager. 

Die Preisdaten eröffneten zugleich (unbeabsichtigt) neue Strategien auf der Anbieterseite. 
Erstens erlaubt vollständige Preistransparenz das Entstehen sogenannter Bestpreisklau-
seln. Im Mai 2015 führte Shell eine Preisgarantie ein, die Mitgliedern des Kundenpro-
gramms automatisch höchstens zwei Cent je Liter über dem günstigsten der zehn nächst-
gelegenen Markentankstellen berechnete, ermittelt aus den Daten der MTS-K (Shell Club-
Smart 2017). Tankstellen der Marke HEM garantieren ihren Kunden den besten Preis in 
einem Umkreis von fünf Kilometern, wenn diese in einer eigenen Preisvergleichs-App ei-
nen Coupon mit dem günstigsten Preis erzeugen (Deutsche Tamoil GmbH 2026).11 

Entgegen der ersten Intuition sind Preisgarantien nicht das Symptom funktionierenden 
Wettbewerbs, sondern ein Mechanismus, diesen zu unterdrücken. Dadurch, dass jede 
Unterbietung automatisch mitgegangen wird, kann kein Konkurrent mit niedrigeren Prei-
sen Kunden hinzugewinnen. Im Extremfall kann das zu einem kollusiven Gleichgewicht 
führen, in dem sich Unternehmen stillschweigend, ohne explizite Absprache, wie ein Kar-
tell verhalten. Zusätzlich kommt es bei dieser Form der Preisgarantie zu einer Preisdiskri-
minierung, da informierte Kunden immer den besten Preis bekommen, während uninfor-
mierte Kunden weiterhin einen hohen Preis bezahlen (Dewenter und Schwalbe 2016). 
Cabral et al. (2021) zeigen darüber hinaus, dass eine Preisgarantie die Entstehung von 
Kollusion erleichtert, weil sie die Kosten senkt, einer Preiserhöhung des Wettbewerbers 
zu folgen. Ein Anbieter, der seinen Preis niedrig hält, kann die preissensiblen Kunden nun 
nicht mehr abwerben, da diese beim Wettbewerber mit Preisgarantie ebenfalls den besten 
Preis erhalten. 

Dewenter und Schwalbe (2016) zeigen, dass die Preise an Shell-Tankstellen nach der 
Einführung signifikant anstiegen, und zwar um 2,4 bis 2,8 Cent je Liter Benzin und um 
0,35 Cent je Liter Diesel. Die zwei Monate zuvor eingeführte Garantie der Kette HEM 
hatte dagegen keine preissteigernde Wirkung. Vermutlich neutralisiert der Aufwand, den 
Coupon selbst erzeugen zu müssen, die wettbewerbsdämpfende Wirkung. Cabral et al. 
(2021) zeigen zusätzlich, dass die Shell-Preisgarantie zu einem neuen Preismuster führte. 
Etwa vier Wochen nach ihrer Einführung erhöhten 150 der 254 Aral-Tankstellen in Nord-
rhein-Westfalen um 12:01 Uhr ihren Preis um drei Cent je Liter, 168 der 189 Shell-Statio-
nen folgten innerhalb von drei Stunden. In den folgenden Wochen übernahmen zunächst 
die übrigen Markentankstellen, später die freien Tankstellen die Mittagserhöhung. Zuvor 
waren die Preise über den Tag gefallen und erst nach dem Abendverkehr wieder gestie-
gen. Auch die Erhöhung von drei Cent ist kein Zufall und folgt aus der Ausgestaltung der 
Shell-Garantie, die erst oberhalb einer Preisdifferenz von zwei Cent greift. In der Folge 
lag der Nachmittagspreis für die durchschnittliche Tankstelle knapp zwei Cent je Liter über 
dem Niveau vor Einführung der Garantie, im Tagesdurchschnitt rund einen Cent. 

 
11 Shell bietet die Preisgarantie nach unserer Kenntnis inzwischen nicht mehr an. Die HEM-
Variante besteht fort. 
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Zweitens zeigen Assad et al. (2024), dass die vollständige Verfügbarkeit von Preisdaten 
es den Anbietern ermöglicht, Preisalgorithmen einzusetzen. Weil die Adoption an den 
einzelnen Stationen nicht beobachtbar ist, nutzen die Autoren Strukturbruchtests, um sie 
zu identifizieren. In der Folge zeigen die Autoren, dass Tankstellen, die einen Algorithmus 
einsetzen, ihre Preise erheblich häufiger ändern, die Preise in kleineren Schritten anpas-
sen und rund ein Drittel schneller auf Preisänderungen der Konkurrenz reagieren. 
Dadurch steigen die Margen dieser Tankstellen in Nicht-Monopolmärkten um 9 Prozent, 
während sie in Monopolen unverändert bleiben, weil dort ohnehin gewinnmaximal be-
preist wird. In Duopolmärkten steigen die Margen nicht, wenn nur eine der beiden Tank-
stellen umstellt. Führen beide einen Algorithmus ein, steigen die Margen um 28 Prozent. 
Die Margenausweitung setzt zudem nicht sofort ein, sondern erst etwa ein Jahr nach der 
marktweiten Adoption, was damit vereinbar ist, dass Algorithmen kollusive Strategien erst 
erlernen müssen (Calvano et al. 2020). 

In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob es optimal ist, dass die MTS-K den 
Verbrauchern die Preise aller Tankstellen zeigt. Der Studie von Martin (2024) zufolge ist 
das nicht der Fall. Seine Studie zeigt vielmehr, dass der Zusammenhang von Markttrans-
parenz und Konsumentenwohlfahrt einer umgekehrten U-Form folgt und aus zwei gegen-
läufigen Effekten entsteht. Die Anzahl der angezeigten Tankstellen zu begrenzen, erzeugt 
zusätzlichen Wettbewerb darum, überhaupt angezeigt zu werden. Gegenläufig wirkt, dass 
Konsumenten die Preise eine näheren, aber etwas teureren Tankstelle dann nicht mehr 
sehen, sodass Konsumenten zum Teil suboptimal weite Anfahrtswege wählen. Für 
Deutschland schätzt Martin (2024) das Wohlfahrtsmaximum bei einer Anzeige der 20 Pro-
zent günstigsten Tankstellen eines Ortes. Die Konsumausgaben würden dadurch um 1,5 
Prozent sinken. Offen bleibt allerdings, ob Preisalgorithmen wie bei Assad et al. (2024) 
unter einer beschränkten Anzeige die Margen weniger stark ausweiten können. 

Österreich praktiziert eine solche beschränkte Anzeige seit 2011. Der Spritpreisrechner 
listet zu einer Adresse die zehn nächstgelegenen Tankstellen auf, zeigt aber nur die 
Preise der fünf günstigsten von ihnen (Republik Österreich 2011; Energie-Control Austria 
(E-Control) 2026a). Ob eine solche beschränkte Anzeige in der Praxis wirkt, lässt sich für 
Österreich allerdings kaum belegen. Bernhardt et al. (2025) finden für die österreichische 
Transparenzregel keine signifikanten Preiseffekte, räumen aber selbst ein, dass sich ihre 
Wirkung nicht von der im selben Jahr eingeführten 12-Uhr-Regel trennen lässt. 

4.2 Internationale Evidenz 

Wie in Kapitel 3 beschrieben, gibt es in relativ vielen Ländern eine Markttransparenzregel 
mit leicht unterschiedlicher Ausgestaltung. Im Folgenden fassen wir einige Studien zu-
sammen, die den Effekt dieser Regelungen in den verschiedenen Ländern evaluieren. 

Choi und Kim (2024) finden für Südkorea ein ähnliches Muster wie Montag et al. (2026) 
für Deutschland. Eine Reduktion der Suchkosten bringt nur etwas, wenn Konsumenten 
die Wahl zwischen Tankstellen haben. Das heißt, dass der Effekt der Transparenz mit 
dem Wettbewerb zwischen Tankstellen steigt. Die Autoren zeigen aber auch, dass der 
Marktführer SK Energy versucht, koordinierte Preissprünge am Markt durchzusetzen, in 
der Hoffnung, dass andere folgen. Zusätzlich beschreiben sie eine sinkende Preisvarianz 
und abgeschwächte Preiszyklen. Die Autoren werten dies als vorteilhaft für Anbieter und 
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Verbraucher. Nach der Logik von Haucap, Heimeshoff, Kehder, et al. (2017) könnte es 
aber auch ein Symptom sinkenden Wettbewerbs sein. 

Luco (2019) nutzt die regional gestaffelte Einführung einer Transparenzregel in Chile im 
Jahr 2012 und zeigt, dass deren Wirkung stark vom Suchverhalten der Verbraucher ab-
hängt. Je mehr Verbraucher Preise vergleichen, desto lohnender ist es für eine Tankstelle, 
von einem hohen Preisniveau abzuweichen und diese Kunden abzuwerben, was Koordi-
nation erschwert. Für die Anbieter macht die Transparenzregel dagegen Abweichungen 
vom kollusiven Gleichgewicht sofort sichtbar und erleichtert die Reaktion darauf. Im Ge-
gensatz zu Deutschland und Südkorea überwog in Chile allerdings die Reaktion der An-
bieterseite und die Margen stiegen um 9 Prozent. Dieser Anstieg war allerdings nicht 
gleichmäßig über das Land verteilt. In einkommensschwachen Gegenden wuchsen die 
Margen um rund 12 Prozent, während sie in einkommensstarken Gegenden um 4 Prozent 
sanken. Ausschlaggebend dafür war nicht das Einkommen selbst, sondern die Varianz 
im Suchverhalten, das in wohlhabenderen Gegenden intensiver war. Es ist naheliegend, 
dass ärmere Haushalte zu Beginn der 2010er-Jahre noch seltener ein Smartphone besa-
ßen und daher die Preisinformationen kaum nutzen konnten. Diese Erklärung wäre zu-
mindest im Einklang mit den Resultaten von Choi und Kim (2024). 

In einigen australischen Bundesstaaten besteht eine Transparenzpflicht auch ohne Zeit-
regel. New South Wales führte 2016 den FuelCheck mit einer Echtzeit-Meldepflicht der 
Tankstellen ein, Queensland folgte im Dezember 2018 und Südaustralien im März 2021. 
Auch Tasmanien und das Australian Capital Territory bauten auf der bestehenden Platt-
form von New South Wales ihre eigenen Meldesysteme auf. Griffith University (2020) ver-
glich die Preise vor und während der Regulierung und fand in den meisten Regionen 
Südost-Queenslands leichte Rückgänge der durchschnittlichen Tagespreise. Die Erspar-
nis für Verbraucher in Südost-Queensland schätzt die Studie auf rund 9,8 Mio. australi-
sche Dollar (rund 6 Mio. Euro) im Jahr, davon rund 7,7 Mio. australische Dollar (rund 4,8 
Mio. Euro) in Brisbane. Für die übrigen Landesteile ließ sich kein Preiseffekt nachweisen. 
Das ist ein weiterer Hinweis darauf, dass die Wirkung der Transparenzregel vom Wettbe-
werb abhängt. Zugleich zeigt die Studie, dass die Preiszyklen fortbestanden und die Preis-
sprünge von nur drei Unternehmen ausgingen. 

Auch Oczkowski et al. (2018) zeigen, dass in den Regionalzentren von New South Wales 
eine geringe Stationsdichte die Preise erhöht. Ein zusätzlicher unabhängiger Anbieter 
senkt sie um 0,5 bis 1,5 Cent je Liter. Barkley et al. (2022) nutzen die Echtzeitdaten, um 
die Wirkung öffentlicher Kritik zu messen. Nachdem der Vorsitzende der Wettbewerbsbe-
hörde ACCC den Tankstellen im März 2020 vorgeworfen hatte, gesunkene Ölpreise nicht 
weiterzugeben, fielen die Preise in Sydney um 1,5 Cent je Liter, an überdurchschnittlich 
teuren Stationen um 2,5 Cent je Liter und damit um 22 Prozent der Marge. In ländlichen 
Märkten war der Effekt deutlich schwächer. RAA (2023) und ACT Government, Chief Mi-
nister, Treasury and Economic Development Directorate (2023) zeigen für Südaustralien, 
dass Verbraucher 11 Cent je Liter Normalbenzin und 27 Cent je Liter Diesel sparen kön-
nen, wenn sie Preisvergleiche nutzen. 

In Melbourne teilten große Tankstellenketten ihre Preise im 15- bis 30-Minuten-Takt über 
die private Plattform Informed Sources, zu der Konsumenten keinen Zugang hatten. Die 
australische Wettbewerbsbehörde ACCC leitete ein Verfahren ein, und Coles schied im 



36 
 

April 2016 aus der Plattform aus, während die übrigen Anbieter die Preise von Coles wei-
terhin sahen. Byrne et al. (2025) zeigen, dass dem Wettbewerb dadurch sogar geschadet 
wurde. Coles änderte in der Folge seine Preise seltener, reagierte weniger auf die Kon-
kurrenz und wurde zum Preisführer bei koordinierten Preiserhöhungen. Die Margen stie-
gen dadurch um 50 Prozent, bei Coles im Durchschnitt um 5,9 Cent je Liter und um 3,4 
Cent je Liter bei den übrigen Anbietern. Auch die Auflage der ACCC an Informed Sources, 
die Preisdaten Dritten zu angemessenen Bedingungen anzubieten, führte zu keinem 
Markteintritt einer Preisvergleichs-App. Die Studie zeigt, dass auch die einseitige Be-
schneidung von Transparenz auf der Anbieterseite für den Wettbewerb schädlich sein 
kann. 

Seit Kurzem verpflichten auch Dänemark (Januar 2026), das Vereinigte Königreich (Feb-
ruar 2026) und Québec (April 2026) Tankstellen zur Veröffentlichung ihrer Preise (König-
reich Dänemark 2025; Vereinigtes Königreich, Department for Energy Security and Net 
Zero 2026; Régie de l’énergie du Québec 2026). Stand heute sind die Regime allerdings 
noch nicht evaluiert. Doch auch die seit Langem bestehenden Meldepflichten in Spanien 
(seit 2007) und Portugal (seit 2008) wurden bislang nicht auf ihre Preiswirkung untersucht 
(Ministerio de Industria, Turismo y Comercio 2007; República Portuguesa 2008). Nichts-
destotrotz zeigt die vorhandene Evidenz ein wiederkehrendes Muster. Ob Transparenz 
die Preise senkt, hängt weniger von der Meldepflicht selbst ab als davon, ob Verbraucher 
die Informationen tatsächlich nutzen und wie viel die Anbieter durch sie zusätzlich über-
einander erfahren. Diese Bedingungen fasst das folgende Zwischenfazit zusammen. 

4.3 Zwischenfazit 

Die Evidenz zu Markttransparenzregeln fällt uneinheitlich aus. Transparenz kann die Vo-
raussetzungen für Wettbewerb verbessern und zu niedrigeren Preisen führen, wenn Ver-
braucher die Preisinformationen auch entsprechend nutzen und es hinreichenden lokalen 
Wettbewerb gibt. Für Deutschland fand eine frühe Schätzung mit kürzerem Beobach-
tungszeitraum steigende Preise (Dewenter et al. 2017a), neuere Studien mit längerem 
Beobachtungszeitraum finden eher sinkende Preise (Montag et al. 2026). Bernhardt et al. 
(2025) finden signifikante Resultate nur in der Schätzung mit dem längsten Beobach-
tungshorizont bis 2018. In dieser Schätzung sinken die Preise um zwei bis drei Cent je 
Liter. Zugleich eröffneten die Meldedaten den Anbietern neue Strategien, die die Margen 
dort erhöhten, wo sie eingesetzt wurden: Preisgarantien ab 2015 und Preisalgorithmen 
ab 2017 (Dewenter und Schwalbe 2016; Cabral et al. 2021; Assad et al. 2024). Wie sich 
beide Entwicklungen in Deutschland einzeln gegeneinander aufrechnen, hat unseres Wis-
sens bislang keine Studie untersucht. In Chile stiegen die Margen nach Einführung einer 
vergleichbaren Meldepflicht dagegen im Durchschnitt (Luco 2019). 

Klar ist dagegen, dass die Preisinformationen für Verbraucher so leicht zugänglich wie 
möglich sein sollten und Aufmerksamkeit für dieses Angebot geschaffen werden muss. 
Je mehr Verbraucher den günstigsten Preis suchen, desto höher ist der Preisdruck und 
desto lohnender wird es für eine Tankstelle, von einem abgestimmten hohen Preisniveau 
abzuweichen. Nutzen zu wenige Verbraucher die Informationen, kann eine Transparenz-
pflicht dagegen die Koordination erleichtern. In Chile stiegen die Margen um durchschnitt-
lich 9 Prozent (Luco 2019). In Deutschland, wo Preis-Apps breit genutzt werden (Haucap, 
Heimeshoff, Kehder, et al. 2017) und die Anbieter schon vor der MTS-K nahezu 
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vollständig informiert waren (Montag et al. 2026), fiel dieser Kanal weniger stark ins Ge-
wicht. Margensteigernde Effekte gingen hier stattdessen von Preisgarantien und Algorith-
men aus. 

Ebenso wichtig ist ausreichender lokaler Wettbewerb, denn Transparenz nützt nur, wenn 
Verbraucher auch auf eine günstigere Tankstelle ausweichen können. Der Preiseffekt der 
MTS-K fiel umso stärker aus, je mehr Tankstellen im Umkreis lagen (Montag et al. 2026). 
In Südkorea sanken die Suchkosten in wettbewerbsintensiven Bezirken ebenfalls stärker 
(Choi und Kim 2024), und auch die Weitergabe von Kostenänderungen an die Verbrau-
cher steigt mit der Zahl der Wettbewerber (Genakos und Pagliero 2022). Zudem senkt 
bereits der Markteintritt einer zusätzlichen Tankstelle die lokalen Preise, vor allem am 
unteren Ende der Preisverteilung (Fischer et al. 2025). Vor diesem Hintergrund verdient 
die Ausdünnung des deutschen Tankstellennetzes Beachtung: Von 46.091 Stationen im 
Jahr 1970 (Bundesverband freier Tankstellen 2025) waren Ende 2025 noch 14.308 übrig 
(Kfz-Innung Mittelbaden 2026). Zuletzt sank die Zahl allerdings nur noch langsam. Freie 
Tankstellen, die häufig günstiger anbieten, sind in ländlichen Regionen jedoch deutlich 
schlechter erreichbar (Neumeier 2012). In Regionen, in denen eine günstige Alternative 
fehlt, kann Transparenz den Preis kaum disziplinieren. Dieses Problem würde durch einen 
weiteren Rückgang des Netzes verstärkt werden. 

Neben Nutzung und Wettbewerb entscheidet auch die Gestaltung des Informationszu-
gangs über die Wirkung. Die MTS-K gibt sämtliche Preise an die Verbraucher-Informati-
onsdienste weiter. Volle Transparenz ist nach Martin (2024) jedoch nicht die verbraucher-
freundlichste Ausgestaltung. Seine Modellrechnungen mit deutschen Daten ergeben, 
dass die Konsumentenwohlfahrt maximiert wird, wenn nur die günstigsten 20 Prozent der 
Preise um eine Adresse gezeigt werden. Die Tankstellen konkurrieren dann stärker darum, 
überhaupt sichtbar zu sein. Der Autor berechnet eine potenzielle Verbraucherersparnis 
von 1,5 Prozent. Eine beschränkte Anzeige ist damit ein naheliegender Ansatz, die Wir-
kung der Markttransparenzregulierung zu verstärken, ohne in die Preissetzung einzugrei-
fen. Außerdem könnte eine beschränkte Anzeige die margensteigernde Wirkung von 
Preisalgorithmen zusätzlich dämpfen. Die Nachteile einer beschränkten Anzeige dürften 
gerade in dünn besiedelten Regionen ins Gewicht fallen, in denen eine nahegelegene 
Tankstelle ohnehin oft die einzige erreichbare Alternative ist. 

Insgesamt ist eine Markttransparenzregulierung zwar ein vergleichsweise milder Eingriff 
in den Markt, allerdings ist die Evidenz zu ihrer Wirkung nicht eindeutig. Transparenz ver-
bessert die Voraussetzungen für Wettbewerb, garantiert niedrigere Preise aber nicht. Eine 
Meldepflicht allein genügt nicht: Die Informationen müssen von den Verbrauchern tat-
sächlich genutzt werden, um Preisdruck aufzubauen, und vor Ort muss eine günstigere 
Alternative erreichbar sein. Auch die Preissetzung der Anbieter sollte fortlaufend beo-
bachtet werden. Eine beschränkte Anzeige der günstigsten Preise kann ein zusätzlicher 
Hebel sein, um den Tankstellenwettbewerb zu maximieren. Die Mineralölwirtschaft be-
streitet allerdings bereits die Prämisse eines Wettbewerbsproblems. Der Branchenver-
band en2x verweist auf im europäischen Vergleich niedrige Preise ohne Steuern und Ab-
gaben und kritisiert die Ausweitung der Befugnisse der Markttransparenzstelle als Schritt 
zu einer „faktischen Preiskontrolle einer einzelnen Branche“ (en2x – Wirtschaftsverband 
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Fuels und Energie 2026).12 Ein Vergleich von Preisniveaus zwischen Ländern erlaubt al-
lerdings keine Aussage über die Wirkung einzelner Instrumente. Die hier ausgewertete 
Evidenz beruht deshalb auf Studien, die Preise und Margen vor und nach der Einführung 
einer Regel vergleichen. Seit April 2026 kombiniert Deutschland die Markttransparenz-
stelle zudem mit einer Zeitregel für Preiserhöhungen. Wie solche Zeitregeln wirken und 
ob sie im Zusammenspiel mit voller Transparenz die gegenseitige Beobachtung der An-
bieter erleichtern, untersucht das folgende Kapitel. 

  

 
12 Die Formulierung ist insofern bemerkenswert, als eine Preiskontrolle einzelner Branchen in 
Deutschland zur Normalität gehört. Die Bundesnetzagentur reguliert die Netzentgelte für Strom 
und Gas, die Trassenpreise im Schienenverkehr und die Briefporti, die Abgabepreise verschrei-
bungspflichtiger Arzneimittel folgen der Arzneimittelpreisverordnung, und Taxitarife werden nach 
dem Personenbeförderungsgesetz behördlich festgesetzt. Für Strom und Gas galt 2023 sogar ein 
gedeckelter Endkundenpreis. Der Unterschied liegt darin, dass diese Instrumente Preise vorge-
ben, während die Markttransparenzstelle Preise erhebt und veröffentlicht, aber keinen vorschreibt. 
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5 Zeitliche Beschränkungen der Preisanpassung 
Wie in Kapitel 3 beschrieben, greifen Zeitregeln nicht in die Höhe, sondern in den Zeit-
punkt der Preissetzung ein. Sie sollen die Zahl der Preisänderungen im Tagesverlauf be-
grenzen und Preise für Verbraucher übersichtlicher machen. Ob sie auch das Preisniveau 
senken, ist dagegen offen (Dewenter et al. 2017b). Theoretisch können Zeitregeln helfen, 
stillschweigende Kollusion zu stabilisieren, indem sie die Preissetzung der Anbieter syn-
chronisieren, wie Byrne und Roos (2019) für Westaustralien zeigen. 

Auch asymmetrische Zeitregeln, die nur den Zeitpunkt für Preiserhöhungen und nicht den 
für Preissenkungen begrenzen, können Verbrauchern schaden: Dürfen Tankstellen ihre 
Preise nach der täglichen Festlegung nur noch senken, setzen sie den Ausgangspreis 
höher an, und Verbraucher, die auf spätere Senkungen warten, tragen zusätzliche Kosten 
(Obradovits 2014). 

Evaluationen liegen vor allem für Österreich und Westaustralien vor. Auch für Deutsch-
land gibt es erste Auswertungen. Die Regeln in Victoria und im Northern Territory sind 
noch zu jung. Wir diskutieren zunächst die Evidenz aus Österreich, ordnen dann die deut-
sche 12-Uhr-Regel ein und betrachten die australischen Regeln. Das Zwischenfazit geht 
abschließend vor allem auf das Zusammenspiel von Zeitregeln und Markttransparenz ein. 

5.1 Spritpreisrechner und die 12-Uhr-Regel in Österreich 

Österreich erlaubt Tankstellen seit Juli 2009, ihre Preise nur einmal täglich zu erhöhen, 
während Senkungen jederzeit möglich sind (Republik Österreich 2009). Zu Beginn hing 
der Zeitpunkt der erlaubten Preiserhöhung vom Tankstellentyp ab. Durchgehend geöff-
nete Tankstellen mussten um Mitternacht erhöhen, Automatentankstellen spätestens um 
8:30 Uhr und alle übrigen spätestens bei Öffnung. Seit Januar 2011 gilt eine einheitliche 
Erhöhung um 12 Uhr mittags (Republik Österreich 2010). Da Österreich im August 2011 
allerdings zusätzlich eine Transparenzregulierung einführte, lassen sich die Effekte der 
Zeitregel und der Transparenzregel in der empirischen Analyse kaum voneinander tren-
nen. 

Eine asymmetrische Beschränkung von Preisanpassungen ist aus theoretischer Sicht aus 
zwei Gründen problematisch. Erstens haben Tankstellen den Anreiz, ihren Preis um 12 
Uhr eher zu hoch als zu niedrig anzusetzen. Ein zu hoher Preis lässt sich jederzeit senken, 
während ein zu niedriger bis zum nächsten Mittag bindet (Obradovits 2014). Denter (2026) 
zeigt, dass die Regel den erwarteten Durchschnittspreis deshalb nicht senkt und ihn unter 
bestimmten Voraussetzungen anhebt. Ist die Nachfrage kurz nach 12 Uhr schwach, wäre 
ein niedriger Preis kurzfristig optimal, verbaut aber die Möglichkeit, später (um kurz vor 
12 Uhr des Folgetages) bei starker Nachfrage einen hohen Preis zu verlangen. Die Tank-
stelle setzt den Mittagspreis deshalb über das Niveau, das der aktuellen Nachfrage ent-
spricht, und je mehr Nachfrage sie für die Stunden vor der nächsten Erhöhung erwartet, 
desto höher. Im Extremfall wählt sie den Preis, der bei starker Nachfrage optimal wäre. 
Dann steigt der erwartete Durchschnittspreis, und die Verbraucherwohlfahrt sinkt. 

Unverändert bleibt der Durchschnittspreis nur in einem speziellen Fall, nämlich wenn die 
Tankstelle mit dem Mittagspreis unter diesem Hochnachfragepreis bleibt. Dann wird ihr 
eigener Mittagspreis bis zum nächsten Mittag zu ihrer Obergrenze, sodass sie bei starker 
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Nachfrage weniger verlangen kann als ohne die Regel, und der höhere Mittagspreis und 
der niedrigere Preis des Folgetages heben sich im Erwartungswert auf. Selbst dann ge-
winnen die Verbraucher nur unter einer starken Annahme. Das Modell kennt keine Such-
kosten, niemand wendet also etwas auf, um die günstigen Stunden zu treffen. 

Die Regel kann sich zudem selbst verstärken. Weichen Verbraucher auf die Stunden vor 
12 Uhr aus, sinkt die Nachfrage direkt nach der Erhöhung und steigt kurz vor der nächsten. 
Bei Obradovits (2014) lohnt sich ein niedriger Mittagspreis dann noch weniger, und im 
Modell von Denter (2026) wird genau der Fall wahrscheinlicher, in dem der Durchschnitts-
preis steigt. Der Anstieg fällt umso größer aus, je stärker sich die Nachfrage vor und nach 
12 Uhr unterscheidet. Dass Verbraucher tatsächlich ausweichen, zeigte sich in Österreich 
früh. Die Wirtschaftskammer klagte bereits 2011, das Tankgeschäft komme zwischen 12 
und 14 Uhr praktisch zum Erliegen (Handler 2013). Ähnliche Nebenwirkungen scheint es 
aktuell in Deutschland zu geben. Marktteilnehmer berichten von einem erheblichen Rück-
gang des Geschäfts nach 12 Uhr, worunter auch das Geschäft mit Snacks wie belegten 
Brötchen und Getränken gerade in der Mittagszeit in Mitleidenschaft gezogen werde. 

Zweitens verschiebt die Regel die Last zwischen den Verbrauchern. Weil die Preise nach 
12 Uhr am höchsten sind und bis zum nächsten Mittag fallen, lohnt es sich, den Tankvor-
gang aufzuschieben. Wer das nicht kann, zahlt mehr, und wer es tut, hat Aufwand. Da die 
Tankstellen ihre Gewinne unter der Regel halten können, ist dieser Aufwand ein reiner 
Wohlfahrtsverlust (Obradovits 2014). 

Gestützt werden diese Vorhersagen durch Laborexperimente. Teilnehmer, die ihre Preise 
nur zu festen Zeitpunkten erhöhen dürfen, wählen fast immer den Höchstpreis, koordinie-
ren sich häufiger auf denselben Preis und setzen im Durchschnitt höhere Preise als ohne 
Zeitregel (Berninghaus et al. 2012). Haucap und Müller (2012) kommen zu einem ähnli-
chen Ergebnis in ihrem Experiment. Dürfen Teilnehmer ihre Preise nur einmal im Spiel 
erhöhen, aber jederzeit senken, liegen ihre Preise um rund 17 Prozent höher als ohne 
Regel. Auch in diesem Fall lässt sich eine Preiserhöhung, der die Konkurrenz nicht folgt, 
sofort wieder zurücknehmen und ist deshalb weniger riskant. Das Experiment zeigt au-
ßerdem, dass eine Regel nach westaustralischem Vorbild, die nur eine Preisänderung (in 
beide Richtungen) am Tag erlaubt, Preise und Gewinne nicht verändert. 

Interessanterweise zeichnet die empirische Evidenz ein etwas anderes Bild. Becker et al. 
(2021) zeigen, dass Benzinpreise in Österreich Ende 2009, ein halbes Jahr nach Einfüh-
rung der ersten Fassung der Regel, 23,4 Prozent (oder 8,3 Cent je Liter) unter dem Ver-
gleichswert lagen. Dieser Abstand schrumpfte bis Ende 2010 jedoch auf 3,7 Cent je Liter. 
Das zeigt erneut, dass Tankstellen einige Zeit benötigen, um wieder zu ihrer Abstimmung 
zu finden. Wang (2009) findet einen ähnlichen Effekt in Westaustralien. Für Diesel schät-
zen Becker et al. (2021) den Preiseffekt der Zeitregel auf nur 6,6 Prozent oder 2,87 Cent 
je Liter. Auch das zeigt, dass solche Regeln nur dort wirken, wo es vorher tatsächlich 
Suchfriktionen gab. Becker et al. (2021) erklären den schwächeren Dieseleffekt damit, 
dass die Dieselnachfrage von gewerblichen Abnehmern geprägt ist, die große Mengen 
häufig kaufen und deshalb schon vor der Regel intensiv nach günstigen Preisen gesucht 
haben. Große Speditionen beobachten die Preise laufend und steuern ihre Fahrzeuge 
gezielt zu bestimmten Tankstellen. Eine Maßnahme, die das Auffinden günstiger Preise 
erleichtert, kann dort kaum noch etwas verbessern. Ergänzend verweisen die Autoren auf 
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die geringe Preiselastizität der Dieselnachfrage. Ab 2011 wuchs der Abstand erneut, was 
die Autoren aber eher auf den Spritpreisrechner zurückführen als auf die 12-Uhr-Fassung, 
die lediglich den Erhöhungszeitpunkt vereinheitlichte. 

Auch Dewenter et al. (2017b) vergleichen die Kraftstoffpreise ohne Steuern in Österreich 
vor und nach der Einführung der 12-Uhr-Regel im Januar 2011 mit denen in Deutschland 
und sechs weiteren EU-Ländern. Gegenüber Deutschland sanken die Preise um 2,2 Cent 
je Liter Benzin und um 2,6 Cent je Liter Diesel. Gegenüber den übrigen Ländern sanken 
sie je nach Land um 0,6 bis 4,1 Cent. Auch dieser Effekt lässt sich nicht allein der Zeitregel 
zuschreiben: Der von den Autoren betrachtete Zeitraum nach der Einführung reicht bis 
Februar 2012 und umfasst damit auch den im August 2011 gestarteten Spritpreisrechner. 
Die Autoren argumentieren, dass sich Preiserhöhungen unter der Regulierung schwerer 
abstimmen lassen. Keine Tankstelle kann mehr abwarten, ob ein Preisführer wirklich er-
höht, um ihm dann zu folgen, da alle Erhöhungen gleichzeitig um 12 Uhr erfolgen müssen. 
Unterbietungen bleiben aber jederzeit möglich. Diese Argumentation ist kurzfristig richtig, 
gilt allerdings nicht auf Dauer. Langfristig lernen die Anbieter über die Wiederholungen 
(Tage) hinweg, welches Preisniveau sich halten lässt und welche Muster sich bei der 
Preissetzung etablieren. Eine neue Zeitregel entwertet das erlernte Muster zwar zunächst, 
verhindert aber nicht, dass es sich unter den neuen Bedingungen erneut bildet. Zusätzlich 
macht eine Zeitregel den ersten Schritt einer Preisführerschaft risikoärmer. Ein Anbieter, 
der um 12 Uhr erhöht und keine Folger findet, kann den Preis sofort wieder senken. Eine 
Tankstelle, die um 12 Uhr nicht erhöht, ist hingegen bis zum nächsten Mittag gebunden. 
Byrne und Roos (2019) zeigen für Westaustralien, dass Anbieter über Jahre hinweg 
Preisexperimente durchführen und sich eine Preisführerschaft herausbildet. Dazu passt, 
dass der geschätzte Abstand in Österreich schon im zweiten Jahr deutlich kleiner war. 

Mit der gleichen Methodik wie Frondel et al. (2020) untersuchen auch Fasoula und 
Schweikert (2020), wie schnell Ölpreisschocks an österreichischen Tankstellen durchge-
reicht werden. Dort dauerte es vor Einführung der ersten Regulierung 2009 zwölf Han-
delstage, bis die Hälfte einer Kostensteigerung im Tankstellenpreis ankam; bei einer Kos-
tensenkung waren es 18 Tage. Nach Einführung der Zeitregel lag dieser Zeitraum bei 
acht Tagen für Steigerungen und sechs Tagen für Senkungen, bei Diesel bei fünf bezie-
hungsweise vier statt zuvor 16 beziehungsweise 14 Tagen. Daher sprechen die Autoren 
von einem Teilerfolg der Regulierung. 

Handler (2010) bewertete Ende 2010 die erste Fassung und empfahl, den Erhöhungszeit-
punkt für alle Tankstellen zu vereinheitlichen. Handler (2013) kommt zu dem Schluss, 
dass die Preiswirkungen der Regel umstritten ist und sich auch mit den eigenen Daten 
nicht bestätigen lässt. Nachteilig ist, dass Tankstellen um 12 Uhr tendenziell zu hohe 
Preise ansetzen können, da sie diese später noch senken dürfen. Die Autoren empfehlen, 
die Regel in einer mehrmonatigen Testphase auszusetzen, um ihre Wirkung zu prüfen. 
Die Bundeswettbewerbsbehörde evaluierte 2012 nicht die 12-Uhr-Regel, sondern zusätz-
liche Preiskorridore an drei Reisewochenenden, und bezifferte die Ersparnis für Verbrau-
cher auf insgesamt rund 112.000 Euro, was sie selbst als gering bezeichnete (Bundes-
wettbewerbsbehörde 2012). Bei der Verlängerung der Regel bis 2028 verwies das Wirt-
schaftsministerium darauf, dass Superbenzin in Österreich 17,7 Cent je Liter günstiger sei 
als im Durchschnitt des Euroraums (Bundesministerium für Wirtschaft, Energie und Tou-
rismus 2025). Dieser Vergleich trennt die Wirkung der Regel jedoch nicht von anderen 
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Unterschieden wie Steuern oder Marktstruktur. Eine abschließende Bewertung der Markt-
transparenz oder der 12-Uhr-Regel in Österreich ist auf Grund der zeitlichen Nähe beider 
Maßnahmen schwierig. Seit April 2026 gilt in Österreich zudem eine einmalige, stichtags-
bezogene Margenbegrenzung (vgl. Kapitel 3), was Vergleiche auf aktuellem Datenstand 
zusätzlich erschwert. 

5.2 Die 12-Uhr-Regel in Deutschland seit April 2026 

Seit dem 1. April 2026 gilt die 12-Uhr-Regel auch in Deutschland. Tankstellen dürfen die 
Preise für Benzin und Diesel nur noch einmal täglich um 12 Uhr erhöhen, während Sen-
kungen jederzeit erlaubt bleiben (Bundesrepublik Deutschland 2026b). Diese Regulierung 
wurde Ende März 2026 beschlossen, nachdem die Ölpreise infolge des Irankonflikts und 
der Störung der Schifffahrt in der Straße von Hormus deutlich gestiegen waren (Deutscher 
Bundestag 2026a). Anders als in Österreich bleiben in Deutschland die Preise aller Tank-
stellen öffentlich. Das Gesetz soll nach einem Jahr evaluiert werden. 

Gesichert ist bislang vor allem die Wirkung auf den Tagesverlauf. Im zweiten Quartal 2026 
sank die durchschnittliche Anzahl der Preisänderungen je Tankstelle von knapp 22 auf 
knapp acht am Tag. Per Design gab es statt sieben Preisspitzen am Tag nur noch einen 
Sprung um 12 Uhr. Dieser betrug durchschnittlich rund 15 Cent je Liter und war bis 18 
Uhr zu etwa 78 Prozent wieder abgebaut. Tanken ist nun konsequenterweise kurz vor 12 
Uhr am günstigsten (Bundeskartellamt 2026b). Die Bundesregierung sieht die Verläss-
lichkeit der Preisinformationen für Verbraucher gestärkt (Deutscher Bundestag 2026c). 
Zugleich ist die Preisspanne innerhalb eines Tages gewachsen: Laut ADAC lag sie im 
Mai 2026 bei 14,6 Cent je Liter E10 und 18,4 Cent je Liter Diesel und damit so hoch wie 
nie zuvor (ADAC 2026). 

Weniger Preisänderungen sind für sich genommen allerdings noch kein Erfolg, denn häu-
fige Preisänderungen und Preiszyklen sind nicht per se ein Zeichen schwachen Wettbe-
werbs. Noel (2015) zeigt, dass ein Raffineriebrand im kanadischen Nanticoke im Jahr 
2007 die seit Jahrzehnten bestehenden täglichen Preiszyklen in Toronto, Ottawa und Lon-
don abrupt beendete. Er zeigt, dass ohne die Zyklen Preise und Margen um 1,1 bis 1,4 
kanadische Cent je Liter höher liegen als zuvor. Lewis und Noel (2011) zeigen außerdem, 
dass in US-amerikanischen Städten mit Preiszyklen Kostenänderungen zwei- bis dreimal 
schneller weitergegeben werden als in Städten ohne Zyklen. Die deutsche Regulierung 
beseitigt die Zyklen nicht, sondern bündelt sie in einem großen Tageszyklus mit Preis-
sprung um 12 Uhr mittags. Es ist unbestritten, dass eine besser verfolgbare Preisentwick-
lung den Verbrauchern bei der Suche nach dem günstigsten Zeitpunkt zum Tanken hilft. 
Wie oben beschrieben zeigt Denter (2026) jedoch, dass der (ungewichtete) Tagesdurch-
schnittspreis ansteigt, weil die Anbieter durch die Verlagerung der Nachfrage auf den 
günstigsten Zeitpunkt die Preise nach 12 Uhr drastisch anheben. Ob der mengengewich-
tete Preis bei verändertem Tankverhalten ebenfalls ansteigt, ist aber nicht klar. Auch Ob-
radovits (2014) zeigt, dass Verbraucher, die kurz vor 12 Uhr tanken, im Grunde einen 
negativen externen Effekt auf alle anderen Verbraucher ausüben, weil die Verbraucher, 
die ihren Konsum nicht verschieben können, einen umso höheren Preis nach 12 Uhr zah-
len je mehr Autofahrer kurz vor 12 Uhr tanken. Entscheidend für die Gesamtbewertung 
ist deshalb nicht nur, wie oft sich die Preise ändern, sondern vor allem, wie sich die von 
den Verbrauchern tatsächlich gezahlten Preise sowie die Margen der Anbieter verändern. 



43 
 

Ob die 12-Uhr-Regel den Durchschnittspreis senkt, ist offen, da erste Studien zu unter-
schiedlichen Ergebnissen kommen. Jung et al. (2026) vergleichen die Margen von deut-
schen Tankstellen gegenüber dem Großhandelspreis in den zwei Wochen vor und nach 
der Einführung und finden für Benzin einen Anstieg um 5 bis 6 Cent je Liter, für Diesel 
keinen signifikanten Effekt. Dabei steigen die Margen besonders bei kleinen und unab-
hängigen Tankstellen sowie in Süddeutschland. Breiderhoff und Dewenter (2026) verglei-
chen die Preisentwicklung dagegen mit Frankreich und finden, dass Benzin in Deutsch-
land im ersten Monat um etwa 1 bis 2 Cent je Liter weniger stark stieg als dort. Allerdings 
galt zu diesem Zeitpunkt schon der freiwillige Preisdeckel von TotalEnergies. Für Diesel 
lässt sich kein Effekt bestimmen, weil TotalEnergies in Frankreich im selben Zeitraum 
seine Preisobergrenze für Diesel anhob. Beide Studien erfassen nur wenige Wochen, da 
ab Mai die befristete Energiesteuersenkung den Effekt der 12-Uhr-Regel überlagert. Die 
Monopolkommission hält eine abschließende Bewertung deshalb noch nicht für möglich 
(Monopolkommission 2026). 

Erste Hinweise auf das Ausweichverhalten der Konsumenten, das die Theorie erwarten 
lässt, liefert eine nicht repräsentative Mitgliederbefragung des Bundesverbands freier und 
unabhängiger Tankstellen (bft) unter 132 Unternehmen.13 86,4 Prozent der befragten Un-
ternehmen beobachten mehr Kunden kurz vor 12 Uhr, 91,7 Prozent einen geringeren Ab-
satz danach (Bundesverband freier und unabhängiger Tankstellen (bft) 2026). Das ent-
spricht der Klage der österreichischen Wirtschaftskammer von 2011 und genau dem Me-
chanismus, über den sich die Regel selbst verstärken kann. 

Für die Evaluation stellt sich auch die Frage nach der konkreten Ausgestaltung der regel. 
In einer Modellrechnung auf Basis von Preisdaten aus der Zeit vor der Regel kommt 
Siemroth (2026) zu dem Ergebnis, dass eine Erhöhung um 11 Uhr den verkehrsgewich-
teten Durchschnittspreis am stärksten senken würde, weil sich dann ein über den Tag 
weitgehend konstanter Preis einstellt. Im Vergleich zur früheren Situation vor Einführung 
der 12-Uhr-Regel wäre Tanken dann morgens etwas günstiger, abends jedoch teurer. 
Davon profitierten vor allem Pendler und gewerbliche Kunden, jedoch nicht die preissen-
sibelsten Kunden. Für die Tankstellen wäre gerade diese Reset-Stunde am ungünstigsten, 
weil sie die Preisdifferenzierung über den Tag einschränkt. Die Monopolkommission emp-
fiehlt, verschiedene Uhrzeiten sowie eine Variante nach westaustralischem Vorbild regio-
nal begrenzt zu erproben und zu prüfen, ob Preisvergleichs-Apps wie in Österreich nur 
die günstigsten Tankstellen anzeigen sollten (Monopolkommission 2026). 

5.3 Internationale Evidenz 

Wie in Kapitel 3 beschrieben verpflichtet Westaustralien Tankstellen seit Januar 2001, 
ihre Preise für den Folgetag bis 14 Uhr an FuelWatch zu melden. Diese Preise gelten 
dann ab 6 Uhr morgens des Folgetags für 24 Stunden. Die Regulierung ist also symmet-
risch, da in dieser Zeit sowohl Preiserhöhungen als auch Preissenkungen verboten sind 
(Select Committee on Pricing of Petroleum Products 2000). Im Unterschied zum deut-
schen oder österreichischen Modell lassen sich Preiserhöhungen damit nicht einfach zu-
rücknehmen. Eine Tankstelle, die allein erhöht, verliert daher einen ganzen Tag lang 

 
13 Der Verband spricht sich zugleich für eine Abschaffung der Regel aus. 
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Nachfrage. Diese Regel sollte deshalb zumindest theoretisch Preiserhöhungen riskanter 
machen und die Abstimmung zwischen den Anbietern erschweren (Reindl und Wein 2012; 
Senate Standing Committee on Economics 2008). Im Labor schneidet sie entsprechend 
besser ab als die asymmetrische Variante (Haucap und Müller 2012; Angerer 2020). 

Wang (2009) zeigt für Perth, dass dieser Effekt zu Beginn der Regulierung tatsächlich 
eintrat. Nach Einführung der symmetrischen Zeitregel verschwanden die typischen Preis-
zyklen und Durchschnittspreise sanken, weil die stillschweigende Abstimmung zwischen 
den Anbietern gestört war. Über die Zeit fanden die Anbieter jedoch wieder zu den Preis-
zyklen zurück. Allerdings änderte sich deren Ablauf. Während die Preisführerschaft vorher 
fast immer bei einem großen Anbieter lag, verteilte sie sich nun auf die drei größten. Einen 
langfristigen Effekt auf die Durchschnittspreise beziffert Wang (2009) allerdings nicht. 
Auch Roos und Katayama (2013) finden unter der Regulierung häufige und ausgeprägte 
Preiszyklen. Die australische Wettbewerbsbehörde ACCC schätzte, dass die Margen in 
Perth seit Beginn der Regulierung relativ zu den Hauptstädten im Osten Australiens um 
rund 1,9 Cent je Liter gesunken sind (Australian Competition and Consumer Commission 
2007). Diese Schätzung stieß allerdings nicht nur auf heftige Kritik, sie ließ sich in einer 
Nachrechnung auch nicht bestätigen (Harding 2008; Davidson 2008). 

Byrne und Roos (2019) zeigen, dass es Anbieter auch ohne explizite Absprachen immer 
wieder schaffen, ihre Preise zu koordinieren. Ab 2009 etablierte BP in Westaustralien 
durch Preisführerschaft und gezielte Preisexperimente feste Preismuster. Auf diese Mus-
ter stellten sich die Konkurrenten schrittweise ein, und in der Folge stiegen die Tankstel-
lenmargen um rund 3,5 Cent je Liter stärker als in anderen australischen Städten. 

Die Zeitregeln, die seit März bzw. April 2026 in Victoria und im Northern Territory gelten, 
folgen dagegen wie in Österreich und Deutschland dem asymmetrischen Modell (Consu-
mer Affairs Victoria 2026; Northern Territory of Australia 2026). Zwar müssen die Tank-
stellen auch hier ihre Preise am Vortag melden, Preissenkungen bleiben im Tagesverlauf 
aber erlaubt. Damit entspricht die Anreizstruktur wieder der österreichischen. Ein zu hoch 
gemeldeter Tageshöchstpreis lässt sich nach unten korrigieren und ist deshalb mit weni-
ger Risiko verbunden. In Victoria wird die Zeitregel zudem seit August 2025 mit einer 
Transparenzpflicht kombiniert (Service Victoria 2026b). Damit ist diese Regulierung struk-
turell näher am deutschen Modell als die Regulierung in Perth. 

5.4 Zwischenfazit 

Intuitiv scheint eine zeitliche Beschränkung der Preisanpassung zunächst naheliegend. 
Der Staat muss nicht in die Preishöhe eingreifen und riskiert weder Versorgungsengpässe 
noch Obergrenzen, die ins Leere laufen. Zugleich macht eine Zeitregel die Preise für die 
Konsumenten nachvollziehbarer und soll kurzfristige Preisspitzen dämpfen. Theoretische 
Vorhersagen warnen aber vor einer solchen Regulierung, und die empirische Evidenz 
bleibt uneindeutig. 

Empirisch gesichert ist die Wirkung auf den Tagesverlauf der Preise. In Deutschland sank 
die Anzahl der Preisänderungen deutlich, und per Definition gibt es statt sieben Preisspit-
zen nur noch einen Sprung um 12 Uhr. Die Auswirkungen auf das Preisniveau sind bisher 
nicht eindeutig belegt. Theorie und Laborexperimente lassen von asymmetrischen Regeln 
keine niedrigeren, teils höhere Preise erwarten. Die Studien für Österreich finden für die 
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Zeitregel eher niedrigere Preise und eine schnellere Weitergabe von Kostenänderungen. 
Die 12-Uhr-Fassung lässt sich jedoch kaum von der nur sieben Monate später eingeführ-
ten Meldepflicht trennen. Welcher Anteil der in Österreich gemessenen Preiseffekte auf 
die Zeitregel und welcher auf die spezielle österreichische Transparenzvorschrift entfällt, 
ist deshalb offen. Die ersten Studien für Deutschland kommen zu unterschiedlichen Er-
gebnissen. Diese ändern sich offenbar mit der Vergleichsgruppe (Marge gegenüber dem 
Großhandel beziehungsweise Preisentwicklung gegenüber Frankreich). Außerdem de-
cken beide Studien nur kurzfristige Effekte innerhalb weniger Wochen ab. Die theoretisch 
und experimentell erwarteten Nachteile sind für Deutschland damit bislang weder bestä-
tigt noch widerlegt. 

Theorie und Empirie fallen hier aber weniger auseinander als es scheint. Die gemessenen 
Preissenkungen lassen sich am ehesten damit erklären, dass eine neue Regel die einge-
spielte Abstimmung zunächst stört. Langfristig finden die Anbieter aber wieder zu ihren 
Preiszyklen zurück. Vor allem asymmetrische Zeitregeln können dann sogar unterstüt-
zend wirken. In Perth fanden die Anbieter wieder zu ihren Preiszyklen zurück, und Jahre 
nach Einführung der Regulierung stiegen die Margen dort wieder stärker als in anderen 
australischen Städten. In Österreich schrumpfte der Effekt der ersten Fassung schon im 
zweiten Jahr deutlich. Sinkende Preise kurz nach der Einführung sind deshalb nur ein 
schwacher Beleg für einen dauerhaften Nutzen. 

Eindeutiger ist hingegen, dass eine Zeitregel die Last von Verbrauchern, die ihren Tank-
zeitpunkt frei wählen können und Preise vergleichen, auf jene verschiebt, die das nicht 
können. Wer nach 12 Uhr tanken muss, zahlt mehr, und wer ausweicht, trägt dafür einen 
Zeitaufwand. Empirisch zeigen das Jung et al. (2026) für Deutschland. Zusätzlich meldet 
der ADAC (2026), dass die Preisspanne innerhalb eines Tages in Deutschland so groß 
war wie nie. Der gezahlte Preis hängt also stark davon ab, wann getankt wird. Wie bereits 
beschrieben, kann sich das Ausweichen selbst verstärken. Tanken mehr Verbraucher vor 
12 Uhr, lohnt sich ein niedriger Mittagspreis für Tankstellen noch weniger, und mehr Ver-
braucher verschieben ihren Konsum. Dadurch steigt auch der (ungewichtete) Durch-
schnittspreis, ohne dass aber klar ist ob die Verbraucher im Durschnitt (mengengewichtet) 
bei verändertem Tankverhalten auch wirklich mehr zahlen. Hinweise auf dieses Aus-
weichverhalten gibt es sowohl aus Österreich als auch aus Deutschland (Handler 2013; 
Bundesverband freier und unabhängiger Tankstellen (bft) 2026). Eine Regel, die Trans-
parenz für alle schaffen soll, begünstigt so vor allem informierte und zeitlich flexible Ver-
braucher. 

Eine andere Ausgestaltung könnte diese Probleme vermutlich mildern, aber nicht lösen. 
Symmetrische Zeitregeln wie in Westaustralien nehmen den Tankstellen die Möglichkeit, 
einen zu hoch angesetzten Preis im Tagesverlauf zu korrigieren und schneiden zumindest 
in Experimenten besser ab. Dauerhaft verhindern können sie stillschweigende kollusive 
Gleichgewichte allerdings nicht, wie das Beispiel Perth zeigt. Auch könnte die Uhrzeit an-
gepasst werden. Siemroth (2026) zeigt, dass eine frühere Erhöhung den Durchschnitts-
preis senken könnte, aber preisbewusste Verbraucher stärker belastet. Grundsätzlich set-
zen Zeitregeln am Zeitpunkt der Preissetzung an, nicht an den Ursachen hoher Preise, 
die die Monopolkommission vor allem in den Wettbewerbsproblemen auf Raffinerie- und 
Großhandelsebene sieht. Sie empfiehlt deshalb, verschiedene Varianten regional zu 
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erproben, bevor dauerhaft über Ausgestaltung oder Abschaffung der Regel entschieden 
wird (Monopolkommission 2026). 

Für Deutschland kommt eine Besonderheit hinzu. Anders als in Österreich, wo die offizi-
elle Plattform zu einer Adresse zwar die zehn nächstgelegenen Tankstellen listet, aber 
nur die Preise der fünf günstigsten von ihnen ausweist, sind in Deutschland die Preise 
praktisch aller Tankstellen öffentlich. Zugleich gilt für alle derselbe Zeitpunkt für Preiser-
höhungen (Bundesrepublik Deutschland 2013; Bundesrepublik Deutschland 2026b). Das 
ähnelt den Bedingungen in Perth, wo die Anbieter ihre Preise gleichzeitig setzen und die 
Konkurrenz vollständig beobachten können. Dort bildete sich über Preisführerschaft und 
Preisexperimente eine Abstimmung heraus, die die Margen erhöhte (Byrne und Roos 
2019). Einen kausalen Effekt der Regel weisen die Autoren nicht aus, und die Erfahrung 
aus Perth ist keine Prognose für Deutschland. Sie zeigt aber, worauf die gesetzliche Eva-
luation achten sollte: auf die Entwicklung der Margen, auf wiederkehrende Muster bei den 
Erhöhungen um 12 Uhr und darauf, ob einzelne Anbieter die Preisführerschaft überneh-
men. Für den deutschen Markt vor der Regel ist dokumentiert, dass Aral und Shell als 
Preisführer die Aufwärtsphasen der Preiszyklen einleiteten (Kahl und Wein 2025). Zu prü-
fen wäre zudem, ob Preisvergleichs-Apps nach österreichischem Vorbild nur die güns-
tigsten Tankstellen anzeigen sollten (Martin 2024; Monopolkommission 2026). 

Transparenzpflichten und Zeitregeln sollen den Wettbewerb zwischen den Tankstellen 
beeinflussen, ohne selbst Preise vorzugeben. Staatliche Höchstpreise setzen dagegen 
unmittelbar am Preisniveau an. Ihre Wirkung untersucht das folgende Kapitel. 
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6 Staatliche Höchstpreise 
Staatliche Höchstpreise stellen den wohl schwerwiegendsten Eingriff in die unternehme-
rische Preissetzung dar, weil sie direkt in die Preishöhe eingreifen und nicht nur in den 
Zeitpunkt der Preissetzung. Trotzdem waren sie in den Energiekrisen international eines 
der beliebtesten Instrumente. In der EU haben 2026 mindestens elf Staaten entweder 
einen Preis- oder einen Margendeckel verwendet (Tabelle 1 im Anhang).Da die Wirkung 
von Höchstpreisen mit ihrer Ausgestaltung sich stark verändert, ordnen wir im Folgenden 
die Evidenz nach der in Kapitel 3 vorgestellten Systematik.  

6.1 Feste nominale Preisdeckel 

Ein fester nominaler Preisdeckel kann nach ökonomischer Theorie im Wettbewerbsfall 
nur zwei Dinge bewirken: nichts oder eine Versorgungslücke. Abbildung 1 zeigt beide 
Fälle im Standardmodell aus Angebot und Nachfrage (Pindyck und Rubinfeld 2018). Die 
blaue Angebotskurve zeigt, welche Menge die Anbieter zu einem gegebenen Preis ver-
kaufen. Die Kurve steigt, da höhere Preise zusätzliche Menge und zusätzliche Anbieter 
in den Markt holen. Die rote Nachfragekurve gibt an, welche Menge die Konsumenten zu 
einem Preis kaufen. Sie fällt, weil steigende Preise die Verbraucher zum Sparen anhalten. 
Der Schnittpunkt aus Angebots- und Nachfragekurve ergibt das Marktgleichgewicht. Setzt 
der Staat nun einen Preisdeckel oberhalb des Gleichgewichtspreises (Abbildung 1a), 
bleibt dieser wirkungslos, weil der Marktpreis ihn ohnehin unterschreitet. Liegt er darunter 
(Abbildung 1b), sinkt die angebotene Menge auf 𝑞ௌ, während die nachgefragte Menge auf 
𝑞஽ steigt. Diese Differenz ist die entstehende Versorgungslücke. 

 

Abbildung 1: Wirkung eines festen nominalen Preisdeckels. Eigene Darstellung nach 
Pindyck und Rubinfeld (2018) 

Auf Kraftstoffmärkten herrscht allerdings in aller Regel unvollständiger Wettbewerb: In 
Deutschland war der Tankstellenmarkt lange von einem (vermeintlich) marktbeherrschen-
den Oligopol aus fünf Anbietern geprägt (Bundeskartellamt 2011), und auf der Raffinerie- 
und Großhandelsstufe ist die Konzentration unverändert hoch (Kapitel 2). In vielen der 
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betrachteten Länder ist die Angebotsseite noch stärker konzentriert. Allerdings gibt es 
auch Länder wie etwa Belgien, in denen der Tankstellenmarkt weniger konzentriert ist. 
Mit Marktmacht kommt für die Analyse in jedem Fall ein dritter Fall hinzu: Auf Oligopol-
märkten mit bekannter Nachfrage kann ein niedriger Preisdeckel zu einer Ausweitung des 
Angebots führen. Die Logik liegt darin, dass unter einem bindenden Preisdeckel sich der 
Gewinn nur noch über eine größere Absatzmenge steigern lässt. Die Anbieter bauen ihre 
Menge dann aus, sofern dies die beste Möglichkeit ist, ihren Gewinn zu steigern. Der 
wohlfahrtsökonomisch optimale Preisdeckel entspricht dann genau dem eigentlichen 
Wettbewerbspreis (Earle et al. 2007). 

In den beobachteten Fällen in der Realität tritt dieser Fall trotzdem nie ein, und dafür gibt 
es zwei Gründe. Erstens ist das Fenster schmal. Der Deckel muss zwischen Wettbe-
werbs- und Oligopolpreis liegen, und diese Spanne dürft für Tankstellen nur bei wenigen 
Cent liegen (Kapitel 2). Ölpreisschocks liegen dagegen häufig um ein Vielfaches über 
diesen Margen (Kuik et al. 2026). Im Ölpreisschock des Frühjahrs 2026 lag der Anstieg 
der Großhandelspreise für Diesel am 19. März 2026 allein rund 25 Cent je Liter über dem 
Anstieg des Rohölpreises (Bundeskartellamt 2026a). Ein Deckel, der in einer Krise spür-
bar entlasten soll, muss deshalb unter den Wettbewerbspreis gesetzt werden und landet 
wieder in Abbildung 1b. Die dokumentierten Engpässe sind selbst der Beleg dafür. Läge 
der Deckel im Fenster, würde die zum Deckelpreis nachgefragte Menge bedient, und es 
gäbe keine Schlangen. Zweitens setzt das Ergebnis voraus, dass die Anbieter die Nach-
frage kennen, wenn sie ihre Menge festlegen, während auf Kraftstoffmärkten Importe und 
Lagerbestände vorab disponiert werden. Earle et al. (2007) zeigen für diesen Fall, dass 
sich das Vorzeichen umkehrt: Eine Senkung des Deckels verringert Menge und Wohlfahrt, 
weil sie den Ertrag genau in den knappen Zuständen schmälert, in denen zusätzliche Liter 
die volle Differenz zwischen Deckel und Kosten verdienen, während das Absatzrisiko in 
den schwachen Zuständen unverändert bleibt. Liegt der Deckel nah an den Kosten, kann 
die Belieferung ganz ausbleiben. 

Für die Bewertung einer Maßnahme ist nun entscheidend, was mit dieser Versorgungs-
lücke passiert. Da die Zuteilung der Menge unter dem Preisdeckel nicht mehr über den 
Preis erfolgen kann, übernimmt ein anderer Mechanismus die Allokation. Greift der Staat 
nicht weiter in den Markt ein, übernimmt in der Regel das Warten die Zuteilung. Barzel 
(1974) zeigt, dass sich eine Schlange bildet, bis der Gesamtpreis aus Geld und Wartezeit 
der Wertschätzung des marginalen Käufers entspricht. Dieser Gesamtpreis liegt über dem 
Preis, der sich ohne den Eingriff eingestellt hätte. Anders als eine Preiszahlung ist die 
Wartezeit dabei für niemanden ein Ertrag, sondern reine Ressourcenverschwendung. Für 
Kraftstoffe ist das gemessen worden: Im Frühjahr 1980 galt für Chevron-Tankstellen in 
Kalifornien ein eigener Preisdeckel, der für andere Tankstellen nicht galt. Deacon und 
Sonstelie (1985) zeigen, dass Verbraucher im Durchschnitt fast 15 Minuten Wartezeit für 
eine Ersparnis von rund 16 bis 21 US-Cent je Gallone (4 bis 6 US-Cent je Liter, in Preisen 
von 1980) in Kauf nahmen. Die aus dieser Wahl geschätzte monetäre Bewertung der Zeit 
entspricht in etwa dem Nettolohn der Verbraucher. 45 bis 57 Prozent der entgangenen 
Anbieterrente wurden durch die Wartekosten aufgezehrt. Der Rest kam bei den Verbrau-
chern an und war schwach progressiv nach Einkommen verteilt. Allerdings sind auch an-
dere Zuteilungsmechanismen prinzipiell vorstellbar wie etwa Bezugsscheine oder der 
Ausschluss bestimmter Nutzergruppen. Dass eine solche Art der Zwangswirtschaft nicht 
wünschenswert sein kann, dürfte offensichtlich sein. 
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Zusätzlich wird die verbleibende Menge ineffizient verteilt, da sie nicht mehr dorthin gelie-
fert wird, wo sie am dringendsten gebraucht wird. Albrecht et al. (2026) zeigen, dass den 
Anbietern der Anreiz zur Arbitrage genommen wird und daher schon kleinste Kostenun-
terschiede darüber entscheiden, welche Standorte voll und welche nicht versorgt wer-
den.14 Die Autoren schätzen den Wohlfahrtsverlust auf das Ein- bis Neunfache des klas-
sischen Mengenverlusts durch überhöhte Preise. Frech und Lee (1987) zeigen, dass der 
Wohlfahrtsverlust des Preisdeckels um rund drei Viertel über dem Niveau einer bestmög-
lichen Rationierung liegt. 

 

Abbildung 2: Die zwei Wege, die Versorgungslücke zu schließen. Eigene Darstellung 
nach Pindyck und Rubinfeld (2018) 

Anhand der folgenden Beispiele aus den Energiekrisen 2022 und 2026 zeigen wir, dass 
viele Staaten weder Warteschlangen noch leere Zapfsäulen in Kauf nehmen und daher 
nachregulieren. Im Grunde gibt es dafür zwei Möglichkeiten, wie Abbildung 2 zeigt. Ers-
tens kann die Nachfrage künstlich begrenzt werden. Abbildung 2a zeigt, dass das einer 
Verschiebung der Nachfragekurve entspricht, sodass diese die Angebotskurve wieder 
schneidet, diesmal allerdings zum gedeckelten Preis und mit einer entsprechend kleine-
ren Menge. In der Praxis geschieht das entweder über eine Rationierung der abgegebe-
nen Menge zum Deckelpreis oder über eine Einschränkung des Berechtigtenkreises. 
Zweitens kann der Verkauf zum Deckelpreis für die Anbieter wieder rentabel gemacht 
werden. Das entspricht einer Verschiebung der Angebotskurve, sodass diese die Nach-
fragekurve zum gedeckelten Preis schneidet und die höhere Menge angeboten wird, wie 
Abbildung 2b zeigt. In der Praxis wird das über eine fiskalische Kompensation der Ver-
luste oder über eine staatliche Versorgung erreicht. Die Kosten trägt dann der Staat. Sie 
entsprechen der Subvention je Liter multipliziert mit der gesamten abgesetzten Menge. In 
Abbildung 2b entsprechen die Gesamtkosten dem gelben Rechteck. Da der Staat nicht 
diskriminieren kann, muss er jeden verkauften Liter subventionieren und nicht nur jene, 
die über die Menge 𝑞ௌ hinaus verkauft werden. Auch muss er einen erhöhten Betrag je 
Einheit zahlen, da er nicht einfach den Abstand zwischen Markt- und Deckelpreis 

 
14 In Kraftstoffmärkten betrifft das vor allem Transportkosten. 
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schließen kann, sondern den Abstand zwischen dem Deckelpreis und dem Angebotspreis 
der zuletzt verkauften Einheit decken muss. Weil der gedeckelte Preis zugleich die Nach-
frage ausweitet, wachsen Subventionssatz und Menge gemeinsam, und die Kosten stei-
gen überproportional zur Preislücke (Pindyck und Rubinfeld 2018). Wie wir im Folgenden 
zeigen, können diese Kosten im Kraftstoffmarkt schnell Größenordnungen erreichen, die 
den Staatshaushalt spürbar belasten. 

Trotzdem gehen die beobachteten Preisdeckel-Regime fast immer einen dieser beiden 
Wege. Im Jahr 2022 kam es in 45 Ländern mit regulierten Kraftstoffpreisen zu Versor-
gungsengpässen, und bei mehr als der Hälfte davon waren die Preise eingefroren (Akcura 
und Cuadros Bloch 2025). Welche Instrumente die Regierungen dann einsetzen, hat Ko-
jima (2013) für 65 Entwicklungsländer systematisch erfasst. Der folgende Abschnitt zeigt 
die Kosten auf, die dabei entstehen. 

Ungarn. In Ungarn wurde bereits zweimal ein fester nominaler Preisdeckel umgesetzt 
(Abschnitt 3.3). Der erste Deckel von 2021/22 ist der in Europa am besten dokumentierte 
Fall. Schon kurz nach der Einführung führten steigende Weltmarktpreise zu Versuchen 
der Regierung, die Nachfrage einzuschränken, wie theoretisch vorausgesagt. Ab Mai 
2022 hatten nur noch Fahrzeuge mit ungarischem Kennzeichen Anspruch auf den gede-
ckelten Preis, ab August nur noch Privat-Pkw, Landwirtschaft und Taxis. Die entstande-
nen Verluste wurden den Unternehmen nicht ersetzt, und der größte, ehemals staatliche 
Mineralölkonzern MOL wurde über eine Sondersteuer zusätzlich belastet.15 In der Folge 
brachen die Importe ein, und MOL wurde praktisch zum Alleinversorger. Im November 
2022 führten Hamsterkäufe zu ausverkauften Tankstellen, sodass der Deckel am 6. De-
zember 2022 abrupt beendet wurde. Danach stiegen die Preise sprunghaft um mehr als 
ein Viertel (International Monetary Fund 2023). 

Berezvai und Helfrich (2024) vergleichen die ungarischen Preise nach dem Ende des De-
ckels mit einer synthetischen Kontrollgruppe, also mit dem Preis, der sich ohne die Regu-
lierung ergeben hätte. In den zehn Monaten nach der Aufhebung lagen sie im Schnitt 12 
Prozent darüber, im Januar 2023 sogar 16 Prozent. Der Preisdeckel hob das Preisniveau 
also langfristig über das Niveau, das ohne Eingriff erreicht worden wäre. Das deutet da-
rauf hin, dass der Preisdeckel dem Wettbewerb über seine Laufzeit hinaus geschadet hat. 
Die Mengenwirkung schätzen Szepes und Keresztély (2025) mit einer synthetischen Kon-
trollgruppe aus 19 Ländern: Während der 13 Monate des Deckels lag der Dieselverbrauch 
um 6,8 Prozent über dem Niveau ohne Regulierung, der Benzinverbrauch um 4,5 Prozent, 
im Spitzenmonat März 2022 sogar um 29,9 Prozent beim Diesel. Nach der Aufhebung fiel 
die Nachfrage deutlich unter den Vergleichswert. Beim Diesel ist der Mehrverbrauch vor 
allem verlagerte Nachfrage: Ungarn hat offene Grenzen und starken Transitverkehr, so-
dass Nutzfahrzeuge nicht mehr fuhren, sondern dort tankten, wo der Preis gedeckelt war. 

Die Neuauflage des Preisdeckels in Ungarn 2026 zeigt Lerneffekte im Design. Der Deckel 
galt von Beginn an nur für Fahrzeuge mit ungarischer Zulassung und nur bei Direktbetan-
kung. Die Verordnung setzte den Großhandelspreis gleich dem Einzelhandelspreis und 

 
15 Später erhielten kleine unabhängige Tankstellen eine Kompensation von 20 Forint je Liter (rund 
5 Cent) (IFKA Iparfejlesztési Közhasznú Nonprofit Kft. 2022). MOL gehört zu 24,74 Prozent dem 
ungarischen Staat. 
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ließ den Tankstellen damit keine Marge. Auch wurden kleine und unabhängige Tankstel-
len diesmal nicht kompensiert. Allerdings wurde der Deckel durch eine Senkung der Ver-
brauchsteuer und durch zwei Freigaben aus der strategischen Reserve flankiert: Im März 
gab die Regierung 352 Mio. Liter Benzin und 610 Mio. Liter Diesel frei, im Mai weitere 575 
Mio. Liter, jeweils nur zum geschützten Preis und nur für den Verkauf im ungarischen 
Tankstellennetz (Magyarország Kormánya 2026; Magyar Szénhidrogén Készletező Szö-
vetség 2026). Der Ausstieg erfolgte geordnet, als die Marktpreise den Deckel bereits un-
terschritten hatten. Die Kosten bezifferte Ministerpräsident Magyar auf rund 50 Mrd. Forint 
(rund 135 Mio. Euro) im Monat (Hungarian Conservative 2026). 

Konsequenterweise zog auch diesmal der Absatz deutlich an: Im März 2026 lag er beim 
Diesel rund 20 Prozent und beim Benzin rund 10 Prozent über dem Vorjahresmonat, im 
ersten Quartal insgesamt 11,3 Prozent (Magyar Ásványolaj Szövetség 2026; Jandó 2026). 
Ein erheblicher Teil davon dürfte allerdings in die Lagerhaltung des Handels geflossen 
sein und nicht in den Mehrverbrauch: Beim Diesel überstieg der Rückgriff auf die strate-
gischen Reserven den geschätzten Mehrverbrauch von 70 bis 90 Mio. Litern deutlich, und 
der fehlende Sicherheitsbestand lag nach einer Auswertung der Verbrauchsteuerdaten 
mutmaßlich nicht mehr bei der Reservenagentur, sondern beim Handel (Jandó 2026). 
Auch dieses Verhalten folgt einer einfachen ökonomischen Logik: Gemessen wurden 
nicht die an der Tankstelle getankten Mengen, sondern jene, die aus den Kraftstofflagern 
in den freien Verkehr überführt wurden, was der Zeitpunkt ist, an dem die Verbrauchsteuer 
anfällt. Die ermäßigte Verbrauchsteuer war bis Ende April 2026 befristet, und die freige-
gebenen Reserven durften per Gesetz nur zum gedeckelten Preis verkauft werden (Re-
gierung Ungarns 2026). Jeder Liter, den ein Unternehmen früh versteuert und eingelagert 
hat, sicherte damit den niedrigeren Steuersatz für einen späteren Verkauf unter dem wie-
der erhöhten Steuersatz. Da der Preisdeckel den Tankstellen keine Marge ließ, verdien-
ten diese an einem Liter überhaupt erst nach dem Ende des Preisdeckels. 

Beide Regulierungen zusammen, Preisdeckel und Steuersenkung, machten es für Unter-
nehmen attraktiv, während der Regulierung zu kaufen und danach zu verkaufen. Die dafür 
benötigte Menge kam aus der freigegebenen strategischen Reserve. Der Staatshaushalt 
wurde dadurch doppelt belastet: Erstens entgingen ihm Steuern auf Kraftstoff, der erst 
später verkauft wurde. Zweitens muss die strategische Reserve später zu Marktpreisen 
wieder aufgefüllt werden (Magyarország Kormánya 2026). Das Beispiel zeigt, wie schwie-
rig es ist, einen festen nominalen Preisdeckel am Markt durchzusetzen. 

Internationale Evidenz. Kurzlebige Festpreisfenster gab es 2021/22 auch in Kroatien 
und Serbien, dort jeweils flankiert von Steuersenkungen: Kroatien senkte die Steuer 2022 
neunmal, Serbien um 20 Prozent bei gleichzeitigem Kanisterverbot (Ministarstvo gospo-
darstva Republike Hrvatske 2024; Glas Amerike 2022). In Slowenien lag der Festbetrag 
vom ersten Tag an unter dem Großhandelspreis; dort wurde weder die Steuer gesenkt 
noch entschädigt, und der Marktführer Petrol klagt in zwei Verfahren auf insgesamt 177 
Mio. Euro Schadensersatz (Regierung der Republik Slowenien 2022; Svet24 and STA 
2026). Kompensiert wurden die Anbieter in keinem dieser Fälle. Ungarn sticht heraus, 
weil die Maßnahme lange gehalten wurde, der Preisdeckel sehr niedrig lag und die Maß-
nahme wiederholt wurde. Die Parallelfälle endeten nach 30 bis 100 Tagen oder wurden 
in Formelpreise überführt. Auch Preisdeckel außerhalb Europas, etwa in Senegal, Tune-
sien, Ägypten und Bolivien, mündeten regelmäßig in Versorgungskrisen. Wurden sie mit 
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fiskalischen Maßnahmen flankiert, entstanden hohe Subventionslasten, wie der folgende 
Abschnitt zeigt (Guénette 2020; Amaglobeli et al. 2023). 

6.2 Festpreise mit fiskalischer Flankierung 

Langfristig lassen sich feste Preisdeckel also nur durchhalten, wenn der Staat die Lücke 
zwischen Deckel und Kosten schließt und die Nachfrage beschränkt. Fiskalisch gibt es 
dafür zwei Wege (vgl. Kapitel 7): Der Staat senkt seine Steuern und Abgaben, oder er 
zahlt die Differenz als Subvention an die Anbieter. Ökonomisch sind beide Maßnahmen 
identisch, da beide die Angebotskurve nach unten verschieben, wie in Abbildung 2b ge-
zeigt. Auch die Belastung des Haushalts ist identisch. Allerdings kann eine Steuersen-
kung nur entlasten, bis die Steuer bei null liegt beziehungsweise den EU-Mindestsatz er-
reicht. Der Preisdeckel kann so nur gehalten werden, solange er über den Produktions-
kosten ohne Steuern liegt. Eine Kompensation ist hingegen grenzenlos. In der EU kommt 
hinzu, dass eine Subvention beihilferechtlich problematisch sein kann, während eine 
Steuersenkung auf die EU-Mindestsätze das nicht ist (Dom et al. 2026; McWilliams et al. 
2026). Kompensierte Festpreise finden sich in Europa deshalb praktisch nur dort, wo der 
Staat selbst der Anbieter ist. 

Malta. In Malta liegt der Kraftstoffimport beim staatlichen Unternehmen Enemed, das den 
Benzinimport praktisch allein und den Dieselimport zum größten Teil abwickelt. Die Tank-
stellen werden privat betrieben, verlangen aber einheitliche, staatlich festgesetzte Preise 
(The Shift News 2023; MaltaToday 2016). Diese liegen seit 2020 unverändert bei 1,34 
Euro je Liter Benzin und 1,21 Euro je Liter Diesel. Die Differenz zu den Weltmarktpreisen 
trägt der Staat über Zuschüsse an Enemed, allein 2022 rund 111 Mio. Euro, sodass die 
Weltmarktpreise die Endkunden praktisch nicht erreichen (The Shift News 2023). Da der 
Staat parallel auch die Strom- und Gaspreise über den Versorger Enemalta fixiert, bewer-
ten Rapa (2024) und Rapa (2025) das gesamte Energiepaket aus Strom, Gas und Kraft-
stoffen gemeinsam; der Kraftstoffanteil lässt sich daraus nicht isolieren. Die Studien zei-
gen, dass dieses Modell zumindest kurzfristig deutliche Vorteile bringt: Das reale BIP lag 
2023 rund 1,3 Prozent höher als ohne Subvention und die Inflation 1,2 Prozentpunkte 
niedriger. Geschützt wurden vor allem ärmere Haushalte, die ohne Festpreise nahezu der 
doppelten Inflationsbelastung ausgesetzt gewesen wären. 

Langfristig überwiegen allerdings die Kosten dieses Systems. Seit Beginn der Energie-
krise 2021 haben die Subventionen die Schuldenquote des Landes bis Ende 2024 kumu-
liert um rund vier Prozentpunkte erhöht (Rapa 2025). Zusätzlich werden die Knappheits-
signale des Marktes nicht mehr über die Preise an die Endverbraucher weitergegeben, 
und Investitionen in Energieeffizienz und erneuerbare Energien verzögern sich. Auch In-
ternational Monetary Fund (2026) beziffert die Energiesubventionen auf 1,8 Prozent des 
BIP im Jahr 2022 und 0,8 Prozent im Jahr 2025. Bei einem Defizit von 3,3 Prozent des 
BIP entspricht das noch immer rund einem Viertel des Haushaltsdefizits. Sowohl Rapa 
(2025) als auch International Monetary Fund (2026) empfehlen einen graduellen Abbau 
der Subventionen, um Knappheitssignale weiterzugeben und grüne Investitionen zu stär-
ken. Ein abrupter Stopp würde allerdings die Wirtschaft und ärmere Haushalte überpro-
portional belasten. 
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Internationale Evidenz. Außerhalb Europas ist der dauerhafte Festpreis, der über ein 
staatliches Unternehmen umgesetzt wird, eine relativ häufige Form der Preisregulierung. 
Beispielsweise werden in Kuwait, Libyen und dem Iran die Preise so konstant gehalten. 
Im Iran sind sie seit November 2019 unverändert, und die Nachfrage wird über ein Quo-
tensystem eingeschränkt. Indonesien zahlt dem Staatskonzern Pertamina die Differenz 
zwischen dem Preisdeckel und dem Weltmarktpreis (Tempo 2026). Diese Maßnahmen 
werden, wie in Kuwait und Libyen, häufig aus Ölrenten bezahlt oder führen zu hohen 
Staatsschulden. Im Iran und in Algerien flossen zwischenzeitlich 10 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts in Subventionen für preisregulierte Güter wie Kraftstoff (Guénette 2020). 

Da es in Europa nur wenige feste Preisdeckel gab, gab es noch weniger Regulierungen 
mit einer Kompensation privater Anbieter. Ungarn entschädigte wie oben erwähnt nur 
Kleintankstellen. Rumänien teilte die Last: Von Juli bis Dezember 2022 erhielten Tank-
stellen 0,25 Lei je Liter (rund 5 Cent) aus dem Staatshaushalt, wenn sie den Preis für die 
Verbraucher um 0,50 Lei (rund 10 Cent) senkten. Die Weltbank hebt den Fall hervor, weil 
die begrenzte Höhe und die kurze Dauer den Haushalt schonten (Akcura und Cuadros 
Bloch 2025). Griechenland zahlte 2026 entlang der Wertschöpfungskette eine Dieselsub-
vention von rund 20 Cent je Liter bei einem gleichzeitigen Margendeckel für Groß- und 
Einzelhandel (OECD 2026a; Republik Griechenland 2026). Die meisten Höchstpreissys-
teme in Europa wurden dagegen in Formelsysteme überführt, als sie anfingen zu versa-
gen. 

Außerhalb Europas zahlte Panama von Juli 2022 bis Anfang Januar 2024 den Importeu-
ren die Differenz zwischen dem Preisdeckel von 3,25 US-Dollar je Gallone (rund 0,81 
Euro je Liter) und einem zweiwöchentlich festgesetzten Paritätspreis (República de Pa-
namá, Ministerio de Gobierno 2022). Die Kosten beliefen sich auf über 500 Mio. US-Dollar 
(rund 470 Mio. Euro) (Panamá América 2024). Das entspricht nach eigener Rechnung 
ungefähr einem halben Prozent der Wirtschaftsleistung und zwei Prozent des Staatshaus-
halts. Südkorea deckelt seit März 2026 die Abgabepreise der Raffinerien und will den 
Unternehmen die Differenz nach dem Grundsatz Kosten plus angemessene Marge er-
statten (Abschnitt 6.6). Zurückgestellt hat der Staat dafür gut 0,15 Prozent der Wirtschafts-
leistung (4,2 Billionen Won, rund 2,4 Mrd. Euro). Ein halbes Jahr nach Einführung war 
allerdings noch nichts abgerechnet, während die vier Raffineriekonzerne ihre Verluste 
rund 20 Prozent höher bezifferten (Ministry of Trade, Industry and Resources 2026a). 
Eine Kompensation ist also nicht nur teuer, sie setzt auch voraus, dass der Staat die 
Kosten der Anbieter prüfen kann. 

Die theoretischen Vorhersagen finden sich in den Fallbeispielen wieder. Erstens führen 
feste Preisdeckel mit fiskalischem Ausgleich zu sehr hohen Subventionen. Im Iran und in 
Algerien lagen sie zeitweise über einem Zehntel des Bruttoinlandsprodukts, in Tunesien 
2013 bei sieben Prozent (Guénette 2020). Nigeria wandte für seinen Benzinpreisdeckel 
32,4 Prozent der gesamten Staatseinnahmen auf, mehr als für Gesundheit, Bildung und 
soziale Sicherung zusammen (Steadman et al. 2024). Zweitens erzeugt ein Preisdeckel 
zusätzliche ineffiziente Nachfrage. Der ungarische Absatzsprung von 2026 ist dafür das 
deutlichste Beispiel. Liegt der gedeckelte Preis unter dem Niveau der Nachbarländer, 
kommen Tanktourismus und Schmuggel hinzu, die die Mengen weiter aufblähen und spä-
tere Reformen zusätzlich erschweren (Kpodar und Abdallah 2017; ElShazly 2025). Die 
betroffenen Staaten versuchen das regelmäßig mit diversen Mengenbeschränkungen 
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einzufangen, von der iranischen Quote über das ungarische Kennzeichenkriterium bis 
zum serbischen Kanisterverbot. 

Drittens wird der Ausstieg mit der Zeit immer schwieriger. Der Preis wird nicht mehr am 
Markt gebildet, sondern politisch gesetzt, und eine Anhebung ist politisch teuer. Deswe-
gen bleiben die Preise über Jahre stehen, und die fiskalischen Kosten wachsen weiter. 
Kpodar und Abdallah (2017) führen die großen monatlichen Preissprünge in ihrer Daten-
bank für 162 Länder genau darauf zurück. Sie treten dort auf, wo ein Preis über längere 
Zeit auf einem nicht tragfähigen Niveau eingefroren war oder wo der Wechselkurs ein-
brach. In Ecuador stiegen nach fast 40 Jahren Subvention die Preise im Oktober 2019 
über Nacht um 25 bis 75 Prozent, die Fahrpreise im öffentlichen Verkehr verdoppelten 
sich, und nach zwölf Tagen landesweiter Proteste nahm die Regierung den Abbau voll-
ständig zurück (Akcura und Cuadros Bloch 2025). 

Hinzu kommt die Verteilungswirkung. Kraftstoffsubventionen sind regressiv, da sie an der 
verbrauchten Menge hängen, erhalten höhere Einkommen eine höhere Subvention. Arze 
del Granado et al. (2012) zeigen, dass das oberste Einkommensfünftel im Durchschnitt 
das Sechsfache der Subventionen des untersten Einkommensfünftels erhält und von je-
dem Dollar an Subvention nur rund sieben Cent das ärmste Fünftel erreichen. Die fiskali-
schen Maßnahmen vermeiden zwar Knappheiten, doch der Staatshaushalt trägt eine 
hohe Last, die vor allem den hohen Einkommen zugutekommt. Sollen die sozialen Folgen 
einer Preisanhebung vollständig abgefedert werden, bleiben gezielte Transfers günstiger 
(Ari et al. 2022; Amaglobeli et al. 2023). 

6.3 Formelbasierte Höchstpreise 

In Europa sind vor allem formelbasierte Höchstpreise verbreitet, da sie das Problem der 
Versorgungsengpässe aus Abbildung 1b per Konstruktion vermeiden. Der zulässige Preis 
wird aus Beschaffungskosten und einer festgelegten Marge berechnet und regelmäßig 
neu festgesetzt. Solange der Verkauf zum Höchstpreis rentabel bleibt, entsteht in diesem 
System keine Versorgungslücke. Das gilt allerdings nur, solange die Formel die tatsäch-
lichen Kosten deckt und die Anpassungszyklen kurz genug sind, um dem Weltmarkt zu 
folgen. Beides sind Fragen der Ausgestaltung, nicht des Instruments. 

Die Bewertung verschiebt sich damit von der Versorgung auf den Wettbewerb. Öffentlich 
bekannte, für alle Anbieter identische Höchstpreise können zu kollusiven Gleichgewichten 
führen. Sie wirken als sogenannte Fokalpunkte, die es den Anbietern erleichtern, sich 
stillschweigend auf einen Preis zu koordinieren. Knittel und Stango (2003) zeigen am Bei-
spiel staatlicher Zinsobergrenzen für Kreditkarten, dass auch bei nicht bindenden 
Höchstsätzen ein statistisch signifikanter Anteil der Anbieter genau diese Obergrenze ver-
langt. Die Wirkung ist umso stärker, je näher der Preisdeckel am Wettbewerbspreis liegt 
und je konzentrierter der Markt ist. Eine nicht bindende Obergrenze kann die Preise also 
erhöhen, statt sie zu senken. 

Aus der Ausgestaltung der Formel selbst ergeben sich zwei weitere Probleme. Erstens 
wird die Handelsmarge, um die die Anbieter im Wettbewerb konkurrieren, nicht mehr am 
Markt gefunden, sondern politisch festgeschrieben. Dafür braucht der Staat Kenntnis der 
Kosten der Unternehmen: Setzt er die Marge zu hoch, garantiert er eine hohe Rendite, 
setzt er sie zu niedrig, riskiert er die Versorgung. Diese Übung wird dabei umso diffiziler 



55 
 

je heterogener die Kosten und Marktbedingungen in einem Gebiet (wie etwa einem Land) 
sind. Während etwa in dicht besiedelten Gebieten Tankstellen mit vergleichsweise gerin-
gen Margen auskommen mögen, weil Mengeneffekte das ggf. kompensieren können, ist 
auf Märkten mit geringer Nachfrage oft eine höhere Marge erforderlich, um die Fixkosten 
zu decken und verlustfrei wirtschaften zu können. Zweitens zeigen Earle et al. (2007), wie 
oben beschrieben, dass ein niedriger Preisdeckel bei Nachfrageunsicherheit zu einer Re-
duktion der Produktion führen kann. Ist der Formelpreis zu niedrig, kann das also auch in 
einem Oligopolmarkt die angebotene Menge reduzieren. 

Belgien. In Belgien gilt seit 1974 der in Abschnitt 3.3 beschriebene formelbasierte Höchst-
preis. Martin und Verboven (2026) zeigen, dass die belgischen Höchstpreise selten bin-
dend sind. Nur etwa ein Drittel der Tankstellen verlangt fast immer den Höchstpreis, wäh-
rend Discountmarken ihn teils deutlich unterbieten. Gleichwohl wirken die Höchstpreise 
als Fokalpunkt, an dem sich die Preise der Markentankstellen ausrichten. Die Autoren 
schätzen, dass 34 Prozent der Stationen den Maximalpreis setzen und 73 Prozent der 
Stationen an der stillschweigenden Kollusion teilnehmen. Im Umkehrschluss bietet auch 
ein Großteil der Stationen, die nicht den Maximalpreis setzen, zu überhöhten Preisen an. 
Würde der Höchstpreis abgeschafft, würden die Preise um drei Prozent und die Margen 
um 32 Prozent sinken. Das entspricht einer Größenordnung, wie sie sonst beim Aufbre-
chen eines expliziten Kartells beobachtet wird. Auch erwarten die Autoren, dass die Preis-
varianz zwischen den Tankstellen wieder größer würde. Diese Resultate passen zu den 
Ergebnissen von Van Meerbeeck (2003), der zeigt, dass Autobahntankstellen immer den 
Höchstpreis verlangen und Preiswettbewerb vor allem dort stattfindet, wo unabhängige 
Tankstellen präsent sind, während die bloße Zahl der Tankstellen vor Ort kaum eine Rolle 
spielt. Der Programmvertrag ist mit Stand September 2026 unverändert. Belgien hat 2026 
bisher auf zusätzliche Krisenmaßnahmen verzichtet (SPF Économie 2025). 

Luxemburg. Für Luxemburg existiert keine kausale Evaluation der Höchstpreise. Das 
dortige System führt allerdings zu einem Einheitspreis, und die Tankstellen unterbieten 
sich höchstens um wenige Cent. Grundsätzlich liegt das Preisniveau in Luxemburg er-
heblich unter dem der Nachbarländer, da die Steuer- und Abgabenlast erheblich niedriger 
ist. Rund drei Viertel des in Luxemburg verkauften Kraftstoffs verlassen das Land im Tank, 
über Lkw-Transit, Grenzpendler und Tanktouristen (Thöne 2008; Ewringmann 2016). Die-
ser Tanktourismus prägt die Nachfrage, und die Tankstellen müssen nicht um Kunden 
konkurrieren. 2026 ergänzte Luxemburg das Formelsystem mit einer Senkung der Ver-
brauchsteuer um 5 Cent je Liter (Le Gouvernement du Grand-Duché de Luxembourg 
2026). 

Internationale Evidenz. Im Zuge der Energiekrise 2026 griffen weitere EU-Staaten zu 
formelbasierten Preisdeckeln (Tabelle 1 im Anhang). In Polen veröffentlichte das Ener-
gieministerium zwischen April und Juli 2026 einen täglichen Höchstpreis, der dem Groß-
handelspreis des Vortages zuzüglich Steuern und Abgaben sowie einer pauschalen 
Marge von 30 Groschen je Liter (etwa 7 Cent) entsprach. Zusätzlich wurden die Mehrwert- 
und die Verbrauchsteuer deutlich gesenkt. Das entsprach einer Belastung des Staats-
haushalts von umgerechnet ungefähr 370 Mio. Euro im Monat und fast 1,1 Mrd. Euro über 
drei Monate. Da der zulässige Höchstpreis den Großhandelspreisen plus einer Marge 
entsprach, war der Deckel vermutlich nie bindend, setzte aber einen täglichen Referenz-
preis für die Anbieter. Durch die Steuersenkungen hatte Polen zudem die niedrigsten 
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Benzinpreise der EU und es entstand Tanktourismus aus Deutschland, und Beschrän-
kungen für ausländische Fahrzeuge wurden erwogen (Rajca 2026). 

Eine kausale Analyse der Maßnahmen in Polen liegt noch nicht vor. Einige Effekte lassen 
sich dennoch identifizieren, weil die einzelnen Maßnahmen nacheinander ausliefen. Der 
zulässige Höchstpreis folgte von Beginn an den Steuersätzen. Er wurde zu Beginn mit 
ihnen in derselben Höhe gesenkt und am Ende der Maßnahme wieder angehoben 
(Samcik 2026; Notes from Poland 2026). Ob die Steuersenkung tatsächlich durchgereicht 
wurde, ist zweifelhaft, da ein Teil der Stationen unterhalb des Deckels bepreiste. Im Ein-
klang mit Martin und Verboven (2026) blieben die Markenstationen am Preisdeckel, wäh-
rend kleinere Konkurrenten teils deutlich darunter bepreisten. Es ist daher sogar denkbar, 
dass der veröffentlichte Preisdeckel weitere Preissenkungen gebremst hat. Für die Ge-
genrichtung ist klarer, dass die Steuererhöhung am Ende vollständig und sofort weiterge-
geben wurde (Notes from Poland 2026). Diese Asymmetrie, belegte Weitergabe nach 
oben und ungeklärte nach unten, ist das Muster, das Kpodar und Abdallah (2017) für 
regulierte Preisregime finden. 

Auch Tschechien nutzte zwischen April und Juli 2026 einen formelbasierten Höchstpreis 
mit gedeckelter Marge. Die Formel bestand aus dem Durchschnitt der Großhandelspreise, 
einer gedeckelten Einzelhandelsmarge und den Steuern. Beide Stellschrauben wurden 
im Lauf der Maßnahme nachjustiert. Zum 27. April trat an die Stelle des Ein-Tages-Durch-
schnitts ein gleitender Drei-Tage-Durchschnitt, und die zulässige Marge stieg von 2,50 
auf 3 Kronen je Liter (rund 10 auf 12 Cent) (Vláda České republiky 2026). Parallel erließ 
der Staat einen Teil der Dieselverbrauchsteuer. Deckel und Steuererlass endeten ge-
meinsam, begründet mit der rückläufigen Volatilität der Rohölnotierungen und einer sich 
stabilisierenden Marktlage, ausdrücklich unter dem Vorbehalt einer Wiedereinführung (Mi-
nisterstvo financí České republiky 2026). Die fiskalischen Kosten von Steuererlass und 
Deckel bezifferte Bruegel für April und Mai auf 40,8 Mio. Euro (McWilliams et al. 2026). 
Für die formelbasierten Höchstpreise in Slowenien (seit 2022) und Kroatien (2022 bis 
2025, erneut seit März 2026; Abschnitt 3.3) liegt keine kausale Evidenz vor. 

Außerhalb Europas wurde ein Preisdeckel in acht Städten Ostkanadas evaluiert. Sen et 
al. (2011) zeigen, dass der Preisdeckel dort zu einem Anstieg der Benzinpreise um 1 bis 
1,2 Cent je Liter führte. Die Autoren führen den Effekt darauf zurück, dass die Anbieter 
den Höchstpreis als Referenzpunkt nutzen und so zu einem kollusiven Gleichgewicht fin-
den können. Suvankulov et al. (2012) untersuchen für 60 kanadische Städte die Konver-
genz der Preise zum Landesmittel und finden nach Einführung der Regulierung im Juli 
2006 gegenläufige Ergebnisse. In New Brunswick konvergierten die Preise, und die Vola-
tilität sank. In Nova Scotia blieben sie nicht-konvergent, die Volatilität stieg von 8,9 auf 
13,3, und das Preisniveau lag anschließend über dem Landesmittel, obwohl es vorher 
dem Landesmittel entsprochen hatte. Ein Teil dieses Unterschieds kann auf unterschied-
liche Provinzsteuern zurückgehen. Ein niedrigeres Preisniveau hat die Regulierung nach 
den vorliegenden Studien nicht bewirkt (Sen et al. 2011; Suvankulov et al. 2012), und die 
regelmäßigen Margenprüfungen zeigen den administrativen Daueraufwand eines solchen 
Systems (Gardner Pinfold Consultants Inc. 2023). 

Zusammenfassend ergibt sich für formelbasierte Höchstpreise ein relativ einheitliches Bild. 
Zwar kann die Bindung des Höchstpreises an eine Referenznotierung Versorgungslücken 
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verhindern, allerdings schaffen Höchstpreise Fokalpunkte, mit deren Hilfe sich die Anbie-
ter auf kollusive Gleichgewichte koordinieren können. Dadurch wird der Wettbewerb ein-
geschränkt, und die Preise steigen im Durchschnitt. Der Regulierer steht damit vor einem 
Dilemma. Gesteht er einerseits den Anbietern keine Marge über der Referenznotierung 
zu, führt dies zu Versorgungslücken. Setzt er andererseits die Marge zu hoch an, können 
sich die Anbieter auf einen höheren Preis koordinieren. Im besten Fall entspricht die 
Marge über der Referenznotierung exakt den Kosten der Unternehmen, und diese ma-
chen keine Gewinne. Der Regulierer kennt diese Kosten allerdings nicht, und die Unter-
nehmen haben keinen Anreiz, sie wahrheitsgemäß anzugeben. Martin und Verboven 
(2026) zeigen, dass der Preisdeckel in Belgien nicht bindend ist und den Anbietern hilft, 
sich auf ein kollusives Gleichgewicht zu koordinieren. 

Hinzu kommt, dass ein formelbasierter Höchstpreis höchstens die Lücke zwischen Oligo-
pol- und Wettbewerbspreis schließen kann. Einen Anhaltspunkt für die Größenordnung 
gibt die Tankstellenmarge über dem Großhandelspreis, die Assad et al. (2024) für 
Deutschland auf durchschnittlich sieben bis achtCent je Liter beziffern. Dem stehen die 
Preisanstiege der Energiekrisen gegenüber: Nach dem russischen Angriff auf die Ukraine 
2022 stiegen die Tankstellenpreise für Benzin und Diesel um mehr als 50 Cent je Liter 
(Gregor und Haucap 2026), im Iran-Krieg 2026 binnen vier Wochen um rund 28 Cent je 
Liter Benzin und 51 Cent je Liter Diesel (Bundeskartellamt 2026a). Der Wirkung formel-
basierter Höchstpreise ist daher eine klare Grenze gesetzt, die häufig nicht mit den politi-
schen Forderungen nach niedrigeren Preisen in Einklang steht. 

6.4 Margendeckel 

Margendeckel setzen nicht am Endpreis an, sondern an der Differenz zwischen Kosten 
und Verkaufspreis. Wie bei den formelbasierten Höchstpreisen entfällt damit das Versor-
gungsproblem, solange die zugelassene Marge die eigenen Kosten deckt. Beide Instru-
mente unterscheiden sich in Bezugsgröße und Vollzug. Der Formelpreis entsteht aus ei-
ner Referenznotierung und ist eine öffentliche, für alle Anbieter gleiche Zahl, während der 
Margendeckel auf die eigenen Kosten jedes Anbieters aufsetzt und damit einen individu-
ellen Höchstpreis ergibt, der nicht öffentlich ist (vgl. Abschnitt 3.3). 

Aus diesem Grund erzeugt der Margendeckel keine gemeinsame Orientierungsmarke, 
auf die sich die Anbieter koordinieren können. Er wirkt damit in der Regel nicht wie ein 
Höchstpreis und stützt dann auch keine stillschweigende Kollusion auf höhere Preise. Die 
Ausnahme sind Märkte mit transparenten und ähnlichen Inputkosten, wie Kraftstoffmärkte. 
Genakos et al. (2018) halten fest, dass die Koordination über Margen schwieriger ist als 
über Preise, da die Anbieter die Margen der Konkurrenz erst aus deren Kosten- und Preis-
daten erschließen müssten. Die Autoren arbeiten außerdem drei systematische Unter-
schiede zwischen Margendeckeln und Höchstpreisen heraus. Erstens bindet ein Margen-
deckel Unternehmen mit hohen Margen, nicht Unternehmen mit hohen Preisen. Im Um-
kehrschluss dürfen Anbieter mit hohen Kosten einen hohen Preis verlangen und Anbieter 
mit niedrigen Kosten nur einen niedrigen. Das bedeutet auch, dass unter der Regulierung 
eher das günstigste Marktsegment zu teuer ist als das teure. Zweitens wird aus demsel-
ben Grund der Ertrag von Kostensenkungen beschnitten. Sinkende Kosten führen unmit-
telbar zu einem geringeren zulässigen Verkaufspreis, und Erträge entstehen dann nur 
mittelbar über eine steigende Nachfrage bei geringeren Preisen. Drittens ist der Vollzug 
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eines Margendeckels administrativ sehr aufwendig, denn Anbieter haben den Anreiz, ihre 
Kosten zu hoch zu berichten, weil damit der individuell zulässige Höchstpreis steigt. Ge-
nakos et al. (2018) ordnen diese Form der Regulierung daher als „relatively low-powered 
regulation“ ein. 

Es bleibt die Frage, was ein Margendeckel im deutschen Kraftstoffmarkt angesichts des 
hohen administrativen Aufwands überhaupt erreichen kann. Der Deckel kann nur dort 
binden, wo die tatsächliche Marge über der zugelassenen liegt. Das bedeutet, dass selbst 
in Monopolmärkten höchstens die Spanne zwischen Monopol- und Wettbewerbspreis ge-
schlossen werden kann, und das nur bei einer optimalen Regulierung. Wie oben beschrie-
ben, dürfte diese Spanne in keinem Verhältnis zu den politischen Hoffnungen stehen, die 
mit einem Margendeckel verbunden sind. 

Für die Wirkung eines Margendeckels ist entscheidend, woran die zulässige Marge ge-
messen wird. In Abschnitt 3.3 haben wir drei verschiedene Regime beschrieben. Eine 
Einstandsreferenz setzt auf den Einkaufspreis auf und verlangt damit belastbare Kosten-
daten. Armstrong und Sappington (2007) zeigen außerdem, dass Anbieter ihre Margen in 
den unregulierten Teil ihres Geschäfts verschieben, wenn nur ein Teil ihrer Preise regu-
liert wird. Unter einem Durchschnittspreisdeckel senken sie die Preise im umkämpften 
Segment sogar unter die Grenzkosten, um im geschützten Segment höhere Preise durch-
zusetzen. Die Untersuchung des Bundeskartellamtes (2025) zeigt jedoch, dass der Kraft-
stoffmarkt in Deutschland weiterhin überwiegend von vertikal integrierten Mineralölkon-
zernen geprägt ist, auch wenn die vollständige Integration seltener geworden ist. Daraus 
folgt, dass die Margen aller Wertschöpfungsstufen gedeckelt werden müssten, um eine 
bindende Regulierung zu erlassen. In Kroatien galt ein Margendeckel nur für einen Teil 
des Sortiments. Der Deckel erfasste keine Sorten mit Additiven, die in Kroatien fast 40 
Prozent des Dieselmarktes und fast 54 Prozent des Benzinmarktes ausmachen. Laut 
Agencija za zaštitu tržišnog natjecanja (2024) stiegen in der Folge der Margenregulierung 
für die Sorten ohne Additive die unregulierten Margen der Sorten mit Additiven deutlich, 
beim mengenmäßig dominanten Eurodiesel auf mehr als das Doppelte. Die Logik ist die-
selbe wie bei Armstrong und Sappington (2007). Wie problematisch die Durchsetzung 
eines Margendeckels ist, zeigt ein Beispiel aus Kalifornien. Dort wurde die Energiebe-
hörde ermächtigt, die Raffineriemargen zu deckeln, unter der Voraussetzung, dass der 
Verbrauchernutzen die Kosten übersteigt und die Versorgungslage nicht gefährdet wird. 
Die Behörde berechnete einen Margenanstieg von 67 auf 93 US-Cent je Gallone (15 auf 
21 Cent je Liter), hielt ihre eigenen Analysen aber nicht für ausreichend, um die Margen 
zu deckeln, und empfahl, die Deckelung für mindestens fünf Jahre zurückzustellen (Cali-
fornia Energy Commission 2025). 

In Griechenland wurde 2022 ein Margendeckel eingeführt, der die Margen auf das Niveau 
des Frühjahrs 2021 begrenzte. Das Design fror also den Status quo ein. Polemis und 
Stengos (2023) finden Hinweise, dass die Margen in der Folge trotzdem stiegen, und 
begründen das mit einer vereinfachten Koordination der Anbieter auf kollusive Gleichge-
wichte. Genakos et al. (2018) zeigen, dass Margendeckel wie auch Preisdeckel als Refe-
renzpreise zu kollusiven Gleichgewichten führen können. Dafür müssen die Inputkosten 
zwischen den Anbietern transparent und ausreichend ähnlich sein. Im Kraftstoffmarkt ist 
beides der Fall, da sich auch der Großhandel an internationalen Referenznotierungen 
orientiert und kein Anbieter wesentlich günstiger oder teurer beschafft. 



59 
 

Die Stichtagsreferenz legt die Marge auf das Niveau eines vorab angekündigten Stichtags 
fest. Daraus folgen drei Nebeneffekte. Erstens lädt die Ankündigung dazu ein, die Preise 
bereits vor dem Stichtag zu erhöhen, um anschließend eine höhere Marge haben zu dür-
fen. Zweitens trifft eine für alle identische Marge die Anbieter mit der geringsten Marge 
am stärksten, während die mit der höchsten Marge am ehesten verschont bleiben. Drit-
tens veraltet der Kostenpunkt mit jeder Kostenbewegung und muss angepasst werden. 
Österreich verpflichtete Tankstellen, ihre Nettopreise am 2. April 2026 um 12 Uhr um 10 
Cent je Liter zu senken, wobei 5 Cent davon durch eine Steuersenkung erstattet wurden. 
Anschließend mussten die Preisänderungen den Produktnotierungen von Argus und 
Platts folgen. Der Stichtag setzte also das Niveau, und die Überwachung der Marge war 
an eine Produktnotierung gekoppelt. Zusätzlich wurden nicht vertikal integrierte Anbieter 
mit höchstens 30 Tankstellen ausgenommen, um die preisaggressivsten Anbieter zu 
schonen, ebenso die Autobahntankstellen, und der Vollzug der Maßnahme darf nicht 
dazu führen, dass Anbieter unter Einstandskosten verkaufen müssen. Damit adressierte 
die Regelung alle drei genannten Einwände. Ungeklärt bleibt, ob die Maßnahmen in Ös-
terreich zu geringeren Preisen geführt haben. 

Kausale Evaluationen von Margendeckeln sind grundsätzlich rar. Die bestehende Evi-
denz deutet auf höhere statt niedrigere Preise hin, da die Anbieter offenbar trotzdem in 
der Lage sind, sich über referenzierte Margen auf ein höheres Preisniveau zu verständi-
gen. Im Vergleich zum Preisdeckel kommen zusätzlich hohe administrative Kosten, Aus-
weichreaktionen auf ungedeckelte Wertschöpfungsstufen oder Ausweichprodukte (wie 
Premiumsorten) und die Gefahr hinzu, die effizienten und günstigeren Anbieter aus dem 
Markt zu verdrängen. Letztlich sind die möglichen Preissenkungen auf den Abstand zwi-
schen Wettbewerbs- und Oligopolpreis begrenzt und stehen in keinem Verhältnis zu den 
Ölpreisschocks der Energiekrisen 2022 und 2026. 

6.5 Preisvereinbarungen 

Frankreich. Preisvereinbarungen ersetzen einen Rechtsakt, wie im Beispiel von Frank-
reich, wo der Energiekonzern TotalEnergies seit 2023 Preiszusagen macht. Sie sind das 
einzige Instrument in Kapitel 6 ganz ohne Durchsetzung, weil die glaubhafte Drohung 
einer gesetzlichen Regelung dahintersteht. Eine Zusage, die die Preise der Konkurrenz 
mitzieht, ist funktional ein Preisführerschaftssignal – derselbe Mechanismus wie bei den 
Bestpreisklauseln in Abschnitt 4.1 und bei der Fokalpunktwirkung des belgischen Höchst-
preises in Abschnitt 6.3. Die Vereinbarung in Frankreich wirkt daher auch auf die Wettbe-
werber, die ihre Preise ebenfalls senken müssen, um wettbewerbsfähig zu bleiben. Da 
TotalEnergies inzwischen deutlich unterhalb der eigenen Einkaufspreise und der Ein-
kaufspreise der Konkurrenz bepreist, wirkt die Vereinbarung wettbewerbsverzerrend.16 
Viele unabhängige Tankstellen können diese Preise nicht langfristig halten, während To-
talEnergies die Maßnahme aus den vorgelagerten Geschäften finanzieren kann. To-
talEnergies nutzt damit womöglich seine Marktmacht aus den vorgelagerten Stufen, um 
Wettbewerber auf dem Tankstellenmarkt zu verdrängen. Ökonomisch entspricht das dem 
Muster von Verdrängungspreisen. In der Folge kündigte der Verband der unabhängigen 

 
16 Nach eigener Angabe beliefen sich die Kosten der Maßnahme nach fünf Monaten auf 250 bis 
300 Mio. Euro (Camba 2026). 
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Tankstellen im Juli 2026 an, die Wettbewerbsbehörde anzurufen (L’EnerGeek 2026). 
Ähnliche Vorwürfe wurden jüngst gegen Eni in Italien erhoben, nachdem auch Eni einen 
„freiwilligen“ Preisdeckel angekündigt hat (Stagnaro 2026). 

Preisvereinbarungen beruhen auf Freiwilligkeit, und deshalb ist zu unterstellen, dass sie 
dem Gewinnkalkül des Zusagenden dienen. Für den Staat sind sie vorteilhaft, weil sie 
unbürokratisch und rechtlich kaum angreifbar sind. Für die Bewertung sind sie unbefrie-
digend, weil sie intransparent bleiben. Weder die Höhe der Zusage noch ihre Einhaltung 
wird von einer Behörde geprüft. Der französische Fall zeigt darüber hinaus, dass ein nied-
riger Preis kein Beleg für funktionierenden Wettbewerb ist, sondern dessen Gegenteil be-
wirken kann. Eine Obergrenze, die ein integrierter Konzern aus seiner Raffineriemarge 
finanziert, ist für Anbieter ohne eigenen Raffineriezugang nicht zu halten (Camba 2026). 

Eine Evaluation des französischen Marktes steht aus. Die Richtung ist gleichwohl abseh-
bar, weil Ungarn sie vorgeführt hat. Dort war es ein staatlicher Deckel und keine Zusage, 
doch der Mechanismus ist derselbe. Unter der Regulierung brach der Umsatz der unab-
hängigen Tankstellen ein, ihre Rentabilität litt stärker als die der Konzernnetze, die Zahl 
der Stationen sank stärker als in den Vorjahren, und nach dem Ende der Maßnahme lagen 
die Preise im Mittel 12 Prozent über dem Niveau ohne Regulierung (Berezvai und Helfrich 
2024). Ein niedriger Preis heute kann also ein höherer Preis morgen sein, wenn er die 
Zahl der Wettbewerber verringert. 

6.6 Großhandelsdeckel 

Großhandelsdeckel folgen der gleichen Logik wie die oben beschriebenen Preis- und 
Margendeckel, setzen aber auf der Großhandelsebene an und nicht bei den Endverbrau-
cherpreisen. Das kann sinnvoll sein, wenn der Wettbewerb auf dem Großhandelsmarkt 
erheblich eingeschränkt ist. Damit die Preissenkungen weitergegeben werden, muss al-
lerdings der Wettbewerb auf den Tankstellenmärkten funktionieren; andernfalls bleibt die 
Weitergabe eingeschränkt. 

Südkorea. Südkorea deckelt seit dem 13. März 2026 die Preise auf Großhandelsebene. 
Begrenzt werden die Lieferpreise der Raffinerien an Tankstellen und Vertriebsagenturen, 
nicht die Endpreise. Die zulässige Höhe folgt einer Formel aus dem durchschnittlichen 
Abgabepreis, fortgeschrieben mit einer Referenznotierung aus Singapur, zuzüglich Steu-
ern (Ministry of Trade, Industry and Resources 2026b). Die Kosten der Raffinerien werden 
auf rund 5 Billionen Won (rund 2,9 Mrd. Euro) geschätzt (Ministry of Trade, Industry and 
Resources 2026a). Der Forschungsdienst der Nationalversammlung hält fest, dass sich 
die Wirkung auf die Verbraucherpreise nicht isolieren lässt und eine Kosten-Nutzen-Rech-
nung des Mitteleinsatzes fehlt (National Assembly Research Service 2026). Dass die Ent-
lastung die Zapfsäule erreicht, ist auch deshalb nicht gesichert, weil rund 88 Prozent der 
koreanischen Tankstellen zu den Marken der vier Raffineriekonzerne gehören (Chang 
2025). 

Internationale Evidenz. Der älteste dokumentierte Fall ist Hawaii, wo vom 1. September 
2005 bis zum 5. Mai 2006 ein wöchentlich fortgeschriebener Großhandelshöchstpreis galt. 
Der Deckel wurde nach acht Monaten ausgesetzt. Die spätere Untersuchung im Rahmen 
des staatlichen Marktbeobachtungsprogramms bezifferte die Mehrkosten, die den Ver-
brauchern unter dem Deckel entstanden waren, auf rund 55 Mio. US-Dollar (rund 44 Mio. 
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Euro) (Hawaii Department of Business, Economic Development and Tourism (DBEDT) 
2006; ICF International 2008). 

Der Großhandelsdeckel setzt dort an, wo die Monopolkommission für Deutschland die 
Wettbewerbsprobleme sieht, auf der Raffinerie- und Großhandelsebene (Monopolkom-
mission 2026), und er hat wenige Adressaten, was den Vollzug erleichtert. Ob die Entlas-
tung an der Zapfsäule ankommt, entscheidet jedoch der Wettbewerb im Einzelhandel 
(Genakos und Pagliero 2022), und die dokumentierten Fälle mahnen zur Vorsicht. In Ha-
waii zahlten die Verbraucher unter dem Deckel mehr, in Südkorea ist die Wirkung nicht 
messbar und die Kompensation ein halbes Jahr nach Einführung ungelöst, in Jamaika 
trägt die Last die Raffinerie, bis sie nicht mehr kann. 

6.7 Zwischenfazit 

Die Evidenz zu staatlichen Höchstpreisen reicht je nach Ausgestaltung von sehr eindeutig 
bis kaum geklärt. Feste nominale Höchstpreise führen länderübergreifend sehr schnell zu 
Versorgungsengpässen und in der Folge zu Warteschlangen, Rationierung und Fehlallo-
kation. Zusätzlich schaden sie dem Wettbewerb und führen über ihre Laufzeit hinaus zu 
höheren Preisen. Um die Versorgungslage kurzfristig zu verbessern, folgen oft fiskalische 
Maßnahmen, die den Haushalt stark belasten, zudem regressiv wirken und damit hohe 
Einkommen stärker entlasten. 

Formelbasierte Höchstpreise können Versorgungsengpässe verhindern, indem der maxi-
mal erlaubte Preis mit den Kosten steigt. Dieser Deckel kann allerdings als Fokalpunkt 
dienen und wirkt dann eher preiserhöhend, wie in Belgien und Atlantik-Kanada. Zudem 
ist die maximale Ersparnis auf den Abstand zwischen dem Oligopolpreis und, bei optima-
ler Regulierung, dem Wettbewerbspreis begrenzt. Das dürfte in keinem Verhältnis zu den 
Ölpreisschocks der Energiekrisen stehen. 

Margendeckel, die die individuelle Marge der einzelnen Anbieter begrenzen, könnten die 
Kollusion auf einen Fokalpunkt verhindern, da es keinen allgemeingültigen veröffentlich-
ten Maximalpreis gibt. In der Praxis passiert aber trotzdem genau das. Hinzu kommen ein 
erheblicher administrativer Aufwand, da die Kosten jedes Anbieters geprüft werden müs-
sen, und das Ausweichen in unregulierte Bereiche der Branche. Großhandelsdeckel ha-
ben zumindest theoretisch ähnliche Folgen wie ein Margendeckel. Hinzu kommt die Frage, 
ob Preissenkungen im Großhandel an den Einzelhandel weitergegeben werden. 

Bei Preisvereinbarungen ist letztlich davon auszugehen, dass Unternehmen sie nur ein-
gehen, wenn sie ihrer Gewinnmaximierungsabsicht entsprechen. In Frankreich führt das 
offenbar zu Verdrängungspreisen. Denkbar ist aber auch, dass überhöhte Zusagen zu 
Fokalpunkten werden. Der beteiligte Anbieter wirkt dann als Preisführer. 

Für Deutschland folgen aus diesen Erkenntnissen drei Punkte. Erstens führt ein Preis- 
oder Margendeckel, der deutlich unter dem Wettbewerbspreis liegt, entweder zu Versor-
gungsengpässen oder zu sehr hohen fiskalischen Belastungen. Zweitens muss ein Preis-
deckel deshalb zwischen Oligopol- und Wettbewerbspreis liegen. Selbst wenn der Staat 
in der Lage wäre, optimal auf den Wettbewerbspreis zu regulieren, stünde diese Preis-
senkung in keinem Verhältnis zu den politischen Hoffnungen, die sich mit einem Preisde-
ckel verbinden. Das gilt ebenso für Margendeckel. Drittens wäre eher ein 
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Großhandelsdeckel auf Raffinerie- und Großhandelsebene – wenn überhaupt - theore-
tisch sinnvoll, da dort strukturelle Marktmacht dokumentiert ist (Monopolkommission 2026; 
Bundeskartellamt 2025). Inwiefern dort Marktmacht missbräuchlich ausgenutzt wird, un-
tersucht derzeit das Bundeskartellamt. Da der Kraftstoffmarkt in Teilen von vollständig 
vertikal integrierten Anbietern geprägt ist und in Deutschland kaum Öl gefördert wird, ist 
durchaus denkbar und plausibel, dass die Gewinne dieser Anbieter vor allem im Ausland 
bei der Ölförderung anfallen und damit zum allergrößten Teil außerhalb deutscher Juris-
diktion. 
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7 Fiskalische Maßnahmen 
Fiskalische Maßnahmen greifen nicht in die Preissetzung der Unternehmen ein, sondern 
in den staatlichen Anteil an den Kosten und stellen daher ein grundsätzlich anderes In-
strument dar. Das gilt sowohl für die Wirkung als auch für die rechtliche Ausgestaltung. 
Der Staat senkt eine Steuer oder zahlt eine Subvention. Zusätzlich kann er Verbraucher 
und Anbieter pauschal entlasten, unabhängig von der getankten Menge. Für die Evalua-
tion einer Entlastung je Liter ist die Frage der Inzidenz entscheidend. Ob eine Steuersen-
kung oder Subvention auf der Angebots- oder Nachfrageseite ankommt, hängt von der 
relativen Angebots- und Nachfrageelastizität sowie vom vorherrschenden Wettbewerb ab 
(Weyl und Fabinger 2013). Wie wir zeigen, hängt der sogenannte Pass-Through, also der 
Anteil einer Steuersenkung, der an die Verbraucher weitergegeben wird, von lokalem 
Tankstellenwettbewerb, den Suchkosten und der Kaufkraft der Konsumenten ab. Auch 
kann die Wertschöpfungsstufe, auf der die Maßnahme wirkt, eine Rolle spielen, wenn der 
vorgelagerte Wettbewerb anders ist als auf den nachgelagerten Stufen. Zusätzlich ist die 
Nachfrage nach Benzin und Diesel häufig verschieden, und somit verändert sich der 
Pass-Through mit der Kraftstoffsorte. 

Im Folgenden übernehmen wir die Unterscheidung der Maßnahmen, die wir in Kapitel 3 
getroffen haben, und evaluieren Steuersenkungen auf Anbieter- und Nachfragerseite, 
Säulenrabatte, Großhandelssubventionen und Direkthilfen. 

7.1 Steuersenkungen 

Wir fassen Steuersenkungen auf Anbieter- und Nachfragerseite zusammen, da nicht der 
rechtliche Ansatzpunkt darüber entscheidet, ob sich der Preis durch die Steuersenkung 
verändert, sondern die Inzidenz. Während beider Energiekrisen 2022 und 2026 waren 
Steuersenkungen das beliebteste Instrument, um die Auswirkungen steigender Kraftstoff-
preise einzugrenzen. 

Deutschland. In Deutschland wurde die Energiesteuer auf Kraftstoffe bereits dreimal be-
fristet gesenkt. Die Weitergabe des ersten Tankrabatts ist inzwischen in mindestens neun 
Studien evaluiert, die sich vor allem in der Kontrollgruppe unterscheiden. Einfache Diffe-
renz-in-Differenzen-Schätzungen finden mit Frankreich als Kontrollgruppe eine vollstän-
dige Weitergabe beim Diesel und 85 Prozent beim Benzin (Fuest et al. 2022), mit Öster-
reich etwas über 100 Prozent für beide Kraftstoffe (Schmerer und Hansen 2023). Aller-
dings betrachten beide Studien nur die ersten zwei Wochen. Über den gesamten Zeitraum 
und mit mehreren europäischen Kontrollgruppen liegen die Raten im Durchschnitt bei 85 
bis 94 Prozent, beim Diesel unter 90 Prozent. Anfangs wurde die Senkung fast vollständig 
weitergegeben, im August fiel die Weitergabe deutlich ab, und sie unterschied sich deut-
lich zwischen den Regionen (Kahl 2024). Der europaweite Vergleich der Steuersenkun-
gen von 2022 findet dagegen durchgängig sehr hohe Weitergaberaten, wenn auch mit 
Unterschieden über die Zeit, zwischen Regionen und Kraftstoffen (Drolsbach et al. 2023). 
Synthetische Kontrollgruppen aus gewichteten europäischen Ländern ergeben beim Ben-
zin nahezu 100 Prozent, beim Diesel nur 75 bis 85 Prozent (Bernhardt et al. 2023; Dovern 
et al. 2023), wobei die Weitergabe in der zweiten Hälfte des Zeitraums nachließ (Dovern 
et al. 2023). Eine erweiterte synthetische Kontrollgruppe kommt auf 85 Prozent beim Ben-
zin und 65 Prozent beim Diesel (Seiler und Stöckmann 2023). Freitas und Syga (2022) 
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finden nahezu vollständige Weitergabe mit niedrigeren Raten zu Beginn und am Ende. 
Montag et al. (2023) vergleichen die Mehrwertsteuersenkung 2020 mit der Einführung des 
CO₂-Preises 2021. Beim Diesel war die Weitergabe in beiden Fällen hoch, beim Benzin 
nur teilweise, und die Steuererhöhung kam stärker an als die Steuersenkung. Während 
sich all diese Studien auf den Einzelhandelsmarkt konzentrierten und Tankstellenpreise 
nutzten, haben Gregor und Haucap (2025) die Großhandelspreise ausgewertet, also die 
Stufe, auf der die Energiesteuer erhoben wird, sodass Großhandelsmargen, Tankstellen-
aufschläge und Frachtkosten die Schätzung nicht verzerren. Als Kontrollgruppe wurden 
ARA-Spotpreise und damit ein direkter europäischer Referenzpreis verwendet. Im Durch-
schnitt kamen 80 bis 85 Prozent der Senkung an. Die Großhandelspreise ohne Steuer 
stiegen also um rund 3,7 Cent je Liter. In den ersten sechs Wochen war die Weitergabe 
nahezu vollständig, in den letzten sechs Wochen stiegen vor allem die Nettopreise für 
Diesel deutlich. Da die Nachfrage während der Senkung um sieben bis acht Prozent stieg 
und gerade in den Wochen mit geringer Weitergabe hoch war, kamen mengengewichtet 
nur 70 Prozent der Steuersenkung beim Benzin und 58 Prozent beim Diesel bei den Ver-
brauchern an. Gregor und Haucap (2025) beziffern auch die absoluten Beträge der Maß-
nahme. Von den 4,3 Mrd. Euro an nicht erhobener Energiesteuer, statisch aus dem tat-
sächlichen Verbrauch während der Senkung berechnet, wurden mehr als 1,5 Mrd. Euro 
nicht weitergegeben. Rechnet man die durch die höhere Nachfrage zusätzlich eingenom-
mene Steuer gegen, kostete der Rabatt rund 3,7 Mrd. Euro und damit knapp 600 Mio. 
Euro mehr als die veranschlagten 3,15 Mrd. Euro. Während die meisten Studien aus der 
nahezu vollständigen Weitergabe auf funktionierenden Wettbewerb im Einzelhandels-
markt schließen, weckt dieser Befund erhebliche Zweifel an der Weitergabe auf der Groß-
handelsebene. 

Erste Analysen des zweiten Tankrabatts 2026 deuten auf einen kleineren Pass-Through 
hin. Gréus et al. (2026) zeigen, wieder im Vergleich mit Frankreich, dass im Mai rund 70 
Prozent der Senkung beim Diesel und knapp 90 Prozent beim E10 ankamen. War die 
Weitergabe am ersten Maiwochenende noch deutlich unvollständig, ist sie seit Ende Mai 
bei allen drei Sorten vollständig (Gréus et al. 2026). Das Bundeskartellamt (2026b) schätzt 
den Pass-Through auf 83 Prozent beim Diesel und 78 Prozent beim E5 und stellt fest, 
dass die Tankstellenmargen um 3,3 Cent je Liter Diesel und 1,9 Cent je Liter E5 stiegen. 
Zwei Umstände erschweren die Bewertung der Senkung von 2026. Erstens galt seit dem 
1. April die 12-Uhr-Regel, sodass beide Eingriffe in denselben Wochen wirkten und sich 
in den Preisdaten kaum trennen lassen (Kapitel 5). Zweitens leitete das Bundeskartellamt 
im Mai 2026 Missbrauchsverfahren gegen alle deutschen Raffinerien ein, was den Blick 
auf die Großhandelsstufe lenkt, auf der die Energiesteuer erhoben wird, eine Senkung 
aber nicht notwendig weitergegeben wird. Es lässt sich festhalten, dass beide deutschen 
Senkungen weitgehend, aber weder sofort noch gleichmäßig ankamen, beim Diesel 
schwächer als beim Benzin. Die zweite Entlastung kostete 1,6 Mrd. Euro für zwei Monate, 
bei einer Entlastung von rund acht Euro je Tankfüllung von 50 Litern. 

Internationale Evidenz. Für die übrigen europäischen Steuersenkungen von 2022 und 
2026 liegen keine kausalen Evaluationen vor, mit Ausnahme Italiens, das die Verbrauchs-
teuer vom 22. März bis Ende November 2022 um 25 Cent je Liter netto senkte. Drolsbach 
et al. (2023) finden gegenüber einer Kontrollgruppe aus Österreich und den baltischen 
Staaten einen vollständigen Pass-Through für Diesel und einen sogar leicht höheren 
Pass-Through für Benzin. Brusco et al. (2026) hingegen vergleichen die Preise mit 
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Deutschland und Spanien und finden nur eine unvollständige Weitergabe von 65 Prozent 
an Stationen mit wenig lokalem Wettbewerb und 80 Prozent an Stationen mit hohem Wett-
bewerb. 

Die Weitergabe von Steuersenkungen ist daher stark abhängig von der lokalen Nachfrage 
und dem Wettbewerb vor Ort. Pass-Through-Schätzungen auf der Tankstellenebene fin-
den zwar durchgehend hohe, aber unvollständige Pass-Through-Raten. Auf der vorgela-
gerten Raffinerieebene ist der Pass-Through allerdings signifikant niedriger. Zusätzlich 
schwankt der Pass-Through mit der Zeit, was für veränderte Nachfrage- oder Angebots-
bedingungen spricht. Schließlich lässt sich festhalten, dass Steuersenkungen mit hohen 
Kosten für den Fiskus einhergehen, da die Nachfrage eher unelastisch ist und nicht mit 
stark erhöhter Nachfrage auf Steuersenkungen reagiert. Zusätzlich ist auch diese Maß-
nahme wie alle Maßnahmen, die die Grenzkosten je Liter reduzieren, regressiv, da Ver-
braucher mit höherem Konsum mehr entlastet werden als solche mit kleinerem Konsum. 

7.2 Säulenrabatt 

Der Säulenrabatt ist eine Subvention der Nachfrager, die nicht pauschal, sondern ver-
brauchsabhängig berechnet wird. 

Spanien. In Spanien wurde 2022 ein Säulenrabatt gewährt. Tankstellen zogen 20 Cent 
je Liter direkt an der Kasse ab und dies wurde auf dem Kassenbon angezeigt. Größere 
Unternehmen mussten außerdem 5 Cent je Liter selbst tragen. Jiménez et al. (2025) zei-
gen, dass die Subvention im Benzinmarkt vollständig an die Konsumenten weitergegeben 
wurde, während im Dieselmarkt nur knapp 74 Prozent weitergegeben wurden. Das heißt, 
dass fast 850 Mio. Euro der Dieselsubventionen bei den Unternehmen blieben. Hidalgo-
Pérez et al. (2025) finden ähnliche Effekte: 4,4 Cent je Liter Diesel wurden einbehalten 
und 1,7 Cent je Liter Benzin. Diese Studie zeigt allerdings, dass vor allem die vormals 
günstigen Anbieter ihre Preise anhoben. Vor allem die Tankstellen, die einem voll vertikal 
integrierten Anbieter angehören, gaben den Säulenrabatt weiter. Verteilungspolitisch war 
die Maßnahme sehr regressiv. Die oberen drei Einkommensdezile erhielten 1,377 Mrd. 
Euro, die unteren drei 472 Mio. Euro (García Miralles 2023; Badenes Plá 2023), und eine 
Verlängerung um ein Jahr hätte 6,774 Mrd. Euro oder rund 0,5 Prozent des BIP gekostet 
(AIReF – Autoridad Independiente de Responsabilidad Fiscal 2022). Spanien verlängerte 
diese allgemeine Subvention nicht und ersetzte sie durch Direkthilfen an Transportunter-
nehmen, die langsam von 20 über 10 auf 5 Cent je Liter abschmolzen (Reino de España 
2022b). In der Energiekrise 2026 kehrte der Berufsdiesel-Rabatt von 20 Cent je Liter zu-
rück (Reino de España 2026a; Reino de España 2026b). Zusätzlich wurden aber die 
Mehrwertsteuer und die Verbrauchsteuer auf Benzin und Diesel gesenkt (Reino de 
España 2026a). 

Frankreich. In Frankreich wurden 2022 alle Unternehmen entlang der Wertschöpfungs-
kette verpflichtet, einen Rabatt von 18 Cent je Liter, später 30 und 10 Cent je Liter, zu 
gewähren und diesen in den Rechnungen festzuhalten. Im Einzelhandel wurde er auch 
auf dem Kassenbon ausgewiesen. Dieser Rabatt wurde an den Inverkehrbringer erstattet, 
also dort, wo der Kraftstoff versteuert wurde. Rechtlich war die „remise“ damit eine Beihilfe 
an die Inverkehrbringer, die den Abschlag auf jeder Rechnung bis zum Kassenbon aus-
weisen mussten. Die Kosten bezifferte der Rechnungshof auf 7,7 Mrd. Euro (Sénat, 



66 
 

Commission des finances 2023). Drolsbach et al. (2023) schätzen, dass der Rabatt nach 
knapp zwei Wochen vollständig weitergegeben wurde. 

Die vorhandene Evidenz zum Säulenrabatt ist begrenzt. In Frankreich kam der Rabatt 
vermutlich vollständig an, während er in Spanien unvollständig war. Allerdings senkte in 
Spanien der Säulenrabatt vor allem die Preise teurer Tankstellen, während günstigere 
Tankstellen weniger weitergaben. Die Sichtbarkeit des Rabatts auf dem Kassenbon bzw. 
der Wechsel von Steuersenkung zu Subvention scheint keinen offensichtlichen Effekt zu 
haben. Der Vorteil liegt darin, dass der Säulenrabatt auf Kundengruppen zugeschnitten 
werden kann. Der Nachteil liegt in einem erhöhten administrativen Aufwand, da tausende 
Tankstellen erstattet werden müssen. Zusätzlich müssen die Tankstellen die Subvention 
vorfinanzieren. 

7.3 Großhandelssubvention 

Großhandelssubventionen werden meist in der Folge von oder zusammen mit staatlich 
festgelegten Höchstpreisen beschlossen, um Versorgungsengpässe zu verhindern. Wie 
in Abschnitt 6.2 beschrieben, können sie dann zu einer sehr hohen fiskalischen Belastung 
führen. 

Japan. Japan ist das einzige Land mit einer über Jahre laufenden Großhandelssubven-
tion ohne gesetzlichen Höchstpreis. Ab Januar 2022 zahlt der Staat den Großhändlern, 
also den Raffinerien und Importeuren, einen wöchentlich festgesetzten Zuschuss je Liter. 
Er sollte den Durchschnittspreis für Normalbenzin bei ungefähr 170 Yen (rund 1,23 Euro) 
halten. Deckel und Zuschuss wurden in der Folge variiert (Agency for Natural Resources 
and Energy (ANRE) 2026b; Satoh et al. 2025). Von Mai bis November 2022 machte die 
Subvention mehr als 15 Prozent des Endpreises aus, und der wöchentliche Durch-
schnittspreis bewegte sich von Januar 2022 bis März 2024 in einem Band zwischen 167 
und 183 Yen je Liter (1,10 bis 1,21 Euro), obwohl der Rohölpreis in dieser Zeit stark 
schwankte (Satoh et al. 2025). Beendet wurde die Maßnahme nicht durch einen Ausstieg, 
sondern durch eine dauerhafte Steuersenkung. Im Zuge des Ölpreisschocks 2026 legte 
Japan die Subvention erneut auf, mit einem Zielpreis von rund 170 Yen (inzwischen rund 
0,92 Euro). Die OECD spricht von einem faktischen Preisdeckel, die Weltbank von einer 
schlecht zielgerichteten Subvention, die den Dekarbonisierungszielen des Landes wider-
spricht (OECD 2026a; Akcura und Cuadros Bloch 2025). 

Satoh et al. (2025) simulieren den Markt ohne die Subvention, also ein kontrafaktisches 
Szenario, und berechnen zusätzlich die externen Effekte des Autofahrens. Die Autoren 
schätzen den Pass-Through auf fast 100 Prozent. Die Subvention wurde also fast voll-
ständig an die Endverbraucher weitergegeben, wenn auch zeitlich verzögert. Durch die 
Preissenkung stieg der Absatz um rund 2 Prozent. Dadurch wurde die Konsumentenrente 
um 17,6 Mrd. Euro erhöht und die Produzentenrente um 400 Mio. Euro. Das bedeutet für 
einen japanischen Durchschnittshaushalt rund 7 Euro im Monat. Die fiskalischen Kosten 
über den gesamten Zeitraum lagen bei 17 Mrd. Euro. Ohne externe Effekte würde so ein 
kleiner Nettogewinn von gut 1 Mrd. Euro anfallen. Die Autoren schätzen die externen 
Kosten des Mehrverbrauchs allerdings auf 3,6 Mrd. Euro, je rund ein Viertel durch Fein-
staub, Staus und Unfälle, knapp ein Fünftel durch zusätzlichen CO₂-Ausstoß und den 
Rest durch Lärm. Unter dem Strich bleibt ein Wohlfahrtsverlust von rund 2,5 Mrd. Euro, 
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knapp 2 Prozent des Benzinumsatzes im Zeitraum. Dadurch, dass die Subvention voll-
ständig an die Nutzer weitergegeben wurde, entstand zusätzlicher Benzinverbrauch, des-
sen externe Kosten den privaten Nutzen überstiegen. Die Autoren beziffern die wohl-
fahrtsoptimale Steuer auf 193 statt 56,6 Yen je Liter (1,28 statt 0,37 Euro). 

Durch sinkende Preise sank auch die Mehrwertsteuerbelastung. Chen (2026) bezieht 
diese Kostensenkung mit ein und vergleicht die Preise mit denen von Kerosin, das in 
Japan als Heizöl dient und dessen Besteuerung bzw. Subvention sich nicht änderte. Die 
Studie untersucht die Änderungen der Subventionshöhe und findet durchgehend einen 
vollständigen Pass-Through für Diesel und 88 Prozent für Benzin innerhalb von zwei Wo-
chen. Außerdem wurde die Subvention stufenweise in eine Steuersenkung umgewandelt. 
Das Ende des Zuschusses hätte für sich genommen den Preis um rund 28 Yen je Liter 
Benzin und 17 bis 19 Yen je Liter Diesel erhöht (jeweils einschließlich Mehrwertsteuer, 
rund 15 beziehungsweise 9 bis 10 Cent). Der Wegfall des Steuerzuschlags hätte ihn um 
denselben Betrag gesenkt. Wären beide gleich weitergegeben worden, hätte sich der 
Preis nicht bewegt. Tatsächlich sank er in der ersten Woche um 1,9 Yen je Liter Benzin 
und 0,9 Yen je Liter Diesel, also um rund einen Cent. Steuersenkung und Großhandels-
subvention wurden also kurzfristig in ähnlichem Maß weitergegeben, die Steuersenkung 
um ein bis zwei Yen (rund ein Cent) vollständiger. Eine formale Gleichwertigkeit der bei-
den Instrumente sieht der Autor damit ausdrücklich nicht als erwiesen an. 

Beide Studien zusammen zeigen, dass eine Großhandelssubvention mit Zielpreis tech-
nisch funktioniert (sie erreicht die Verbraucher fast vollständig und hält den Preis über 
Jahre in einem engen Band) und dass genau darin das Problem liegt. Der Staat trägt das 
gesamte Preisrisiko, die Ausgaben sind nach oben offen, und jeder Liter wird subventio-
niert, auch der, der ohne Subvention nicht getankt worden wäre. Administrativ ist das 
Instrument einfach, weil es wenige Adressaten hat, und der Übergang zur dauerhaften 
Steuersenkung blieb ohne Preissprung (Chen 2026). OECD und Internationaler Wäh-
rungsfonds (IWF) kritisieren beides, da die Energiesubventionen einschließlich der Strom- 
und Gaspreisbremse von 306 Mrd. Yen (rund 2,4 Mrd. Euro) im Fiskaljahr 2021 auf 4.681 
Mrd. Yen (rund 30 Mrd. Euro) in Jahr 2023 stiegen. Ungezielte Maßnahmen sollten aus-
laufen, und die dauerhafte Steuersenkung steht im Widerspruch zur CO₂-Bepreisung und 
zur Förderung der Elektromobilität (OECD 2026b; International Monetary Fund 2025; Sato 
2025). Satoh et al. (2025) zeigen außerdem, dass eine hohe Weitergabe selbst kein Beleg 
für einen Wohlfahrtsgewinn ist. Selbst bei vollständiger Weitergabe der Subvention bzw. 
Steuersenkung führt eine Ausweitung des Verbrauchs durch externe Effekte zu einem 
Wohlfahrtsverlust, durch Staus, Umweltbelastung und mehr Unfälle. Auch wenn die japa-
nischen Zahlen nicht eins zu eins auf Deutschland übertragbar sind, zeigen sie doch, dass 
eine wohlfahrtsoptimale Besteuerung eher höher als niedriger sein sollte. 

7.4 Pauschale Direkthilfen 

Zahlt der Staat pauschale Direkthilfen, stellt sich die Frage der Weitergabe nicht. Außer-
dem wird die Hilfe unabhängig vom Verbrauch gezahlt und ist damit nicht regressiv. Die 
Evaluation ist daher eine Frage von Zielgenauigkeit, Inanspruchnahme und Verwaltungs-
aufwand. Deutschland zahlte 2022 eine Energiepreispauschale von 300 Euro an Erwerbs-
tätige, ausgezahlt über die Arbeitgeber oder die Einkommensteuer und selbst steuer-
pflichtig, sodass die Nettoentlastung mit dem Grenzsteuersatz abschmolz 
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(Bundesministerium der Finanzen 2022). Frankreich zahlte 2023 und 2026 jeweils einma-
lig eine „indemnité carburant“ von 100 Euro je erwerbstätiger Person mit niedrigem Ein-
kommen, die ein Fahrzeug beruflich nutzte. 2026 war sie auf Vielfahrer mit mindestens 
15 Kilometern Arbeitsweg oder 8.000 beruflichen Kilometern im Jahr beschränkt und 
wurde erst Ende Mai von 50 auf 100 Euro angehoben (République française 2023; 
République française 2026). 

Zwar sind diese Maßnahmen nicht kausal evaluiert, allerdings ist nicht davon auszugehen, 
dass eine pauschale Direkthilfe, die unabhängig vom Tankverhalten auch an Nicht-Auto-
fahrer ausgezahlt wird, Tankstellenpreise nach oben verzerrt oder zu Mehrkonsum an 
Kraftstoffen anregt. Zusätzlich verteilt sich die Entlastung nicht nach dem Verbrauch, son-
dern kann von der Politik gesteuert werden. In Deutschland wurde die Hilfe auf das Brut-
togehalt addiert und dann versteuert. Dadurch wurden Haushalte mit schwachem Ein-
kommen stärker entlastet und solche mit hohem Einkommen weniger stark. 

7.5 Zwischenfazit 

Fiskalische Maßnahmen wurden und werden immer noch in vielen Ländern genutzt, um 
Verbraucher vor den stark gestiegenen Preisen im Zuge der Energiekrisen 2022 und 2026 
zu schützen. Die Bewertung der Maßnahmen ist trotz allem stark von der Ausgestaltung 
und dem jeweiligen Marktumfeld abhängig. Es lässt sich allerdings festhalten, dass die 
Weitergabe von Steuersenkungen und Säulenrabatten an die Verbraucher hoch, aber un-
vollständig ist. Außerdem braucht es einige Tage bis Wochen, bis die Kostensenkungen 
weitergegeben werden, und oft lässt die Weitergabe vor dem Ende der Maßnahme nach. 
Zusätzlich hängt die Weitergabe vom Wettbewerb und vom Informationsstand der Ver-
braucher ab. Damit ist auch die Wertschöpfungsstufe relevant, auf der der Rabatt gewährt 
wird. Problematisch sind außerdem die Kosten der Maßnahmen. Rund 3,7 Mrd. Euro in 
Deutschland 2022, 1,6 Mrd. Euro für zwei Monate 2026, 4,5 bis 6,3 Mrd. Euro in Spanien, 
7 bis 8 Mrd. Euro in Frankreich wie in Italien, rund 8 Billionen Yen (rund 50 Mrd. Euro) in 
Japan bis Ende 2025. Zusätzlich sind alle verbrauchsabhängigen Maßnahmen mit dem 
Einkommen regressiv, weil die Entlastung mit dem Verbrauch wächst. Daher sind Pau-
schalen vorteilhaft, da diese mit dem Einkommen progressiv ausgestaltet werden können 
oder alle gleich entlasten. 

Zwei weitere Befunde reichen über Weitergabe und Verteilung der Maßnahmen hinaus. 
Erstens erzeugen Preissprünge am Ende der Maßnahmen häufig politischen Verlänge-
rungsdruck. Deutschland brachte Ende September 2026 die dritte Steuersenkung inner-
halb eines halben Jahres auf den Weg. Japan verlängerte seine Subvention so lange, bis 
eine dauerhafte Steuersenkung verabschiedet wurde. Im Vereinigten Königreich wird eine 
Senkung der Verbrauchsteuer um fünf Pence je Liter (rund sechs Cent) seit 2022 immer 
wieder verlängert (HM Revenue & Customs 2026). Zweitens kann eine verbrauchsabhän-
gige Steuersenkung oder Subvention Wohlfahrt vernichten, indem sie den Verbrauch aus-
weitet und die externen Kosten den privaten Nutzen übersteigen. Satoh et al. (2025) zei-
gen, dass eine wohlfahrtsoptimale Besteuerung von Kraftstoffen in Japan bei über einem 
Euro je Liter liegt. Auch wenn die Zahlen für Japan berechnet wurden, dürften die Kosten 
durch Feinstaub, Staus, Unfälle, zusätzlichen CO₂-Ausstoß und Lärm in Deutschland ähn-
lich hoch sein. Hinzu kommt der Zielkonflikt mit der CO₂-Bepreisung, da jede Senkung 
der Kraftstoffsteuer wie eine negative CO₂-Steuer wirkt (OECD 2026b). 
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Der IWF und die OECD empfehlen als Alternative pauschale Direktzahlungen. Während 
breite Preismaßnahmen teuer und ungezielt wirken, die Weitergabe ungewiss ist und die 
nachgefragte Menge ausweiten, können Direktzahlungen direkt an einkommensschwa-
che Haushalte gezahlt werden. Da sie den Preis nicht senken, wirken sie außerdem nicht 
verbrauchssteigernd. Der Nachteil pauschaler Hilfen sind die Voraussetzungen. Der Staat 
muss Berechtigte über Steuer- oder Transferdaten identifizieren und rasch auszahlen 
können, und wo ein Antrag nötig ist, bleibt die Inanspruchnahme unvollständig. 

Wir halten trotzdem fest, dass von den Energiehilfen, die 41 Länder 2022 und 2023 für 
jeweils rund 400 Mrd. US-Dollar (rund 375 Mrd. Euro) auflegten, rund 80 Prozent der 
Kosten auf ungezielte Maßnahmen entfielen. Nur rund ein Zehntel der Kosten der 
Preisentlastungen lief über bestehende Sozialtransfersysteme. 2026 stellt die OECD fest, 
dass dieselben Fehler wiederholt werden (OECD 2023; OECD 2026a). 
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8 Vergleichende Bewertung der Instrumente 
Die bisherigen Kapitel haben die Wirkungen von Markttransparenzregulierung, zeitlichen 
Beschränkungen der Preisanpassung, staatlichen Höchstpreisen und fiskalischen Maß-
nahmen getrennt untersucht. Für die vergleichende Bewertung ist entscheidend, dass die 
Instrumente an unterschiedlichen Stellen des Marktprozesses ansetzen und unterschied-
liche Ziele verfolgen. Während Transparenzregeln primär die Informations- und Suchkos-
ten der Verbraucher verändern, greifen Zeitregeln in den zeitlichen Ablauf der Preisset-
zung ein. Höchstpreise beschränken die Preisbildung unmittelbar, während fiskalische 
Maßnahmen die von den Verbrauchern zu tragenden Preise über Steuern oder Transfers 
beeinflussen. 

8.1 Kriterienraster 

Eine sinnvolle Gegenüberstellung sollte daher nicht auf einen einzigen Gesamtindikator 
reduziert werden. Vielmehr werden die Instrumente anhand von fünf Kriterien betrachtet: 
Verbraucherwohlfahrt, Wettbewerb, Transparenz, Effizienz und Versorgungssicherheit. 
Dabei bezeichnet „Verbraucherwohlfahrt“ insbesondere die Auswirkungen auf tatsächlich 
gezahlte Preise, Suchkosten und die Verteilung der Entlastung auf unterschiedliche Ver-
brauchergruppen. Unter „Wettbewerb“ werden die Auswirkungen auf Preiswettbewerb, 
Margen, Marktzutritt und strategische Koordination verstanden. „Transparenz“ erfasst so-
wohl die Information der Verbraucher als auch die zusätzliche Information der Anbieter. 
„Effizienz“ umfasst insbesondere administrative und fiskalische Kosten, Verzerrungen von 
Mengenentscheidungen sowie die Qualität der Preissignale. „Versorgungssicherheit“ be-
zieht sich schließlich auf die Anreize der Anbieter, Kraftstoff zu importieren, zu lagern und 
an Tankstellen zu verkaufen und auch Tankstellen überhaupt zu betreiben. 

Tabelle 4 bietet eine Befundübersicht. Sie ist explizit nicht als Punkteschema zu verstehen. 
Ein „positiver“ Befund in einer Dimension bedeutet nicht, dass ein Instrument insgesamt 
vorzugswürdig wäre. Vielmehr können innerhalb eines Instruments gegenläufige Effekte 
auftreten. 
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Tabelle 4: Befundübersicht der vier Instrumentengruppen nach fünf Kriterien 

Krite-
rium 

Markttranspa-
renz Zeitregeln Höchstpreise 

Fiskalische  
Maßnahmen 

Verbrau-
cher-
wohl-
fahrt 

tendenziell posi-
tiv durch gerin-
gere Suchkosten 
und niedrigere 
Preise; Wirkung 
abhängig von 
Nutzung und lo-
kalem Wettbe-
werb 

Preiswirkung 
uneindeutig; zu-
sätzliche zeitli-
che Verteilung 
der Preise kann 
bestimmte Ver-
braucher belas-
ten 

kurzfristige Ent-
lastung bei bin-
dendem Deckel; 
Risiko von Nicht-
verfügbarkeit 
und Rationierung 

hohe Weitergabe 
an Verbraucher; 
breite Maßnah-
men sind jedoch 
teuer und ver-
brauchsabhängig 

Wettbe 
werb 

kann Preiswett-
bewerb intensi-
vieren; zugleich 
höhere Anbieter-
transparenz und 
mögliche strate-
gische Reaktio-
nen 

kann Wettbe-
werb verän-
dern; stärkere 
Synchronisie-
rung kann die 
Beobachtung 
der Wettbewer-
ber erleichtern 

beschränkt 
Preissetzungs-
wettbewerb; for-
melbasierte De-
ckel können als 
Preisanker wir-
ken 

lässt Preissetzung 
grundsätzlich un-
berührt, kann aber 
über die Inzidenz 
Wettbewerbswir-
kungen entfalten 

Transpa-
renz 

unmittelbar er-
höht; Verbrau-
cher können 
Preise verglei-
chen; Anbieter 
erhalten eben-
falls Informatio-
nen 

erhöht Über-
sichtlichkeit des 
Tagesverlaufs, 
insbesondere 
bei wenigen 
Preisänderun-
gen 

Preisbildungs-
mechanismus 
wird teilweise 
transparent, tat-
sächliche Kosten 
und Margen aber 
nicht zwingend 

Wirkung auf Preis-
transparenz be-
grenzt; Höhe der 
staatlichen Entlas-
tung ist dagegen 
unmittelbar nach-
vollziehbar 

Effizienz geringe unmittel-
bare Eingriffe in 
Marktmechanis-
mus; Nutzen 
hängt von tat-
sächlicher Nut-
zung ab 

administrative 
Kosten ver-
gleichsweise 
begrenzt, aber 
mögliche Ver-
zerrung des 
zeitlichen Preis-
signals 

hohe administra-
tive Anforderun-
gen insbeson-
dere bei Margen- 
und Kostenkon-
trolle; Gefahr von 
Fehlsteuerungen 

erhebliche fiskali-
sche Kosten bei 
breiten Maßnah-
men; Mengensub-
ventionen können 
Überkonsum för-
dern 

Versor-
gungssi-
cherheit 

grundsätzlich 
kaum beein-
trächtigt 

grundsätzlich 
kaum beein-
trächtigt, da 
keine unmittel-
bare Preisober-
grenze 

bei festen bzw. 
zu niedrig ange-
setzten Deckeln 
erhebliches Ri-
siko; formelba-
sierte Modelle 
können dieses 
reduzieren 

grundsätzlich ge-
ringere Risiken als 
bei bindenden 
Preisdeckeln; an-
gebotsseitige 
Subventionen 
können Versor-
gung stützen 
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8.2 Verbraucherwohlfahrt 

Für die Verbraucherwohlfahrt ist zunächst zwischen einer Senkung des tatsächlich ge-
zahlten Preises und einer Verbesserung der Möglichkeiten, günstigere Angebote zu fin-
den, zu unterscheiden. 

Bei der Markttransparenzregulierung ist der Befund inzwischen vergleichsweise klarer als 
noch bei den frühen Evaluationen der MTS-K. Während eine frühe Studie, welche aller-
dings auf sehr hoch aggregierten Daten beruhte, einen preiserhöhenden Effekt fand, wei-
sen neuere Untersuchungen mit längeren Beobachtungszeiträumen und mit deutlich gra-
nulareren Daten eher auf Preisrückgänge hin. Die geschätzten Effekte liegen je nach Stu-
die im Bereich von etwa zwei bis drei Cent je Liter. Zugleich hängt die Wirkung davon ab, 
ob Verbraucher die Informationen tatsächlich nutzen und ob in ihrem lokalen Umfeld aus-
reichend Tankstellen vorhanden sind, zwischen denen sie wechseln können. 

Bei Zeitregeln ist die Bewertung weniger eindeutig. Sicher ist, dass sie die zeitliche Ver-
teilung der Preise verändern und die Zahl der Preisänderungen reduzieren. Ein dauerhaf-
ter Rückgang des Preisniveaus ist dagegen bislang nicht eindeutig belegt. Zudem können 
asymmetrische Regeln dazu führen, dass Verbraucher, die zeitlich flexibel sind und 
Preise vergleichen können, stärker von niedrigen Preisen profitieren als Verbraucher, die 
zu einem bestimmten Zeitpunkt tanken müssen. 

Höchstpreise können bei einem bindenden Deckel unmittelbar zu niedrigeren Preisen füh-
ren. Diese Wirkung ist allerdings mit dem Risiko verbunden, dass bei einem Preis unter-
halb der Beschaffungs- und Vertriebskosten Anbieter ihre Lieferungen reduzieren oder 
den Verkauf einstellen. Mittelfristig sind auch Tankstellenschließungen und/oder eine Re-
duktion der Öffnungszeiten nicht ausgeschlossen. Die kurzfristige Preisentlastung kann 
damit mit einer schlechteren Verfügbarkeit von Kraftstoffen erkauft werden. Besonders 
deutlich zeigt dies die Erfahrung mit dem ungarischen Preisdeckel 2021/22. 

Bei fiskalischen Maßnahmen ist die Weitergabe an Verbraucher empirisch relativ gut do-
kumentiert. Sie erfolgt allerdings nicht sofort und nicht vollständig konstant. Zudem steigt 
die absolute Entlastung mit dem Kraftstoffverbrauch, weshalb breit angelegte verbrauchs-
abhängige Maßnahmen in der Regel nicht zielgenau auf besonders stark belastete Haus-
halte ausgerichtet sind. 

8.3 Wettbewerb 

Der Wettbewerb bildet eine zentrale Verbindung zwischen den einzelnen Kriterien. Denn 
niedrigere Preise sind auf Dauer nur dann zu erwarten, wenn Unternehmen einen Anreiz 
haben, Preise zu unterbieten. 

Die Markttransparenzregulierung kann diesen Mechanismus stärken, indem sie die Such-
kosten der Verbraucher reduziert und damit die Nachfrage preissensibler macht. Gerade 
die deutsche Evidenz deutet darauf hin, dass die MTS-K diesen wettbewerbsfördernden 
Effekt entfalten kann. Gleichzeitig zeigt die Literatur, dass dieselbe Transparenz auch 
strategisch von den Anbietern genutzt werden kann. Für Deutschland sind insbesondere 
Preisgarantien und der Einsatz von Preisalgorithmen als mögliche Reaktionsweisen do-
kumentiert. 
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Bei Zeitregeln ist die wettbewerbliche Wirkung ambivalent. Kurzfristig können sie einge-
spielte Preiszyklen stören. Langfristig können insbesondere asymmetrische Regeln je-
doch die Preisanpassungen stärker synchronisieren und die Beobachtung der Wettbe-
werber erleichtern, weil Preisänderungen auf bestimmte Zeitpunkte konzentriert werden. 
Die internationale Evidenz aus Westaustralien illustriert dieses Risiko, auch wenn sie sich 
nicht unmittelbar auf Deutschland übertragen lässt. 

Höchstpreise greifen unmittelbar in den Wettbewerb ein. Unterhalb eines bindenden De-
ckels bleibt zwar grundsätzlich Raum für Preiswettbewerb. Gleichzeitig stellt ein öffentlich 
bekannter Höchstpreis einen gemeinsamen Referenzpunkt dar. Bei formelbasierten Sys-
temen kommt hinzu, dass die zulässige Marge teilweise bereits administrativ festgelegt 
wird. Damit verschiebt sich der Wettbewerb von der freien Preisbildung hin zum Wettbe-
werb unterhalb einer regulierten Obergrenze. 

Fiskalische Maßnahmen lassen die Preissetzungsfreiheit grundsätzlich unangetastet. 
Ihre tatsächliche Wirkung hängt deshalb stark vom bestehenden Wettbewerbsdruck ab. 
Die empirische Literatur zeigt, dass die Weitergabe von Steuersenkungen bei stärkerem 
Wettbewerb höher ausfällt. Fiskalische Entlastungen können somit über den Wettbe-
werbskanal unterschiedlich stark bei den Verbrauchern ankommen. 

8.4 Transparenz 

Bei Markttransparenzregulierungen ist die Zielsetzung unmittelbar mit dem Kriterium ver-
bunden. Verbraucher erhalten aktuelle Informationen über Preise und können dadurch 
Suchkosten reduzieren. Die Befunde zeigen zugleich, dass Transparenz allein keinen 
Wettbewerb erzeugt: Ihre Wirkung ist umso größer, je mehr alternative Tankstellen tat-
sächlich zur Verfügung stehen und je stärker Verbraucher die Informationen nutzen. 

Zeitregeln erhöhen nicht primär die Information über Preisunterschiede, sondern machen 
den zeitlichen Verlauf der Preise vorhersehbarer. Dies kann die Vergleichbarkeit verbes-
sern, kann aber gleichzeitig Anreize erzeugen, Tankvorgänge zeitlich zu verschieben. 

Bei Höchstpreisen ist die Transparenzwirkung ambivalenter. Eine klare Preisformel kann 
nachvollziehbar machen, wie sich ein administrierter Preis zusammensetzt. Gleichzeitig 
bleiben individuelle Beschaffungskosten und tatsächliche Margen häufig nicht transparent. 
Gerade bei Margendeckeln ist für Verbraucher der regulierte Preisbestandteil deshalb 
kaum unmittelbar beobachtbar. 

Fiskalische Maßnahmen sind hinsichtlich der staatlichen Entlastung vergleichsweise 
transparent, sofern der Rabatt oder die Steuersenkung unmittelbar ausgewiesen wird. Die 
ökonomische Inzidenz ist dagegen weniger offensichtlich: Ein nominaler Steuernachlass 
lässt nicht unmittelbar erkennen, welcher Anteil tatsächlich beim Verbraucher und welcher 
Anteil bei den Anbietern verbleibt. 

8.5 Effizienz 

Aus Effizienzperspektive ist besonders relevant, ob ein Instrument das Preissignal mög-
lichst wenig verzerrt und ob sein administrativer und fiskalischer Aufwand in einem ange-
messenen Verhältnis zum erzielten Effekt steht. 
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Die Markttransparenzregulierung greift vergleichsweise wenig in die eigentliche Preisbil-
dung ein. Ihr wesentlicher Ansatzpunkt ist die Reduktion von Suchkosten. Gleichzeitig 
entstehen laufende Melde- und Überwachungskosten sowie mögliche strategische Reak-
tionen der Anbieter. 

Zeitregeln benötigen ebenfalls keinen direkten staatlichen Eingriff in die Höhe des Preises. 
Sie verändern jedoch den Zeitpunkt, zu dem Preise angepasst werden können. Dadurch 
können Preisreaktionen auf Kostenänderungen verzögert oder zeitlich konzentriert wer-
den. Die Regel kann somit einen Teil der Flexibilität des Preissystems beseitigen, ohne 
dass damit zwangsläufig ein dauerhaft niedrigeres Preisniveau verbunden ist. 

Bei Höchstpreisen steigen die Anforderungen an die staatliche Informationsbasis erheb-
lich. Besonders Margendeckel erfordern Informationen über Beschaffungskosten, Kalku-
lationen und Referenzmargen einzelner Unternehmen. Bei formelbasierten Deckeln 
kommt hinzu, dass die Auswahl der Kostenbasis, der Referenznotierung, der Anpas-
sungsintervalle und der zulässigen Marge selbst regulierungsbedürftig wird. 

Bei fiskalischen Maßnahmen treten die Kosten besonders deutlich hervor. Die in den vo-
rangegangenen Kapiteln dokumentierten Beispiele zeigen erhebliche Haushaltswirkun-
gen. Zudem können verbrauchsabhängige Subventionen zu einem zusätzlichen Kraft-
stoffverbrauch führen. Für Japan zeigt die ausgewertete Evidenz sogar einen Wohlfahrts-
verlust trotz hoher Weitergabe an die Verbraucher. 

8.6 Versorgungssicherheit 

Bei der Frage der Versorgungssicherheit unterscheiden sich die Instrumente recht deut-
lich. Markttransparenzregeln und Zeitregeln setzen nicht unmittelbar am Niveau der kos-
tendeckenden Preise an. Das Risiko, dass Anbieter aufgrund regulatorisch erzwungener 
Preise Verluste machen und deshalb ihre Lieferungen einstellen, ist daher vergleichs-
weise begrenzt. 

Hingegen ist bei Höchstpreisen dieses Risiko zentral. Ein fester nominaler Preis kann bei 
stark steigenden Beschaffungskosten unter die Kosten des Anbieters fallen. Dann entste-
hen Anreize, Mengen zu reduzieren, Lieferungen zurückzuhalten oder den Markt zu ver-
lassen. Die internationale Evidenz dokumentiert entsprechende Versorgungsprobleme, 
insbesondere beim ungarischen Preisdeckel 2021/22. Formelbasierte Systeme können 
dieses Risiko reduzieren, sofern die Formel die tatsächlichen Kosten ausreichend schnell 
und vollständig berücksichtigt. 

Fiskalische Maßnahmen wirken grundsätzlich anders. Eine Steuersenkung oder ein ver-
brauchsabhängiger Zuschuss lässt den Marktpreis vor Steuern bzw. Subventionen grund-
sätzlich flexibel. Dadurch entstehen weniger unmittelbare Anreize, das Angebot einzu-
schränken. Angebotsseitige Subventionen können die Versorgung sogar gezielt stabili-
sieren. Allerdings können längerfristige, breite Subventionen Fehlanreize setzen und die 
Anpassung der Nachfrage an Knappheiten verzögern. 
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8.7 Gesamtschau 

Die Befunde zeigen damit weniger einen eindimensionalen Gegensatz zwischen „gu-
ten“ und „schlechten“ Instrumenten als vielmehr unterschiedliche Zielkonflikte: 

1. Markttransparenz setzt am Wettbewerb über die Nachfrageseite an. Ihre Wirkung 
hängt wesentlich davon ab, dass Verbraucher die Informationen tatsächlich nut-
zen und dass ausreichender lokaler Wettbewerb besteht. Die empirische Evidenz 
für Deutschland spricht inzwischen eher für einen preissenkenden Effekt, gleich-
zeitig bleiben strategische Reaktionen der Anbieter relevant. 

2. Zeitregeln reduzieren die Häufigkeit von Preisänderungen und machen deren 
zeitlichen Ablauf vorhersehbarer. Ein dauerhafter preissenkender Effekt ist dage-
gen nicht gesichert. Insbesondere bei asymmetrischen Regeln bestehen Risiken 
hinsichtlich der zeitlichen Verteilung der Belastung und durch eine stärkere Syn-
chronisierung der Preisanpassungen, die die gegenseitige Beobachtung der An-
bieter erleichtert. 

3. Höchstpreise können Verbraucher kurzfristig vor hohen Preisen schützen, verän-
dern aber zugleich die Funktionsweise des Preissystems. Entscheidend ist des-
halb die konkrete Konstruktion: Ein zu niedrig angesetzter fixer Deckel kann die 
Versorgung gefährden; ein formelbasierter Deckel reduziert dieses Risiko, schafft 
aber neue Fragen hinsichtlich Referenzkosten, Margen und Preisorientierung. Zu-
dem besteht die Gefahr mittelfristig steigender Preise aufgrund einer Orientierung 
der Anbieter an der maximal zulässigen Marge. 

4. Fiskalische Maßnahmen erreichen eine unmittelbare Entlastung der Verbraucher 
und weisen empirisch eine relativ hohe Weitergabe auf. Breite verbrauchsabhän-
gige Maßnahmen verursachen jedoch erhebliche fiskalische Kosten, sind hin-
sichtlich der Zielgenauigkeit begrenzt und können über Mengenanreize Effizienz-
verluste erzeugen. Die Evidenz hierzu ist innerhalb der untersuchten Instrumente 
am umfangreichsten. 

Feste Preisdeckel, formelbasierte Höchstpreise und fiskalische Entlastungen sind dabei 
ökonomisch verschiedene Instrumente mit jeweils eigenen Wirkungen und Risiken (Kapi-
tel 3) und deshalb getrennt zu bewerten. 

Das hier entwickelte Kriterienraster lässt sich zugleich als Leitfaden für die Einordnung 
von Regulierungsmaßnahmen verwenden. Entscheidend ist insbesondere, ob ein Instru-
ment am eigentlichen Wettbewerbsproblem ansetzt oder lediglich dessen Symptome – 
etwa kurzfristig hohe Preise – bekämpft. Diese Unterscheidung ist für die anschließende 
Einordnung zentral. 
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9 Einordnung für Deutschland 
Für Deutschland ergibt sich aus der Gesamtschau der untersuchten Regulierungsinstru-
mente ein differenziertes Bild. Die diskutierten Instrumente setzen an unterschiedlichen 
Problemen der Kraftstoffmärkte an und unterscheiden sich deshalb auch hinsichtlich ihrer 
Eingriffstiefe und ihrer möglichen Nebenwirkungen. Die Markttransparenzstelle für Kraft-
stoffe (MTS-K) reduziert Suchkosten und erleichtert den Preisvergleich, ohne unmittelbar 
in die Preisbildung einzugreifen. Das seit dem 1. April 2026 geltende Kraftstoffpreisan-
passungsgesetz (KPAnG) greift demgegenüber in den zeitlichen Ablauf der Preissetzung 
ein: Preiserhöhungen sind grundsätzlich nur noch einmal täglich um 12 Uhr zulässig, wäh-
rend Preissenkungen jederzeit möglich bleiben. Staatliche Höchstpreise wie in Belgien 
setzen schließlich unmittelbar am zulässigen Preisniveau an. Fiskalische Maßnahmen 
wie der Tankrabatt wirken wiederum über den Staatshaushalt und verändern den von den 
Verbrauchern zu zahlenden Preis, ohne die Preissetzungsentscheidung der Tankstellen 
unmittelbar zu regulieren. 

Für Deutschland spricht die bisherige Evidenz zunächst dafür, zwischen einer Verände-
rung der Preiszyklen und einer Veränderung des tatsächlich gezahlten Preisniveaus zu 
unterscheiden. Die 12-Uhr-Regel hat die Häufigkeit von Preiserhöhungen zweifellos be-
grenzt und damit die zeitliche Struktur der Preise, also die Preiszyklen, verändert. Genau 
dies ist auch ein unmittelbarer Zweck der Regelung. Die Bundesregierung verweist darauf, 
dass sich die Zahl der täglichen Preisänderungen nach Einführung der Regel deutlich 
reduziert habe. Daraus folgt jedoch noch nicht, dass Verbraucher im Durchschnitt einen 
niedrigeren Preis bezahlen. Entscheidend wäre hierfür, zu welchen Zeitpunkten welche 
Mengen getankt werden. Aus reinen Preisverläufen lässt sich der tatsächlich von den 
Verbrauchern gezahlte, mengengewichtete Durchschnittspreis nicht unmittelbar ableiten. 
Auch das Bundeswirtschaftsministerium weist auf diese Einschränkung hin. 

Die Ersteinschätzung des KPAnG fällt daher ambivalent aus. Positiv ist zunächst die grö-
ßere zeitliche Verlässlichkeit der Preisangaben. Verbraucher können nach der Preiserhö-
hung um 12 Uhr davon ausgehen, dass bis zum nächsten Tag keine weitere Preiserhö-
hung erfolgt. Dies kann die Nutzung von Preisvergleichs-Apps erleichtern und die Such-
kosten für preisbewusste Verbraucher senken. Zugleich verändert die Regel aber die stra-
tegischen Bedingungen der Preissetzung. Da Preiserhöhungen aller Anbieter auf einen 
gemeinsamen Zeitpunkt konzentriert werden und gleichzeitig nahezu vollständige Preis-
transparenz besteht, kann die Regel nicht nur die Vergleichbarkeit erhöhen, sondern auch 
die Preisanpassungen stärker synchronisieren und die Beobachtung der Wettbewerber 
erleichtern. Die internationale Evidenz zu solchen Zeitregeln ist entsprechend nicht ein-
deutig. Gerade die Erfahrungen mit Westaustralien zeigen, dass eine hohe Transparenz 
in Verbindung mit einer synchronisierten Preissetzung auch wettbewerblich problemati-
sche Effekte haben kann. Die deutsche Regelung ist deshalb nicht allein danach zu be-
urteilen, ob sie die Zahl der Preisänderungen reduziert, sondern auch danach, wie sich 
Margen, Preisabstände zwischen Tankstellen und die Preisentwicklung rund um 12 Uhr 
verändern. 

Für die laufende Evaluation des KPAnG sind daher insbesondere vier Größen von Be-
deutung: erstens der mengengewichtete, tatsächlich gezahlte Verbraucherpreis, zweitens 
die Margen der Tankstellen und Mineralölunternehmen, drittens die räumliche und 
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zeitliche Preisstreuung und viertens die Reaktionen der Absatzmengen auf die zeitliche 
Preisstruktur. Ergänzend sollte untersucht werden, ob sich die Rolle einzelner Preisführer 
verändert und ob sich wiederkehrende Muster bei Preiserhöhungen um 12 Uhr herausbil-
den. Eine reine Betrachtung der an den Tankstellen ausgezeichneten Preise wäre für eine 
wohlfahrtsökonomische Bewertung nicht ausreichend. 

Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass das KPAnG nicht isoliert eingeführt wurde. Es ist 
Teil eines Maßnahmenpakets, das zugleich eine Stärkung der kartellrechtlichen Kontrolle 
vorsieht. Für die Beurteilung der deutschen Regulierung ist deshalb zwischen der Frage, 
ob die 12-Uhr-Regel die Preisbildung verändert, und der weitergehenden Frage, ob sie 
bestehende Wettbewerbsprobleme auf Raffinerie- und Großhandelsebene adressiert, zu 
unterscheiden. Letzteres ist nur in begrenztem Umfang der Fall. Die Zeitregel verändert 
den Zeitpunkt der Preisanpassung, nicht jedoch unmittelbar die Marktstruktur oder die 
Kosten- und Wettbewerbsbedingungen auf den vorgelagerten Märkten. 

9.1 Übertragbarkeit der Modelle aus Belgien und Luxemburg 

Vor diesem Hintergrund stellen die in Belgien und Luxemburg eingesetzten Preisformeln 
eine deutlich weitergehende Alternative dar. Sie sind nicht lediglich Zeitregeln, sondern 
greifen unmittelbar in die zulässige Höhe des Endkundenpreises ein. Besonders deutlich 
wird dies am belgischen Modell. Dort wird ein maximal zulässiger Preis anhand einer For-
mel bestimmt, die unter anderem internationale Notierungen für raffinierte Mineralölpro-
dukte, Wechselkurse, Transport- und Versicherungskosten, gesetzliche Abgaben sowie 
eine regulierte Bruttovertriebsmarge berücksichtigt. Die Vertriebsmarge wird regelmäßig 
angepasst. Gleichzeitig handelt es sich um einen Höchstpreis und nicht um einen zwin-
genden Einheitspreis: Tankstellen können unterhalb des administrativ bestimmten Maxi-
mums verkaufen. 

Das belgische Modell kann zwar in einer Krisensituation eine stärkere Begrenzung von 
Preisspitzen ermöglichen, jedoch entstehen zugleich neue regulatorische Aufgaben. Der 
Staat muss entscheiden, welche Kostenbestandteile berücksichtigt werden, welche inter-
nationale Preisnotierung als Referenz dient, wie Wechselkurs- und Transportkosten be-
handelt werden und vor allem welche Vertriebsmarge als angemessen gilt. Damit wird 
eine zentrale Frage, die im Wettbewerbsmarkt durch die Preisbildung selbst beantwortet 
wird, teilweise in die staatliche Regulierung verlagert. 

Für Deutschland wäre deshalb insbesondere die Festlegung der regulierten Marge prob-
lematisch. Eine einheitliche oder standardisierte Marge müsste den erheblichen Unter-
schieden zwischen Standorten, Absatzmengen, Eigentumsstrukturen, Mietkosten, Perso-
nalkosten und sonstigen Betriebskosten Rechnung tragen. Dies gilt insbesondere, weil 
die Marktbedingungen und Kostenstrukturen sich in Deutschland regional durchaus zu 
unterscheiden scheinen. Eine zu niedrig angesetzte Marge könnte die Wirtschaftlichkeit 
einzelner Tankstellen gefährden und damit mittelbar die Versorgungsstruktur beeinträch-
tigen. Eine zu großzügige Marge könnte dagegen eine zusätzliche Preis- beziehungs-
weise Margenkomponente institutionalisieren, die nicht durch Wettbewerb ermittelt wird. 
Hinzu kommt das Problem, dass eine staatlich bestimmte Marge zu einem Referenzpunkt 
für die Marktteilnehmer werden kann. Ein Höchstpreis muss daher nicht zwingend zu ei-
nem entsprechend niedrigeren Marktpreis führen. 
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Das belgische Beispiel sollte folglich nicht als empirischer Beleg dafür interpretiert werden, 
dass eine Übernahme der dortigen Formel in Deutschland automatisch zu niedrigeren 
Kraftstoffpreisen führen würde. Im Gegenteil: Die einzige bisher verfügbare empirische 
Evaluation des belgischen Modells legt nahe, dass die Margenbegrenzung nicht preis-
senkend wirkt, sondern im Durchschnitt sogar preissteigernd. Zu beachten ist zudem, 
dass die Marktstrukturen auf dem Endkundenmarkt als auch im Großhandel in Deutsch-
land durchaus anders sind als in Belgien und eine einfache Übertragung der Ergebnisse 
daher nicht wahrscheinlich erscheint. Für Luxemburg gilt grundsätzlich dieselbe Ein-
schränkung, wobei die Übertragbarkeit der Erfahrungen aus Luxemburg aufgrund des 
extrem hohen Anteils von indirekten Benzinexporten durch „Tanktourismus“ und Transit-
verkehr noch weniger gegeben ist. 

In toto lässt sich ein formelgebundenes Preisregime nicht ohne Weiteres aus seinem in-
stitutionellen Kontext herauslösen und auf den deutschen Markt übertragen. Entschei-
dend ist daher weniger die Frage, ob Deutschland die belgische oder luxemburgische 
Formel „übernehmen“ könnte, sondern welche Elemente eines solchen Systems mit den 
deutschen Marktbedingungen überhaupt vereinbar wären und welche neuen Regulie-
rungsprobleme dadurch entstünden. 

9.2 Grenzen der Übertragung internationaler Evidenz 

Die internationale Evidenz ist für die deutsche Regulierung dennoch wertvoll. Sie erlaubt 
insbesondere, mögliche Wirkungsmechanismen und Nebenwirkungen verschiedener In-
strumente zu identifizieren. Eine unmittelbare quantitative Übertragung der Ergebnisse 
auf Deutschland ist jedoch nur eingeschränkt möglich. Die Märkte unterscheiden sich un-
ter anderem hinsichtlich der Zahl und Größe der Anbieter, der vertikalen Integration von 
Raffinerien, Großhandel und Tankstellen, der regionalen Marktstruktur, der Logistik- und 
Beschaffungskosten, der steuerlichen Belastung sowie der institutionellen Ausgestaltung 
der Transparenz- und Wettbewerbsaufsicht. 

Dies gilt insbesondere für Zeitregeln. Österreich ist aufgrund der ähnlichen 12-Uhr-Regel 
ein naheliegender Vergleichsfall. Gleichwohl unterscheidet sich die institutionelle Ausge-
staltung der Preisinformationen von der deutschen Situation. Vor allem aber ist der zweite 
Teil der österreichischen Regel, dass nämlich nur die Preise der günstigsten fünf (von 
zehn) Tankstellen angezeigt werden, in Deutschland nicht implementiert worden. Die em-
pirische Evidenz legt nahe, dass genau dieser Teil des österreichischen Regulierungsre-
gimes eine gewisse Wirkung entfaltet. Die Erfahrungen anderer Länder können somit Hin-
weise auf mögliche Effekte geben, aber keine belastbare quantitative Prognose für 
Deutschland liefern. 

Auch bei Preisobergrenzen sind Unterschiede besonders relevant. Eine Formel, die in 
einem Land mit einer bestimmten Raffinerie- und Großhandelsstruktur, bestimmten 
Transportwegen und einer bestimmten Zahl von Tankstellen funktioniert, muss nicht die-
selben Wirkungen in Deutschland entfalten. Insbesondere ist nicht davon auszugehen, 
dass ein international beobachteter Abstand zwischen reguliertem Höchstpreis und Markt-
preis ohne Weiteres auf Deutschland übertragbar wäre. 
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9.3 Gesamtbewertung 

Für Deutschland spricht die Gesamtschau daher eher für eine graduelle als für eine ein-
dimensionale Bewertung der Instrumente. Die MTS-K ist ein vergleichsweise marktnahes 
Instrument, das die Suchkosten der Verbraucher reduziert und den Preisvergleich erleich-
tert. Ihre Wirkung hängt allerdings davon ab, ob Verbraucher die Informationen tatsächlich 
nutzen und ob auf lokaler Ebene hinreichend Wettbewerb besteht. Das KPAnG geht einen 
Schritt weiter, indem es den zeitlichen Ablauf der Preissetzung reguliert. Seine bislang 
erkennbare Wirkung liegt vor allem in einer veränderten zeitlichen Preisstruktur. Ob dar-
aus auch eine Verbesserung der Verbraucherwohlfahrt resultiert, lässt sich zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt noch nicht abschließend beurteilen. Insbesondere ist offen, wie sich 
die Regel auf die tatsächlich gezahlten Preise und die Margen auswirkt. 

Preisformeln wie in Belgien stellen demgegenüber einen wesentlich stärkeren Eingriff in 
die Preisbildung dar. Sie können Preisspitzen begrenzen und mögen in Krisensituationen 
kurzfristig eine hohe politische Sichtbarkeit und Nachvollziehbarkeit der Preisbildung 
schaffen. Gleichzeitig verlagern sie jedoch erhebliche Informations- und Entscheidungs-
probleme auf den Staat. Insbesondere die Festlegung einer angemessenen Ver-
triebsmarge ist ökonomisch anspruchsvoll und kann selbst wettbewerbliche Verzerrungen 
erzeugen. Die Übertragbarkeit solcher Modelle auf Deutschland ist daher begrenzt. 

Für die deutsche Regulierung erscheint es deshalb besonders wichtig, die Erfahrungen 
mit dem KPAnG zunächst systematisch auszuwerten, bevor zusätzliche Eingriffe in die 
Preisbildung vorgenommen werden. Die gesetzlich vorgesehene Evaluation sollte dabei 
nicht bei der Zahl der Preisänderungen stehen bleiben, sondern insbesondere Verbrau-
cherpreise, Absatzmengen, Margen, Preisstreuung und das Wettbewerbsverhalten der 
Anbieter erfassen. Erst eine solche Evaluation ermöglicht eine belastbare Aussage dar-
über, ob die beobachtete höhere zeitliche Preistransparenz tatsächlich mit einer Verbes-
serung der Verbraucherwohlfahrt einhergeht. 

Insgesamt zeigt der internationale Vergleich somit weniger ein einzelnes übertragbares 
„Best-Practice-Modell“ als vielmehr unterschiedliche regulatorische Trade-offs. Transpa-
renzregeln adressieren vor allem Suchkosten, Zeitregeln den Ablauf der Preissetzung und 
Preisformeln unmittelbar das Preisniveau. Je stärker der Eingriff in die Preisbildung, desto 
größer sind zugleich die Anforderungen an staatliche Information, Kalibrierung und lau-
fende Anpassung. Dabei ist zu beachten, dass die Wettbewerbsprobleme, die Bundes-
kartellamt und Monopolkommission benennen, auf der Raffinerie- und Großhandelsstufe 
liegen (Kapitel 2); Instrumente, die am Tankstellenpreis ansetzen, treffen diese Stufe nicht. 
Für Deutschland spricht dies dafür, bei marktnahen Instrumenten und einer wirksamen 
wettbewerbsrechtlichen Kontrolle anzusetzen und weitergehende Preisregulierung nur 
dann in Betracht zu ziehen, wenn ein konkretes Marktversagen empirisch nachgewiesen 
wird und die erwarteten Nebenwirkungen hinreichend berücksichtigt werden. 
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10 Handlungsempfehlungen und Schlussfolgerun-
gen 
Die vorangegangene Analyse zeigt, dass hohe Kraftstoffpreise nicht ohne Weiteres mit 
einem unzureichenden Wettbewerb an der Tankstelle gleichgesetzt werden können. 
Kraftstoffpreise werden wesentlich durch internationale Rohöl- und Produktnotierungen, 
Wechselkurse, Steuern und Abgaben sowie die Bedingungen auf den Raffinerie- und 
Großhandelsmärkten bestimmt. Gleichzeitig bestehen auf den nachgelagerten Tankstel-
lenmärkten erhebliche Preisunterschiede und ausgeprägte zeitliche Preismuster. Regu-
lierungsmaßnahmen sollten daher möglichst dort ansetzen, wo ein konkretes Markt- oder 
Informationsproblem besteht, und Nebenwirkungen auf Wettbewerb und Versorgungssi-
cherheit berücksichtigen. Aus der Gesamtschau der Evidenz lassen sich insbesondere 
die folgenden Handlungsoptionen ableiten. 

10.1 Die Evaluation des KPAnG sollte umfassend und ergebnisof-
fen erfolgen 

Das seit dem 1. April 2026 geltende Kraftstoffpreisanpassungsgesetz (KPAnG) be-
schränkt Preiserhöhungen auf eine Erhöhung je Kalendertag um 12 Uhr. Das Gesetz sieht 
ausdrücklich vor, dass das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie nach Ablauf 
eines Jahres über die Erfahrungen mit dem Gesetz berichtet. 

Für diese gesetzlich vorgesehene Evaluation sollte nicht allein untersucht werden, ob die 
Zahl der täglichen Preisänderungen zurückgegangen ist. Eine solche Veränderung ist ein 
unmittelbarer Effekt der Regulierung, sagt aber noch wenig darüber aus, ob sich die Situ-
ation der Verbraucher verbessert hat. Entscheidend ist vielmehr, ob sich die tatsächlich 
gezahlten, mengengewichteten Kraftstoffpreise sowie die Margen und das Wettbewerbs-
verhalten der Anbieter verändert haben. 

Die Evaluation sollte deshalb insbesondere folgende Prüffragen beantworten: 

1. Preisniveau: Hat sich der durchschnittliche, mengengewichtete Verbraucherpreis 
für Benzin und Diesel gegenüber einer geeigneten Kontrollgruppe bzw. einem ge-
eigneten kontrafaktischen Szenario verändert? 

2. Margen: Wie haben sich die Margen auf Tankstellen-, Großhandels- und gege-
benenfalls Raffinerieebene entwickelt? 

3. Pass-through: Werden Veränderungen der internationalen Produktnotierungen 
und der Beschaffungskosten weiterhin zeitnah und symmetrisch an die Verbrau-
cher weitergegeben? 

4. Preisstreuung: Hat sich die regionale und lokale Streuung der Tankstellenpreise 
verändert? 

5. Preiszyklen: Haben sich die bisherigen Intraday-Preiszyklen lediglich zeitlich ver-
schoben oder tatsächlich abgeschwächt? 
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6. 12-Uhr-Effekt: Wie stark konzentrieren sich Preiserhöhungen unmittelbar um 12 
Uhr, und gibt es Anzeichen für eine zunehmende Preisführerschaft einzelner An-
bieter? 

7. Wettbewerbsdynamik: Hat sich die Häufigkeit bzw. Geschwindigkeit von Preis-
reaktionen auf Preisänderungen benachbarter Tankstellen verändert? 

8. Verbraucherverhalten: Hat sich die zeitliche Verteilung der Tankvorgänge ver-
ändert? Profitieren insbesondere Verbraucher, die ihre Tankzeit flexibel wählen 
können? 

9. Versorgung: Gibt es Hinweise darauf, dass Tankstellen ihre Öffnungszeiten oder 
ihre wirtschaftliche Tragfähigkeit infolge der Regel verändert haben? 

10. Nebenwirkungen: Haben sich Margen oder Preise zu bestimmten Tageszeiten 
systematisch erhöht, um die Einschränkungen bei späteren Preiserhöhungen zu 
kompensieren? 

Die Evaluation sollte damit ausdrücklich zwischen dem intendierten Transparenzeffekt 
und einem möglichen Preis- bzw. Wettbewerbseffekt unterscheiden. Ein Rückgang der 
Zahl der Preisänderungen ist für sich genommen noch kein hinreichender Nachweis für 
eine Verbesserung der Verbraucherwohlfahrt. 

10.2 Der Zeitpunkt der zulässigen Preiserhöhung sollte empirisch 
überprüft werden 

Die Festlegung der zulässigen Preiserhöhung auf 12 Uhr ist ökonomisch nicht alternativ-
los. Bereits in der Stellungnahme zur Bundestagsanhörung wurde angeregt zu prüfen, ob 
ein Zeitpunkt in den Abendstunden, beispielsweise 20 Uhr, sinnvoller sein könnte. Be-
gründet wird dies zum einen damit, dass in den frühen Abendstunden in der Regel mehr 
Menschen Zeit zum Tanken haben, und zum anderen mit der Möglichkeit, dass sich die 
Öffnungszeiten einzelner Tankstellen verändern können, wenn nächtliche Preiserhöhun-
gen nicht mehr möglich sind. 

Für die Evaluation des KPAnG sollte daher geprüft werden, ob unterschiedliche Zeit-
punkte unterschiedliche Auswirkungen auf Preisniveau, Margen, Absatzmengen und Ver-
braucherwohlfahrt haben. Denkbar wäre insbesondere ein Vergleich der heutigen 12-Uhr-
Regel mit alternativen Zeitpunkten oder mit regional begrenzten Modellversuchen. Denk-
bar wäre auch, den Bundesländern die Wahl des Zeitpunktes zu überlassen. 

Eine solche Prüfung wäre auch deshalb sinnvoll, weil die Regel nicht nur die Anbieter, 
sondern auch das zeitliche Suchverhalten der Verbraucher verändert. Die optimale Uhr-
zeit lässt sich daher nicht allein aus dem beobachteten Preisverlauf ableiten. 
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10.3 Die österreichische Beschränkung der Preisvergleichsinfor-
mationen auf die günstigsten Anbieter sollte auch in Deutschland 
geprüft werden 

Das österreichische Modell besteht nicht nur aus der Beschränkung von Preiserhöhungen 
auf einmal täglich. Ein zweites Element ist die Gestaltung des staatlichen Preisvergleichs: 
Für einen Standort werden die zehn nächstgelegenen Tankstellen angezeigt, zugleich 
aber nur die Preise der fünf günstigsten Anbieter ausgewiesen. 

Dieser zweite Bestandteil verdient für Deutschland besondere Aufmerksamkeit. Die öko-
nomische Logik besteht darin, dass die Veröffentlichung nicht nur den Verbrauchern In-
formationen bereitstellt, sondern gleichzeitig einen Wettbewerbsanreiz für die Tankstellen 
schafft. Eine Tankstelle hat einen Anreiz, einen hinreichend niedrigen Preis anzubieten, 
um in den angezeigten Kreis der günstigsten Anbieter zu gelangen. Österreich selbst be-
gründet die Beschränkung auf die günstigsten Preise ausdrücklich mit diesem wettbe-
werblichen Mechanismus. Zugleich kann die beschränkte Transparenz ggf. die Entste-
hung von algorithmengestütztem Parallelverhalten erschweren. 

Für Deutschland wäre daher zu prüfen, ob die MTS-K bzw. die daran anknüpfenden Ver-
braucherinformationsdienste künftig ebenfalls nur einen Teil der erhobenen Preise promi-
nent anzeigen sollten, etwa die günstigsten 50 Prozent der Tankstellen in einem definier-
ten regionalen Umkreis. Dieser Ansatz wurde bereits in der Stellungnahme zur Bundes-
tagsanhörung vorgeschlagen. Dort wurde zugleich eine mögliche rechtstechnische Um-
setzung über eine Ergänzung der Verordnungsermächtigung zu § 47k GWB skizziert. 

Der Vorteil eines solchen Ansatzes wäre, dass die Transparenz für Verbraucher erhalten 
bliebe, während der Wettbewerbsanreiz stärker auf Preissenkungen als auf die Beobach-
tung sämtlicher Preise gerichtet würde. Allerdings sollte auch diese Maßnahme zunächst 
evaluiert werden. Insbesondere wäre zu untersuchen, ob tatsächlich mehr Tankstellen 
versuchen, in den Kreis der günstigsten Anbieter zu gelangen, und ob dies zu niedrigeren 
Preisen oder Margen führt. 

10.4 Von allgemeinen Preisobergrenzen sollte nur bei nachgewie-
senem Marktversagen Gebrauch gemacht werden 

Die internationalen Erfahrungen sprechen gegen eine pauschale Einführung staatlicher 
Höchstpreise. Zwar können formelgebundene Höchstpreise Preisspitzen begrenzen und 
für Verbraucher kurzfristig eine hohe Preistransparenz schaffen. Gleichzeitig entstehen 
erhebliche Anforderungen an die Festlegung der Kostenbasis und insbesondere der zu-
lässigen Vertriebsmarge. Eine zu niedrig angesetzte Obergrenze kann die Versorgung 
gefährden; eine zu hoch angesetzte Obergrenze kann dagegen als Preisanker wirken. 

Das belgische Modell zeigt zwar, dass eine Preisobergrenze nicht zwingend zu einem 
einheitlichen Preis führt: Anbieter können unterhalb des administrativ bestimmten Maxi-
mums verkaufen. Gleichwohl ist die bisher verfügbare Evidenz nicht ermutigend für die 
Einführung einer solchen Maßnahme. 
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Eine Übertragung dieses Modells auf Deutschland wäre zudem nicht mit einer einfachen 
Übernahme einer Formel gleichzusetzen, sondern würde eine eigenständige Festlegung 
der relevanten Kosten- und Margenparameter vor dem Hintergrund der konkreten Situa-
tion in Deutschland voraussetzen. Zugleich sollte zwingend eine ergebnisoffene Evalua-
tion der Maßnahme festgeschrieben werden, am besten durch eine politisch unabhängige 
Instanz wie die Monopolkommission. 

10.5 Anstelle eines allgemeinen Tankrabatts sollte die steuerliche 
Behandlung alternativer Antriebe stärker berücksichtigt werden 

Ein allgemeiner Tankrabatt kann Verbraucher kurzfristig entlasten, ist jedoch fiskalisch 
teuer und begünstigt auch Haushalte mit hohem Kraftstoffverbrauch. Zudem besteht 
keine Garantie, dass eine Steuersenkung vollständig an die Verbraucher weitergegeben 
wird. Diese Problematik ist inzwischen bestens belegt. 

Eine Alternative bestünde darin, die steuerliche Belastung von Mobilitätsenergie stärker 
technologie- und umweltpolitisch zu betrachten. Der ADAC hat in diesem Zusammenhang 
eine Absenkung der Stromsteuer auf das EU-Mindestniveau von 0,5 Cent je kWh gefor-
dert und dies ausdrücklich mit dem Hochlauf der Elektromobilität begründet. Nach Dar-
stellung des ADAC soll günstiger Ladestrom dazu beitragen, die Betriebskostenvorteile 
von Elektrofahrzeugen stärker zur Geltung zu bringen. 

Wenn die Politik einerseits die Belastung fossiler Kraftstoffe als Problem der Bezahlbar-
keit betrachtet und andererseits die Elektrifizierung des Verkehrs vorantreiben möchte, 
sollte die steuerliche Behandlung von Strom für Mobilität in die Gesamtbetrachtung ein-
bezogen werden. Eine Senkung der Stromsteuer wirkt dabei nicht als Eingriff in den Kraft-
stoffmarkt, sondern über eine Veränderung der relativen Betriebskosten verschiedener 
Antriebsformen. 

Allerdings sollte auch diese Maßnahme nicht ausschließlich unter dem Gesichtspunkt 
kurzfristiger Entlastung bewertet werden. Für eine ökonomische Bewertung sind insbe-
sondere die Verteilungswirkungen, die Kosten für den Staatshaushalt, die tatsächliche 
Weitergabe an die Verbraucher sowie die Auswirkungen auf die Wahl zwischen verschie-
denen Antriebsformen zu berücksichtigen. Die Monopolkommission hat in der Vergan-
genheit diverse Maßnahmen zur Steigerung des Wettbewerbs bei Ladesäulen empfohlen, 
um durch mehr Wettbewerb im Lademarkt günstigere Ladepreise zu bewirken. 

10.6 Alle Maßnahmen sollten regelmäßig überprüft und befristet 
werden 

Die Unsicherheit über die Wirkungen einzelner regulatorischer Eingriffe spricht für einen 
stärker evidenzbasierten und lernenden Regulierungsansatz. Neue Eingriffe sollten nach 
Möglichkeit mit klaren Evaluationskriterien, einer Datengrundlage und einer zeitlichen Be-
fristung versehen werden. 

Dies gilt bereits für die KPAnG-Regelung. Das Gesetz selbst sieht bereits eine Evaluation 
nach einem Jahr vor. Die Evaluation sollte als Gelegenheit genutzt werden, nicht nur die 
Einhaltung der Regel und die Zahl der Preisänderungen zu überprüfen, sondern ihre 
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tatsächlichen Auswirkungen auf Verbraucherpreise, Margen und Wettbewerb zu untersu-
chen. 

Ein solcher Ansatz ermöglicht es, erfolgreiche Instrumente beizubehalten, unwirksame 
Instrumente anzupassen und unbeabsichtigte Nebenwirkungen frühzeitig zu korrigieren. 
Gerade bei einem Markt wie dem Kraftstoffmarkt, auf dem internationale Beschaffungs-
preise, Wechselkurse, Steuern und lokale Wettbewerbsbedingungen gleichzeitig auf die 
Endkundenpreise einwirken, erscheint eine adaptive Regulierung gegenüber einer ein-
maligen, weitreichenden Preisintervention vorzugswürdig. 
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Anhang 
Tabelle 1: Instrumente der Kraftstoffmarktregulierung und Länder, die sie einsetzen oder 
eingesetzt haben 

Instrument Mechanismus Länder (Zeitraum) 

Markttransparenzregulierung (Abschnitt 3.1) 

Meldepflicht und 
Transparenz-
plattform 

Zeitnahe Pflichtmeldung der 
Säulenpreise an eine zentrale 
Meldestelle (Deutschland binnen 
5 Minuten, Österreich binnen 30 
Minuten); Veröffentlichung über 
staatliche Portale oder zugelas-
sene private Informationsdienste; 
Varianten: Anzeige nur der güns-
tigsten Preise (Österreich), de-
zentrale Veröffentlichung durch 
die Anbieter selbst (Dänemark) 

Westaustralien (seit 2001, mit 
24-Stunden-Bindung); Frank-
reich (seit 2007); Spanien (seit 
2007); Portugal (seit 2008); 
Südkorea (seit 2008); Öster-
reich (seit 2011); Chile (seit 
2012); Deutschland (MTS-K, 
seit 2013); New South Wales 
(seit 2016); Queensland (seit 
Ende 2020); Südaustralien 
(seit 2021); Victoria (seit 
08/2025); Dänemark (seit 
2026, dezentral); Vereinigtes 
Königreich (seit 2026); Québec 
(seit 2026) 

Zeitliche Beschränkungen der Preisanpassung (Abschnitt 3.2) 

Uhrzeitregel Preiserhöhungen höchstens ein-
mal täglich zu oder bis zu einer 
festen Uhrzeit; Senkungen jeder-
zeit 

Österreich (einmal täglich seit 
07/2009, um 12 Uhr seit 
01/2011); Deutschland 
(KPAnG, seit 04/2026); Italien 
(ab 03/2026, zunächst drei Mo-
nate, ohne feste Uhrzeit); Ru-
mänien (bis 12 Uhr, 04–
06/2026 und seit 08/2026) 

Mindestgeltungs-
dauer 

Jeder ausgezeichnete Preis gilt 
mindestens 24 Stunden unverän-
dert, in beide Richtungen; keine 
Meldestelle 

New Jersey (Gesetz von 
1938); Wisconsin 

Vortagsregel Meldung des Preises für den Fol-
getag bis 14 Uhr; ab 6 Uhr für 24 
Stunden in beide Richtungen 
bindend (symmetrisch) oder als 
Obergrenze, die sich nach einer 
Senkung bis zum nächsten 6-
Uhr-Termin nicht wieder aus-
schöpfen lässt (asymmetrisch) 
 
 

Westaustralien (FuelWatch, 
seit 01/2001, symmetrisch); 
Victoria (seit 03/2026, asym-
metrisch); Northern Territory 
(seit 04/2026, asymmetrisch) 
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Instrument Mechanismus Länder (Zeitraum) 

Staatliche Höchstpreise (Abschnitt 3.3) 

Fester nominaler 
Höchstpreis 

Politisch gesetzter Betrag je Li-
ter, nicht aus den Kosten abge-
leitet; Unterschreiten erlaubt; 
Verluste tragen die Anbieter 

Kroatien (10–12/2021; 02–
03/2022); Ungarn (11/2021–
12/2022; 03–06/2026); Slowe-
nien (03–04/2022; 05–06/2022) 

Preisdeckel mit 
fiskalischer Kom-
pensation 

Fest- oder Höchstpreis; der Staat 
gleicht den Anbietern die Diffe-
renz zu den Beschaffungskosten 
aus, direkt oder über Staatsun-
ternehmen 

Malta (unveränderte Preise seit 
06/2020, Zuschüsse an Staats-
unternehmen); Libyen, Kuwait, 
Indonesien (administrierte 
Preise über Staatsunterneh-
men); Pakistan (03–05/2022); 
Panama (07/2022–01/2024; 
Benzin 95 bis 04/2023); Südko-
rea (Großhandelsstufe, seit 
03/2026); Kirgisistan (seit 
05/2026) 

Formelbasierter 
Höchstpreis 

Höchstpreis aus Produktnotie-
rung (umgerechnet in Landes-
währung) oder inländischem 
Großhandelspreis, regulierter 
Marge und Steuern; periodisch 
neu berechnet, teils nur bei 
Überschreiten einer Schwelle an-
gepasst; Unterschreiten erlaubt 

Belgien (seit 1974); Luxem-
burg; Atlantik-Kanada; Südaf-
rika (nur Benzin); Kroatien 
(2022–2025; seit 2026); Slowe-
nien; Serbien; Polen (03–
06/2026; 08/2026); Tschechien 
(04–07/2026) 

Margendeckel Obergrenze für die Handels-
spanne des einzelnen Anbieters, 
bezogen auf die eigenen Ein-
standskosten, eine Referenzperi-
ode oder die eigene Ausgangs-
marge vor dem Eingriff; in der 
Regel kein veröffentlichter End-
preis 

Griechenland (03–06/2026); 
Rumänien (04–06/2026; seit 
08/2026); Österreich (seit 
04/2026, seit 06/2026 nur Wei-
tergabepflicht) 

Preisvereinba-
rung 

Einseitige Zusage oder Abspra-
che einzelner Anbieter mit der 
Regierung ohne allgemein ver-
bindliche Norm; verwandt: Preis-
steuerung über staatlich kontrol-
lierte Unternehmen 

Frankreich (TotalEnergies, 
2023; erneut seit 03/2026); In-
dien und Brasilien (über 
Staatsunternehmen, zeit-
weise); Jamaika (Glättungsre-
gel der Staatsraffinerie Petro-
jam) 

Großhandelsde-
ckel 

Höchstpreis für die Abgabe-
preise von Raffinerien, Importeu-
ren oder Großhändlern an Tank-
stellen; Tankstellenpreis rechtlich 
nicht gedeckelt 

Hawaii (09/2005–05/2006, seit-
her ausgesetzt); Südkorea (seit 
03/2026, mit Verlustausgleich) 
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Instrument Mechanismus Länder (Zeitraum) 

Fiskalische Maßnahmen (Abschnitt 3.4) 

Steuersenkung Befristete Senkung der Ver-
brauchsteuer je Liter (meist um 
einen festen Betrag, in der EU 
teils bis zu den Mindestbeträgen 
der Energiesteuerrichtlinie) oder 
des Mehrwertsteuersatzes; auch 
Aussetzung, dauerhafte Ab-
schaffung oder gruppenbezo-
gene Erstattung 

Deutschland (Mehrwertsteuer 
07–12/2020; Energiesteuer 
06–08/2022 und 05–06/2026); 
Italien (2022; seit 03/2026); 
Belgien (2022/23, Rückführung 
per Sperrklinke); Polen (Mehr-
wertsteuer 2022; 03–06/2026 
und 08/2026); Spanien (Mehr-
wertsteuer und Energiesteuer 
seit 03/2026; Berufsdiesel-Er-
stattung 2023 und 2026); Ös-
terreich (seit 04/2026); Schwe-
den (CO₂-Steuer 07–11/2026); 
Vereinigtes Königreich (seit 
03/2022, verlängert bis 
12/2026); Alberta (2022); Ka-
nada (seit 04/2026); Türkei 
(Diesel 08/2026, seither stufen-
weise Rückführung); Japan 
(Abschaffung der Aufschläge 
auf Benzin 12/2025 und Diesel 
04/2026) 

Säulenrabatt Fester Abschlag je Liter an der 
Kasse; der Staat erstattet ihn 
ganz oder teilweise der Ver-
kaufsstelle oder dem liefernden 
Unternehmen 

Spanien (04–12/2022); Frank-
reich (04–12/2022); Bulgarien 
(07–12/2022, nur Privatperso-
nen); Rumänien (07–12/2022, 
zur Hälfte erstattet); Malaysia 
(quotierter Subventionspreis für 
Staatsbürger, seit 09/2025) 

Großhandels-
subvention 

Zuschuss je Liter an Raffinerien, 
Großhändler oder Importeure, 
meist als Differenz zu einem 
Zielpreis, teils als Festbetrag; mit 
oder ohne Preisvorgabe 

Japan (01/2022–12/2025, 
wechselnde Ausgestaltung; er-
neut seit 03/2026); Pakistan 
(03–05/2022, mit Preisstopp); 
Panama (07/2022–01/2024, 
mit Festpreis); Kirgisistan (seit 
05/2026); Indien (vor der Preis-
freigabe) 

Pauschale Di-
rekthilfe 

Fester Betrag unabhängig von 
der getankten Menge an Haus-
halte, Berufsgruppen oder Anbie-
ter; der Literpreis wird nicht ver-
billigt 

Deutschland (Energiepreispau-
schale 2022); Griechenland 
(Fuel Pass 2022); Ungarn (För-
derung kleiner Tankstellen 03–
09/2022); Frankreich (2023; 
2026); Neuseeland (seit 
04/2026); Japan 
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Instrument Mechanismus Länder (Zeitraum) 
(Strukturförderung für Tankstel-
len in dünn versorgten Ge-
meinden) 

Quelle: eigene Zusammenstellung; Belege in den Abschnitten 3.1 bis 3.4. 
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